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Der Frieden gewinnt
In einer Zeit, wo eines der men-

schenfeindlichsten Regimes 
der Welt, die Rolle innehat, Men-
schenrechte weltweit zu verteidi-
gen, wo der alternative Nobelfrie-
denspreis an eine Gruppe von Wa-
shington gesteuerten Schauspie-
ler mit „weißen Helmen“ geht, 
und wo große Teile der muslimi-
schen Welt seit 9/11 durch illega-
le NATO-Kriege und US-Droh-
nenangriffe zerstört worden sind, 
scheint der Frieden kümmerliche 
Aussichten zu haben.

Führt US-Präsident Trump 
dann einen Höflichkeitsbesuch 
im Zentrum des Bösen durch 
und lanciert den bisher größten 
Waffendeal in der Geschichte der 
USA, und legt dabei das größ-
te Gewicht auf die Arbeitsplät-
ze seines Landes, wird das Gan-
ze aber zu einem Affentheater. 
Nachdem er 2016 Saudi-Arabi-
en noch beschuldigte, hinter 9/11 
zu stehen, verkauft er dem Wüs-
tenstaat jetzt Tonnen an Waffen 
und Munition.

Saudi-Arabien ist ja nicht ein-
mal eine Nation, sondern nur eine 
Partnerschaft zwischen dem Bri-
tischen Imperium und der saudi-
schen Al-Saud-Familie, welche 
durch das „Petrodollar-Arran-
gement“ mit den USA eine der 
reichsten Familien der Welt ge-
worden ist und dabei im wahrs-
ten Sinne einen Terrorstaat mit 
mittelalterlichem Rechtsverhal-
ten errichtet hat.

Die Königsfamilie Saudi-Ara-
biens betreibt eine sehr fanatische 
Variante des Islams und versucht 
durch Indoktrination in Schulen 
und Moscheen und durch Unter-
stützung der noch fanatischeren 
Terroristen wie Al-Qaeda, ISIS, 
The Muslim Brotherhood und 
andere, mit Gewalt diesen isla-
mistischen Neofundamentalis-
mus weltweit zu fördern und den 
friedlichen Islam zu verdrängen.

Diese Familie bombardiert 
mittlerweile seit zwei Jahren 
das kleine Jemen; zehntausende 
Menschen sind dabei ums Le-
ben gekommen! Jetzt erhalten 
sie noch mehr teuflisches Spiel-
zeug „Made in the USA“, und 
somit bereitet die USA den Weg 
für ihre eigenen geopolitischen 

Ziele – mehr Krieg, mehr Chaos 
und mehr Flüchtlinge weltweit, 
nur nicht in den USA.

Es stellt sich dringend die Fra-
ge: Wie lange noch lässt sich der 
Westen von einem Land leiten, 
welches sich in tiefer Kriegsab-
hängigkeit befindet? Wie lange 
kann ein Land, das bewiesener-
maßen etliche Male in der neue-
ren Geschichte alle anderen Län-
der angelogen, Beweismaterial 
verfälscht und „Tatsachen“ frei 
erfunden hat – wie lange kann 
und will man solch einem Land 
die Führung überlassen und noch 
mehr Millionen von Menschen 
das Leben zerstören oder nehmen 
lassen? Das geht nur so lange gut, 
solange es die anderen Länder zu-
lassen. Wir stehen jetzt an einem 
Scheideweg, Krieg oder Frieden. 

Was die USA und ihre euro-
päischen Verbündeten wollen, 
sind mehr Geld für Waffen und 
Überwachung. Das dient keines-
falls dem Frieden. Was dagegen 
die Menschen wollen, ist Frieden 
und Ehrlichkeit seitens ihrer Poli-
tiker, denn sie haben längst deren 
Machenschaften durchschaut. Die 
Personalkarusselle von Kriegs-
kräften, Politikern und Medien, 
welche sich seit Jahrzehnten im 
Westen aufgebaut haben, sind da-
bei, ihr Momentum zu verlieren. 
Die Schande, in diesem Teufels-
kreis weiter zu machen wie bis-
her, ist offensichtlich. 

Was bei den Politikdarstellern 
und Mainstream-Medien nicht zu 
finden ist, blüht jetzt auf unter 
dem Volk: Friedensinitiativen. 
Handwerker, Unternehmer, Poli-
zeibeamte, Anwälte, Kindergärt-
nerinnen, Finanzexperten, Rent-
ner aller Art – engagierte Men-
schen jeder Couleur und Herkunft 
haben genug. Ihr Wissen gewin-
nen sie aus dem Internet und den 
alternativen Medien, die sich jetzt 
wie einen Steppenfeuer verbrei-
ten. Also einfach weitermachen. 
Der Frieden wird gewinnen!

Power to the Paper!

Tommy  
Hansen, 
Chef- 
redakteur  
free21.org
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IntervIew

Alleine für 2016 betrugen die glo-
balen Militärausgaben 1,5 Billio-
nen US-Dollar bzw. 1.500 Milliar-
den US.-Dollar – Tendenz steigend. 

Marcus KlöcKner: Herr Bickel, 
Kriege kommen und gehen, aber 
die Profiteure dieser Kriege blei-
ben die Gleichen. Ist das eine der 
zentralen Erkenntnisse Ihrer Ar-
beit?
MarKus BicKel: Mit Blick auf 
die arabischen Staaten, die ich für 
mein Buch bereist habe, stimmt 
das sicherlich. Allen voran natür-
lich im Irak: Bis auf eine kaum 
wahrnehmbare Atempause nach 
Ende des Iran-Irak-Kriegs haben 
die Irakerinnen und Iraker seit 
1980 nichts Anderes erlebt als eine 
Aneinanderreihung bewaffneter 
Konflikte. Und die Waffen ka-
men immer aus den gleichen Staa-
ten: Allen voran die USA haben 
seit der Invasion von 2003 mehr 
als zwanzig Milliarden US-Dollar 
in die Ausrüstung und Aufbau der 
irakischen Armee gesteckt. Nach 
der Flucht ganzer Divisionen aus 
Mossul vor Einheiten des Islami-
schen Staates im Sommer 2014 hat 
Washington eine weitere Milliar-
de in den Wiederaufbau der Streit-
kräfte gesteckt. Insgesamt ha-
ben in den Jahren seit dem Sturz 
Saddam Husseins mehr als drei-
ßig Staaten Kampfflugzeuge und 
-hubschrauber, Panzer, Infanterie-
waffen und Munition aller Kaliber 
an den Irak geliefert. Zu Saddams 
Zeiten war das übrigens nicht bes-
ser: 28 Staaten versorgten in den 
1980er Jahren sowohl Teheran wie 
Bagdad mit Rüstungsgütern.
Marcus KlöcKner: Wer sind die-
se Profiteure?

MarKus BicKel: Unter den Top 
Ten der größten Rüstungskonzerne 
der Welt befinden sich ausschließ-
lich Unternehmen aus Westeuropa 
und den USA. Und auch unter den 
größten hundert Unternehmen er-
wirtschafteten Betriebe in Groß-
britannien, Frankreich, Deutsch-
land, Belgien, Italien und den Ver-
einigten Staaten 2015 mehr als 
achtzig Prozent der Umsätze. Di-
rekt dahinter folgen Firmen aus 
Russland, Südkorea, Israel und In-
dien.
Marcus KlöcKner: Von welchen 
Summen reden wir hier? Um wie 
viel Geld geht es?
MarKus BicKel: Die weltwei-
ten Militärausgaben beliefen sich 
laut dem renommierten Bran-
chendienst IHS Janes 2016 auf 1,5 
Billionen US-Dollar – das sind 
1.500 Milliarden, also eine Zahl 
mit zwölf Nullen. Darin zusam-
mengefasst sind die Ausgaben für 
staatliche Streitkräfte, aber auch 
für paramilitärische Gruppierun-

gen und die militärische Nutzung 
des Weltraums. Dieser Betrag soll 
bis 2020 auf mehr als 1,6 Billio-
nen steigen. Und zwar nicht zu-
letzt, weil die Golfstaaten weiter 
mächtig aufrüsten: Mit Steigerun-
gen um drei Prozent in den Vertei-
digungsetats der Staaten Nordafri-
kas und des Mittleren Ostens rech-
net Janes in den nächsten drei Jah-
ren. 2015 gab allein Saudi-Arabien 
87 Milliarden US-Dollar für neue 
Waffensysteme und den Unterhalt 
seiner Streitkräfte aus – nur Chi-
na und die USA investierten mehr 
in Rüstung.
Marcus KlöcKner: Wie sieht es 
mit dem Löwenanteil bei den Um-
sätzen im internationalen Waffen-
handel aus?
MarKus BicKel: Den machen wei-
ter US-Rüstungsbetriebe aus. 2015 
beliefen sie sich laut dem Stock-
holmer Friedensinstitut SIPRI 
auf weltweit rund 370 Milliarden 
US-Dollar – davon erwirtschaf-
teten amerikanische Firmen gut 

200 Milliarden, das sind mehr als 
fünfzig Prozent. Was die Profite 
anbelangt, stehen Lockheed Mar-
tin, Boeing, Raytheon, Northrop 
Grumman und General Dynamics 
ganz oben: Die globalen Top Five 
erwirtschafteten 2015 fast 16 Mil-
liarden US-Dollar Gewinn.
Marcus KlöcKner: Wo stehen die 
westeuropäischen Rüstungskon-
zerne?
MarKus BicKel: Auch diese mach-
ten zuletzt wieder Rekordumsät-
ze. Schauen Sie sich Unternehmen 
wie Airbus, ThyssenKrupp Mari-
ne Systems, Thales und die briti-
sche BAE Systems an. 2015 waren 
es mehr als 95 Milliarden US-Dol-
lar, wobei die französische Waf-
fenindustrie durch den Verkauf 
von Kriegsschiffen und Kampf-
flugzeugen in die Golfregion und 
an Ägypten eine Steigerung von 
mehr als 13 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr erzielen konnte. Nicht 
zu vernachlässigen auf diesem Ge-
biet ist Russland, das durch sein 

Ein Royal Canadian Air Force CF-188 Hornet in Operation Inherent Resolve über Irak März 2015 (Foto: Staff 
Sgt. Perry Aston, Public Domain)

Ein „Teufelskreis von Aufrüstung, 
Militarisierung und Repression“
Gibt es Profiteure des Krieges? Natürlich gibt es sie. Und sie verdienen gigantische Summen. Der Journalist Markus Bickel, 
der gerade ein Buch mit dem Titel „Die Profiteure des Terrors – Wie Deutschland an Kriegen verdient und arabische Dikta-
turen stärkt“ veröffentlicht hat, zeigt im Interview mit Marcus Klöckner für die NachDenkSeiten auf, welche Dimensionen 
die weltweite Rüstungsindustrie mittlerweile angenommen hat.

von Marcus Klöckner
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Eingreifen in den Syrien-Konflikt 
künftig Waffensysteme anbieten 
kann, die unter realen Kriegsbe-
dingungen getestet wurden: 30 
Milliarden US-Dollar setzten rus-
sische Firmen unter den Top 100 
der Welt 2015 um.
Marcus KlöcKner: Wenn es um 
so viel Geld geht, dann müssen 
auch starke Interessen im Spiel 
sein, oder?
MarKus BicKel: Es war der ameri-
kanische Präsident Dwight D. Ei-
senhower, der in seiner Abschieds-
rede 1961 vor dem wachsenden 
Einfluss eines militärisch-indus-
triellen Komplexes warnte – und 
das, obwohl er von seiner Ausbil-
dung an der Militärakademie West 
Point bis zu seinem Abdanken aus 
der Armee mehr als vierzig Jah-
re in Uniform verbrachte. Doch er 
sah die Gefahr, dass durch anhal-
tende Konflikte und Militarisie-
rung die amerikanische Rüstungs-
industrie zu einem Staat im Staat 
werden könnte. Mehr als ein hal-
bes Jahrhundert später wird die-
se Sorge durch die Ankündigung 
Donald Trumps neu befeuert, den 
US-Verteidigungsetat in den kom-
menden Jahren um 54 Milliarden 
US-Dollar zu erhöhen. Dass in 
Trumps Kabinett und engem Be-
raterkreis etliche frühere Generäle 
sitzen, zeigt, wie stark beide Sek-
toren verwoben sind.
Marcus KlöcKner: Reden wir 
über Deutschland und die Bun-
desregierung. Zu welchen Er-
kenntnissen sind Sie bei Ihren Re-
cherchen gelangt? Wie verhalten 
sich Deutschland bzw. die Bun-
desregierung, wenn es um die Mi-
litarisierung von „problemati-
schen“ Regionen geht?
MarKus BicKel: Die Politik von 
Schwarz-Rot ist gekennzeichnet 
von vielen Worten und wenig Ta-
ten. Einerseits hat sich Vizekanz-
ler Sigmar Gabriel nach seinem 
Amtsantritt als Wirtschaftsmi-
nister redlich darum bemüht, eine 
Reduzierung der deutschen Rüs-
tungsausfuhren in Krisenregionen 
durchzusetzen. Beim Export von 
Kleinwaffen ist ihm das in gewis-
sem Maße auch gelungen. Gleich-
zeitig schnellen die Ausfuhren an 
Drittstaaten, die nicht der Nato 
oder der EU angehören, und in 

Spannungsgebiete immer weiter 
in die Höhe. Jahr für Jahr werden 
Genehmigungen in Höhe von vie-
len Milliarden Euro erteilt – und 
das, obwohl die Anzahl der Kon-
flikte auf der Welt so hoch ist wie 
seit dem Ende des Kalten Krieges 
nicht mehr.
Marcus KlöcKner: Wie sieht es 
mit deutschen Rüstungsexporten 
in „Staaten des arabischen Kri-
sengürtels“ aus, wie Sie es in Ih-
rem Buch formulieren?
MarKus BicKel: Laut dem renom-
mierten Branchenfachdienst Jane’s 
verkauften deutsche Firmen 2015 
Rüstungsgüter im Wert von fast 
fünf Milliarden Euro ins Ausland. 
Ein Drittel davon ging nach Nah-
ost und Afrika. Und auch 2016, 
für das noch keine Verkaufszahlen 
vorliegen, genehmigte der geheim 
tagende Bundessicherheitsrat Ex-
porte in Höhe von 6,9 Milliarden 
Euro – unter anderem an Algeri-
en, Saudi-Arabien, Ägypten und 
die Vereinigten Arabischen Emira-
te. 2015 war Katar der größte Im-
porteur deutscher Rüstungsgüter – 
die Lieferung von Kampfpanzern 
vom Typ Leopard 2 A7 an einen 
Staat, der aktiv an der Bombardie-
rung des Jemens beteiligt ist und 
islamistische Milizen sowohl in 
Syrien wie in Libyen unterstützt, 
ist skandalös! Das gleiche gilt für 
die Ausfuhr von Großwaffensyste-
men und Munition an Saudi-Arabi-
en und die Vereinigten Arabischen 
Emirate.

Marcus KlöcKner: Nun könnte 
man annehmen, dass es doch kla-
re Richtlinien für den Export von 
Waffen in Krisenstaaten gibt. Wo 
liegt das Problem?
MarKus BicKel: Die gibt es, so-
wohl auf nationalstaatlicher 
wie auf europäischer Ebene. In 
Deutschland sind es die Rüstungs-
exportrichtlinien aus dem Jahr 
2000, die eine Ausfuhr in Span-
nungsgebiete eigentlich nur im 
Einzelfall erlauben. Und auch der 
2008 verabschiedete Gemeinsame 
Standpunkt der EU bekräftigt eine 
zurückhaltende Exportpolitik in 
Krisengebiete. Doch davon kann 
in der Praxis nicht die Rede sein. 
Dass 2015 zwei Drittel der geneh-
migten Ausfuhren von Kriegswaf-
fen in Drittstaaten außerhalb von 
EU und Nato gingen und 2016 im-
mer noch mehr als die Hälfte aller 
Rüstungsgüter, zeigt, wie sehr das 
Geschäft mit dem Krieg boomt – 
und wie lax das existierende deut-
sche Kontrollregime ist. Außer-
dem entwickeln immer mehr Kon-
zerne Strategien, um die bestehen-
den Ausfuhrkriterien zu umgehen.
Marcus KlöcKner: Können Sie 
uns genauer aufzeigen, wie die 
konkrete Praxis aussieht? Es 
scheint da ja eine gewisse „Kre-
ativität“ vorzuherrschen, wenn es 
darum geht, Rüstungsexporte zu 
betreiben.
MarKus BicKel: Die Düsseldor-
fer Rheinmetall AG beispielswei-
se, die erst vor kurzem ihren Ge-

schäftsbericht für 2016 vorlegte, 
betreibt ganz selbstbewusst eine 
Strategie der Internationalisie-
rung, wie es Vorstandsvorsitzen-
der Armin Papperger nennt. Das 
brachte dem Konzern im vergan-
genen Jahr einen Rekordumsatz 
von knapp drei Milliarden Euro 
ein, ein Zuwachs von 14 Prozent 
gegenüber 2015. 
Marcus KlöcKner: Was meinen 
Sie hier mit Internationalisierung?
MarKus BicKel: Internationalisie-
rung heißt hier, dass man sich mit 
einheimischen Firmen in Staaten 
wie Südafrika, aber auch Italien zu 
Joint Ventures zusammenschließt, 
also Länder, in denen die Ausfuhr-
bestimmungen für Militärtechno-
logie und Rüstungsgüter weitaus 
weniger strikt gehandhabt werden 
als in Deutschland. So gelangten 
von der italienischen Rheinmetall-
Tochter RWM Italia produzierte 
Bomben der MK-80-Serie an die 
saudische Luftwaffe, die sie wie-
derum über einem Wohngebiet in 
Aden abwarf. Und die Rheinme-
tall Denel (RMD), an der der Mut-
terkonzern in Düsseldorf 51 Pro-
zent hält, betreibt in den Vereinig-
ten Arabischen Emiraten eine Mu-
nitionsfabrik.
Marcus KlöcKner: Und das Gan-
ze versucht man dann noch in ei-
ner geschickten Sprache zu ver-
kaufen. Was denken Sie, wenn Sie 
mal wieder in den Medien davon 
hören, dass Deutschland „mehr 
außenpolitische Verantwortung“ 
übernimmt oder übernehmen soll?
MarKus BicKel: Ich bin kein Pa-
zifist und habe in meiner Zeit als 
Balkan-Korrespondent in den 
2000er Jahren die friedenserhal-
tende Wirkung von UN-Missio-
nen in Bosnien-Herzegowina und 
im Kosovo durchaus zu schätzen 
gelernt. Dass sich die Bundeswehr 
daran beteiligt, halte ich für rich-
tig und konsequent – Engagement 
für den Abbau gewalttätiger Kon-
flikte muss einhergehen mit der 
Schaffung eines Umfelds, in dem 
Menschen in Sicherheit und ohne 
Angst vor einem Wiederaufflam-
men bewaffneter Konflikte leben 
können. Das ist in den Staaten Ex-
jugoslawiens lange geglückt, auch 
wenn die neue nationalistische 
Rhetorik von Skopje bis Sarajevo 

IntervIew

Am bord des Flugzeugträgers USS John F. Kennedy wird Munition für eine 
6 Monate Übung im 2004 Mittelmeer geladen (Foto: Airman Anthony 
Riddle, Public Domain)
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Schlimmes befürchten lässt. Da-
ran schuld sind aber nicht SFOR, 
KFOR oder EUFOR, sondern die 
lokalen Eliten.
Marcus KlöcKner: Also von Ihrer 
Seite gibt es keine Kritik, wenn es 
heißt, dass Deutschland mehr po-
litische Verantwortung überneh-
men soll?
MarKus BicKel: Nein, Sie ver-
stehen mich falsch. Was ich gera-
de dargelegt habe, schließt Kritik 
an der Formel von der Übernah-
me mehr außenpolitischer Verant-
wortung nicht aus.
Marcus KlöcKner: Wie meinen 
Sie das?
MarKus BicKel: Ich meine, das 
Gegenteil ist der Fall: Die Beteili-
gung der Bundeswehr an der Ope-
ration „Inherent Resolve“ im Irak 
und Syrien bedeutet eine Zäsur. 
Zum ersten Mal nach dem Zweiten 
Weltkrieg haben sich deutsche Sol-
daten klar auf eine Seite gestellt: 
auf die der irakischen Kurden. 
Dass die Peschmerga die Streit-
kraft eines nach Unabhängigkeit 
strebenden Teilstaates sind, blen-
det die Bundesregierung dabei 
bewusst aus. Dabei sind seit dem 
Bundestagsbeschluss 2014 zahl-
reiche Berichte von Human Rights 
Watch und Amnesty International 
erschienen, die den irakisch-kurdi-
schen Kämpfern Kriegsverbrechen 
und schwere Menschenrechtsver-
letzungen vorwerfen. Die Poli-
tik der Bundesregierung treibt die 
Dreiteilung des Iraks in sunnitisch, 
schiitisch und kurdisch kontrollier-
te Gebiete weiter voran.
Marcus KlöcKner: Sie schreiben 
in Ihrem Buch, dass „eine wer-
tegeleitete Außenpolitik über die 
Eigeninteressen der deutschen 
Exportwirtschaft hinausgehen“ 
muss. Tut sie das nicht? Oder, an-
ders gefragt: Woran orientiert sich 
denn aus Ihrer Sicht das Vorgehen 
der Bundesregierung im Hinblick 
auf die Rüstungsexportpolitik und 
die „Antiterroreinsätze“ über Sy-
rien und dem Irak?
MarKus BicKel: Die deutsche 
Außenpolitik ist von einer star-
ken Handelsfixierung geprägt. So 
hat sie sich auch aus wirtschaftli-
chen Gründen gegen Forderungen 
des Europaparlaments gesperrt, 
den Export von Militärgütern an 

Saudi-Arabien wegen des Jemen-
Kriegs auszusetzen. Vier Millio-
nen Barrel Erdöl passieren täglich 
die Meerenge von Bab al-Mand-
ab an der Küste vor dem Jemen 
– eine Lebensader der Weltwirt-
schaft. Die zu verteidigen, ist der 
deutschen Diplomatie wichtiger als 
der Einsatz für ein sofortiges Ende 
der verheerenden Luftangriffe, 
bei denen in den vergangenen bei-
den Jahren seit Beginn des Kriegs 
mehr als 10.000 Menschen getö-
tet wurden. Und durch den anhal-
tenden Export von Kriegsschiffen 
an Saudi-Arabien wird die Seeblo-
ckade des Jemens sicherlich auch 
nicht beendet. Dabei ist diese dafür 
verantwortlich, dass humanitäre 
Hilfe nicht an die Bevölkerung ge-
langen kann – obwohl mehr als die 
Hälfte der 24 Millionen Bewohner 
diese dringend benötigt.
Marcus KlöcKner: Wenn man 
bisweilen die Aussagen von so 
manchem Politiker, aber auch die 
Berichterstattung mancher Me-
dien verfolgt, kommt man zu dem 
Eindruck: In all diesen Konflik-
ten und Kriegen, die wir derzeit 
sehen, sind die westlichen Staa-
ten einzig aus edlen Motiven in-
volviert. Schuld an den Konflikten 
tragen sie auf keinen Fall und ei-
gene Interessen, die vielleicht auf 
nicht ganz so edlen Motiven beru-
hen, sind ihnen völlig fremd. Ein 
schönes Narrativ?
MarKus BicKel: Aufschlussreicher 
als Politikerstatements finde ich da 
noch das Narrativ, das die Vertre-
ter großer Rüstungskonzerne zu 
zeichnen versuchen: Wenn wir 
nicht verkaufen, tun das andere, 
behauptet man seitens von Rhein-
metall oder Diehl Defence immer 
wieder. Und ganz demonstrativ 
wird auf die vermeintlich frieden-
stiftende Wirkung ihrer Produkte 
verwiesen: Gepanzerte Fahrzeu-
ge seien bei Blauhelmeinsätzen 
der Vereinten Nationen doch un-
umgänglich, heißt es dann etwa. 
Oder: ohne Minenräumgeräte kei-
ne Stabilität in Nachkriegsregi-
onen. Dass mit der Ausfuhr von 
Munition und Munitionskompo-
nenten die größten Gewinne erzielt 
werden, wird dabei verschwiegen. 
So entfielen von den 147 Millionen 
Euro Gewinn, die die Rüstungs-

sparte von Rheinmetall 2016 er-
wirtschaftete, auf den Sektor Waf-
fen und Munition 108 Millionen. 
Das heißt: Drei Viertel der Profite 
werden mit der Ware erwirtschaf-
tet, ohne die jeder Krieg zum Er-
liegen kommen würde: Munition. 
Diesen Geschäften müssen sei-
tens der Politik Riegel vorgescho-
ben werden.
Marcus KlöcKner: Sie sprechen 
in Ihrem Buch von einem „Teufels-
kreis von Aufrüstung, Militarisie-
rung und Repression“. Wie kann 
man diesen Teufelskreis aufbre-
chen?
MarKus BicKel: Nur ein breites 
Bündnis aus friedensorientierten 
Politikern, kritischen Aktionären 
und Akteuren aus der Zivilgesell-
schaft kann so viel Druck aufbau-
en, dass das Geschäft mit dem Tod 
weitere gesellschaftliche Ächtung 
erfährt. Ein erster Schritt wäre 
ein Rüstungsexportgesetz, das die 
Ausfuhr in Krisenregionen und 
Spannungsgebiete ohne Wenn und 
Aber verbietet. Gestoppt würde 
dadurch auch die Praxis der Ein-
zelfallgenehmigungen, die den 
Konzernen immer neue Schlupf-
löcher bietet, die Ausfuhrbestim-
mungen zu umgehen.
Marcus KlöcKner: Was müsste 
noch getan werden?
MarKus BicKel: In Kriege verwi-
ckelte, autoritäre Staaten wie Sau-
di-Arabien, Katar und die Verei-
nigten Arabischen Emirate müss-
ten auf eine Rote Liste gesetzt wer-
den. Und die Politik der Interna-
tionalisierung, die es deutschen 
Rüstungskonzernen ermöglicht, 
Schwellenländer beim Aufbau ei-
gener Waffen- und Munitionsfab-
riken zu unterstützen, sollte unter 
ein viel stärkeres Kontrollregime 
gestellt werden – auf Bundes-, aber 
auch auf europäischer Ebene.

IntervIew

<http://
www.free21.
org/?p=27181>
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Kommentar Lukas: 
„Dies ist der dritte Roman 
der Maeva-Trilogie, welche 
unter der Überschrift „Ab-
grundtief realistisch und den-
noch voller Hoffnung“ in die 
Buchhandlungen geschickt 
wurde. Der Autor schafft 
eine realistische Zukunfts-
fiktion, die unsere gegenwär-
tigen Probleme und Entwick-
lungen behandelt und dabei 
nicht vergisst, Lösungsansät-
ze zu bieten. Die Trilogie ge-
hört in jedes Bücherregal.“
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Zwei amerikanische Kriegs-
schiffe im Mittelmeer feuer-

ten 59 Marschflugkörper vom Typ 
Tomahawk des US-Rüstungskon-
zerns Raytheon auf den syrischen 
Militärflughafen al-Schairat ab. 
Die amerikanischen Erstschlag-
waffen steuerten das vom Weißen 
Haus definierte Ziel in hoher Ge-
schwindigkeit von 800 Stundenki-
lometern an und flogen auf nur ge-
ringer Höhe von 15 bis 100 Metern 
über den syrischen Boden bevor 
sie einschlugen und explodierten.

Illegaler Angriff ohne 
UNO Mandat
Die Charta der Vereinten Nationen 
billigt den Einsatz von Gewalt nur 
dann, wenn ein angegriffener Staat 
sich verteidigt oder der UN-Sicher-
heitsrat den Militärschlag geneh-
migt hat. In allen anderen Fällen 
verbietet die UNO Kriege.

Trotzdem ist es seit der Grün-
dung der UNO 1945 wiederholt 
zu illegalen Angriffskriegen ge-
kommen. In vielen Fällen, darun-
ter Irak 2003, Afghanistan 2001, 
Serbien 1999, Vietnam 1964 und 
Kuba 1961, war das US-Imperium 
der Aggressor. Die UNO-Charta 
wurde immer wieder gebrochen, 
wie ich in meinem Buch „Illegale 
Kriege“ zeige.

„Der US-Militärschlag gegen 
syrische Regierungstruppen war 
völkerrechtswidrig“, schreibt Ste-
fan Ulrich in der Süddeutschen 
Zeitung richtig. Und auch Luxem-
burgs Aussenminister Jean Assel-
born erkannte, dass Trumps erster 
Krieg illegal ist: „Problematisch 
an dem Angriff der USA auf eine 
Luftwaffenbasis der syrischen Ar-
mee ist aber, dass solche Einsät-
ze völkerrechtlich nur mit einer 
Ermächtigung durch den UN-Si-
cherheitsrat erfolgen dürfen. Das 
war hier nicht der Fall“, erklärte 
der Außenminister besorgt.

Konfrontation der  
Atommächte
Weil Russland an der Seite der syri-
schen Armee gegen die Terrormiliz 
IS in Syrien kämpft, birgt Trumps 
Angriff auf den Militärflughafen 
die Gefahr einer direkten Kon-

frontation der Atommächte USA 
und Russland. „Bisher galt, dass 
sich eine Atommacht wie die USA 
nicht dort militärisch engagiert, wo 
bereits eine andere Atommacht, in 
diesem Fall Russland, aktiv ist. Die-
ses Tabu ist heute gefallen“, gab der 
EU-Abgeordnete Elmar Brok von 
der CDU zu bedenken.

Die von Trump illegal angegrif-
fene Schairat-Basis beherbergte 
auch Gebäude für russische Sol-
daten und russisches Militärge-
rät. Kurz vor dem Angriff hatte 
Washington das russische Militär 
noch informiert, so dass die ame-
rikanischen Tomahawks keine rus-
sischen Soldaten töteten.

Da in Syrien die russischen 
Luftabwehrsysteme S-300 und 
S-400 stationiert sind, bleibt die 
indirekte Konfrontation der Atom-
mächte brandgefährlich und erin-
nert an die Kubakrise 1962. Ob 
die russischen Raketen am 7. April 
nicht in der Lage waren, die ameri-
kanischen Tomahawks abzufangen, 
oder ob Moskau ganz bewusst eine 
direkte militärische Konfrontation 
mit den USA vermeiden wollte, ist 
ungeklärt.

Kreml-Sprecher Dimitri Pes-
kow verurteilte den ersten illegalen 
Krieg Trumps mit deutlichen Wor-
ten: „Dieser Schritt Washingtons 
beschädigt signifikant die russisch-

amerikanischen Beziehungen, die 
sich ohnehin in einem kläglichen 
Zustand befinden“, so der Sprecher 
von Präsident Putin. Er verurteilte 
die „Aggression gegen einen sou-
veränen Staat“ und den Verstoß ge-
gen die UNO-Charta scharf.

Giftgasangriff als Vorwand
Zwei Tage vor dem Angriff auf Sy-
rien hatte die amerikanische UN-
Botschafterin Nikki Haley den il-
legalen militärischen Alleingang 
angekündigt: „Wenn die Vereinten 
Nationen es anhaltend versäumen, 
ihrer Pflicht zum gemeinsamen 
Handeln nachzukommen, dann 
gibt es einen Zeitpunkt im Leben 
von Staaten, an dem wir gezwun-
gen sind, unsere eigenen Aktionen 
zu ergreifen“, hatte sie gewarnt.

Doch dieses Recht auf An-
griffskriege hat keiner der 
193 UN-Mitgliedstaaten, auch 
nicht das US-Imperium.

Dass Präsident Trump nach dem 
Abfeuern der Tomahawk-Marsch-
flugkörper auf den ungeklärten 
Giftgasangriff von Chan Schei-
chun vom 4. April verwies, legiti-
miert keineswegs seinen Angriffs-
krieg auf Syrien. Es gibt keine 
Gleichheit im Unrecht. Wer auch 
immer hinter dem hinterhältigen 

Einsatz von Giftgas steht: Dieses 
Verbrechen rechtfertigt keinen 
Völkerrechtsbruch durch die USA.

„Am Dienstag hat Syriens Dik-
tator Baschar al-Assad furchtba-
re Chemiewaffenangriffe auf un-
schuldige Zivilisten gestartet und 
ein tödliches Nervengas benutzt“, 
erklärte Trump vor den Medien 
und begründete damit seinen ers-
ten Krieg.

Ob diese Behauptung von 
Trump der Wahrheit entspricht oder 
ob es sich hier um Fake News han-
delt und der Giftgasanschlag durch 
die Gegner Assads verübt worden 
war ist völlig unklar und müss-
te gründlich untersucht werden. 
Zu präsent sind noch die Kriegs-
lügen von Präsident George Bush 
Junior, der 2003 mit Verweis auf 
ABC-Waffen seinen illegalen An-
griffskrieg auf den Irak begründete.

Krieg schüren oder  
Frieden sichern?
Es ist bedenklich, dass in Deutsch-
land Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) und Außenminis-
ter Sigmar Gabriel (SPD) sich wie 
Vasallen sofort hinter den illegalen 
Angriffskrieg von Trump stellten. 
Noch bevor der Giftgasanschlag 
genau untersucht worden war, be-
hauptete Merkel, Syriens Präsident 

Flugzeugträger (Quelle: rubikon.news / CC0)

Der illegale Krieg von 
Präsident Trump
Am Freitag, den 7. April 2017, um 03:40 Uhr Ortszeit griff US-Präsident Donald Trump als 
oberster Befehlshaber der US-Armee Syrien an. Dieser Angriff war illegal, weil Trump nicht 
über ein Mandat des UNO-Sicherheitsrates verfügt. von Dr. Daniele Ganser
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Assad trage „die alleinige Verant-
wortung“ für den Einsatz von Gift-
gas in Chan Scheichun. Da der UN-
Sicherheitsrat durch ein russisches 
Veto „blockiert“ werde, sei der An-
griff von Trump auf Syrien „nach-
vollziehbar“, ließ Regierungsspre-
cher Steffen Seibert verlauten.

Wer die Missachtung der UN-
Charta akzeptiert, muss davon aus-
gehen, dass Chaos und interna-
tionale Gewalt zunehmen. Dies 
ist nicht im Sinne der Friedens-
bewegung.

Ob die Gewalt weiter eskalie-
ren und Trump den direkten 
Angriff auf Assad wagen wird, 
ist offen. „Sollten die USA ohne 
eine Absprache mit Russland 
versuchen, die Absetzung von 
Assad militärisch durchzuset-
zen, dann könnte das verhee-
rende Folgen für Syrien ha-
ben“, warnt Nahost-Experte 
Günter Meyer von der Uni-
versität Mainz richtig.

Tatsächlich kann sich niemand 
ernsthaft eine direkte Konfron-
tation der Atommächte USA und 
Russland in Syrien wünschen. Ein 
Showdown zwischen Trump und 
Putin muss unbedingt vermieden 
werden. Was wir jetzt brauchen, 
sind Deeskalation sowie die Be-
sinnung auf die Prinzipien der 
UNO-Charta.
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INTERVIEWER: Sie stehen der Me-
dienberichterstattung über Syrien 
sehr kritisch gegenüber. Was stört 
Sie daran?
PATER DANIËL: „Die Vorstellung, 
dass ein Volksaufstand gegen Prä-
sident Assad stattgefunden hat, ist 
total falsch. Ich war in Qara seit 
2010 und habe mit meinen eige-
nen Augen gesehen, wie Agitato-
ren von außerhalb Syriens Proteste 
gegen die Regierung organisierten 
und junge Menschen rekrutierten. 
Das wurde gefilmt und ausgestrahlt 
von Al Jazeera, um den Eindruck 
zu vermitteln, dass eine Rebellion 
im Gang war. Morde wurden von 
ausländischen Terroristen gegen-
über sunnitischen und christlichen 
Gemeinschaften begangen in der 
Absicht, religiösen und ethnischen 
Unfrieden unter den Menschen Sy-
riens zu verbreiten. Meiner Erfah-
rung nach waren die Menschen in 
Syrien in Wirklichkeit untereinan-
der sehr vereint.

Vor dem Krieg war Syrien ein 
harmonisches Land: ein säkularer 
Staat, in dem verschiedene religi-
öse Gemeinschaften friedlich Seite 
an Seite lebten. Es gab kaum Ar-
mut, Bildung war kostenlos und 
die medizinische Versorgung war 
gut. Es war nur nicht möglich, frei 
seine politischen Ansichten zu äu-
ßern. Aber den meisten Menschen 
war das egal.“
INTERVIEWER: Schwester Agnès –
Mariam aus Ihrem Kloster Mar 
Yakub („Sankt Jakob“) wird be-
schuldigt, an der Seite des Regi-
mes zu stehen. Sie hat dort Freun-
de auf höchster Ebene.
PATER DANIËL: „Schwester Agnès-
Mariam hilft der Bevölkerung: sie 
hat vor kurzem eine Suppenküche 
in Aleppo eröffnet, in der fünfmal 
pro Woche 25.000 Mahlzeiten zu-
bereitet werden. Schauen Sie, es ist 
ein Wunder, dass wir überhaupt 
noch leben. Wir verdanken das der 
Armee der Regierung Assads und 
Vladimir Putin, weil dieser sich 
entschlossen hat zu intervenieren, 
als die Rebellen die Macht zu über-
nehmen drohten.

Als Tausende von Terroristen 
sich in Qara niederließen, fürchte-
ten wir um unser Leben. Sie kamen 
aus den Golfstaaten, Saudi-Arabien, 
Europa, der Türkei, Libyen; es gab 

viele Tschetschenen. Sie bildeten 
eine ausländische Besatzungsmacht 
und waren allesamt mit al-Qaeda 
und anderen Terroristen verbün-
det. Vom Westen und seinen Alli-
ierten bis an die Zähne bewaffnet, 
mit der Absicht, gegen uns vor-
zugehen, sagten sie buchstäblich: 
‚Dieses Land gehört jetzt uns.’ Oft 
standen sie unter Drogen, kämpften 
gegeneinander, am Abend schossen 
sie wahllos herum. Wir mussten 
uns lange Zeit in den Grabgewöl-
ben des Klosters verbergen. Als die 
syrische Armee sie verjagte, waren 
alle froh: die syrischen Bürger, weil 
sie die ausländischen Rebellen has-
sen, und wir, weil der Frieden zu-
rückgekehrt war.“
INTERVIEWER: Sie sagen, dass die 
syrische Armee die Zivilbevöl-
kerung beschützt, dennoch gibt 
es alle Arten von Berichten über 
Kriegsverbrechen, die von Assads 
Kräften begangen werden, zum 
Beispiel Bombardierungen mit 
Fassbomben.
PATER DANIËL: „Wissen Sie nicht, 
dass die Medienberichterstattung 
über Syrien die größte Medienlü-
ge unserer Zeit ist? Sie haben rei-
nen Unsinn über Assad verbreitet. 
Es waren in der Tat die Rebellen, 
die plünderten und töteten. Glau-
ben Sie, die Menschen in Syrien 
sind dumm? Glauben Sie, dass die-
se Menschen gezwungen wurden, 
für Assad und Putin zu jubeln? Es 
sind die Amerikaner, die ihre Hän-
de überall drin haben, wegen Pipe-

lines und Rohstoffen in dieser Re-
gion und um Putin auszubremsen.

Saudi-Arabien und Qatar wollen 
in Syrien einen sunnitischen Staat 
errichten, einen Staat ohne Religi-
onsfreiheit. Deswegen muss As-
sad gehen. Wissen Sie, als die sy-
rische Armee sich auf die Schlacht 
in Aleppo vorbereitete, kamen mus-
limische Soldaten zu mir, um sich 
segnen zu lassen. Unter einfachen 
Moslems und Christen gibt es kein 
Problem. Es sind diese radikalen 
vom Westen unterstützten Rebellen, 
die uns umbringen wollen. Sie ge-
hören alle zu al-Qaeda und dem IS. 
Es gibt keine gemäßigten Kämpfer.“
INTERVIEWER: Sie sagten einmal, 
dass Hillary Clinton ein „Teufel in 
heiligem Wasser“ ist, weil sie als 
Außenministerin ganz bewusst den 
Konflikt verschlimmerte.
PATER DANIËL: „Ich bin froh über 
Trump. Er sieht, was jeder norma-
le Mensch versteht: Dass die Ver-

einigten Staaten von Amerika auf-
hören sollten, Länder zu untermi-
nieren, die natürliche Ressourcen 
besitzen. Der Versuch der Ame-
rikaner, eine unipolare Welt auf-
zubauen, ist das größte Problem. 
Trump versteht, dass der radikale 
Islam eine größere Gefahr darstellt 
als Russland.

Was kümmert es mich, ob er 
gelegentlich seine Hose herunter-
lässt? Wenn Trump die Weltpolitik 
in der Art betreibt, wie er es ver-
sprochen hat, dann schaut die Zu-
kunft gut aus. Dann wird sie der-
jenigen ähnlich werden, die Putin 
anstrebt. Und es ist zu hoffen, dass 
es dann eine Lösung für Syrien ge-
ben und dass der Frieden zurück-
kehren wird.“
INTERVIEWER: Sie wissen schon, 
dass Ihre Analyse strittig ist und 
viel Kritik hervorrufen wird?
PATER DANIËL: „Ich spreche aus 
persönlicher Wahrnehmung. 
Und niemand muss mir glauben, 
stimmt ś? Aber ich weiß eines: die 
Medien können mit ihrer Bericht-
erstattung entweder zum Massa-
ker an dem syrischen Volk beitra-
gen, oder sie können dem syrischen 
Volk helfen. Leider gibt es zu viele 
Mitläufer und Feiglinge unter den 
Journalisten.“

Interview mit 
einem Priester 
in Syrien
Der flämische Pater Daniël Maes (78) lebt in Syrien in dem 
aus dem sechsten Jahrhundert stammenden Kloster Mar 
Yakub in der Stadt Qara 90 km nördlich der Hauptstadt 
Damaskus. Pater Daniel war ein Zeuge des „Bürgerkriegs,“ 
und laut ihm sind die westlichen Berichte über den Konflikt 
in Syrien sehr irreführend. Kurz gesagt: „die Amerikaner und 
ihre Alliierten wollen das Land völlig ruinieren.“ Wierd Duk

Pater Daniël Maes. (Foto: Sjoerd 
Mouissie)

Autor:
Wierd Duk
ist ein nieder-
ländischer Jour-
nalist, Historiker 
und Autor. Er ist 
spezialisiert auf 
die Geschichte 
und Politik von Russland und 
Deutschland und erscheint 
regelmäßig als politischer 
Kommentator in Radio  und 
Fernsehprogrammen.

(Quelle: wikipedia)
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www.free21.
org/?p=27202>
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ArtIkel

Es ist früh am Morgen, als wir 
Aleppo verlassen. Joseph, der 

mich bei Recherchen in Syrien 
meist begleitet, steuert sicher und 
zügig den Wagen durch den mor-
gendlichen Verkehr. Den Solda-
ten an den zahlreichen Kontroll-
punkten reicht meist der Blick auf 
das Schild „Presse“, das vorne an 
der Windschutzscheibe klebt, um 
uns freundlich weiter zu winken. 
Manch einer liest sich das Schrei-
ben des Informationsministeri-
ums genau durch, blickt dann in 
den Wagen und sagt: „Eine Deut-
sche? Herzlich willkommen in 
Syrien.“

Im August vergangenen Jah-
res führte der Weg nach Alep-
po über Stück und Stein und die 
frei gekämpfte Castello Straße 
in den Norden der Stadt. Im Sep-
tember und November erreich-
ten wir Aleppo über Ramousseh 
im Süden. Den Osten mussten 
wir damals weiträumig umfah-
ren, da dort bewaffnete Grup-
pen kommandierten, die einen 
eigenen syrischen Staat islamis-
tischer Prägung gründen wollten. 
Eine feuergewaltige Offensive der 
syrischen Streitkräfte und ihrer 
Verbündeten (Russland, Iran, His-
bollah) hatte dann kurz vor Weih-
nachten 2016 zur Befreiung der 
ganzen Stadt geführt.

35.000 Menschen waren nach 
Idlib und in die Türkei evaku-
iert worden, darunter Tausende 
Kämpfer und mehr als 100 aus-
ländische militärische Spezial-
kräfte, die die Kampfverbände bei 
ihrem Umsturzversuch in Aleppo 
unterstützt hatten. Mehr als dop-
pelt so viele Menschen waren zu-
vor aus dem Osten der Stadt in die 
Randgebiete und in den Westen 
geflohen, die meisten von ihnen 
leben bis heute in Sammelunter-
künften, wo sie mit dem Nötigs-
ten versorgt werden.

Dieses Mal also konnten wir 
über den Osten und am Flughafen 
vorbei nach Aleppo fahren. Der 
gleiche Weg führt uns nun also 
wieder hinaus. Tage mit intensi-
ven Gesprächen, erschütternden 
Momenten, berührender Gast-
freundschaft liegen hinter mir. 
In Gedanken lasse ich die Begeg-
nungen Revue passieren, blättere 

in den Aufzeichnungen und ma-
che Notizen für Reportagen: über 
die Brüder, die nahe am Antaki-
ya-Tor der Altstadt von bewaff-
neten Islamisten aus dem Eltern-
haus vertrieben wurden.

Über die Geschäftsleute, die 
aus dem Nichts ihre Betriebe wie-
der aufbauen. Über die Nach-
barn des Sakaria-Krankenhauses, 
das von den bewaffneten Grup-
pen in „Al Quds-Hospital“ um-
benannt wurde und wo ich in den 
Kellerräumen jede Menge Ver-
bandsmaterial und Medikamen-
te deutscher, französischer und 
türkischer Firmen fand. Über die 
Zitadelle, die Ommayyaden-Mo-
schee, über den Willen und die 
Hoffnung der Aleppiner, sich ihr 
früheres gutes Leben zurückzu-
erobern.

Immer wieder schweift der 
Blick vom Notizblock aus dem 
Fenster über die endlose Weite. 
Tiefgrüne Felder und Wiesen, auf 
denen Frauen in ihren bunten Tü-
chern und Röcken Kräuter und Sa-
lat ernten, ihre Männer oder Söh-
ne werden es später in die Stadt 
bringen und verkaufen. Hirten, die 
Kufiyeh um den Kopf geschlun-
gen, treiben Ziegen- und Schafe 
vor sich her, Jungtiere springen 

um die gemächlich grasenden 
Herden herum. Aus der Bäcke-
rei von Sfireh trägt ein Bauer auf-
rechten Ganges ein großes Paket 
frischen Brotes davon, Kinder ja-
gen Hühner vor sich her, Kühe su-
chen den Schatten von Olivenhai-
nen, um sich dort friedlich kauend 
niederzulassen.

In Khanasir trinken wir den 
wohl besten Espresso auf der Stre-
cke zwischen Aleppo und Homs, 
den Abu Mohamed aus einer mo-
dernen Espressomaschine ser-
viert. Weil es keinen Strom gibt, 
hat er einen kleinen Generator 
in seinem Geschäft aufgestellt 
und strahlt über das Lob, das ihm 
von allen über den guten Kaffee 
entgegengebracht wird. Vor dem 
Krieg arbeitete der Tscherkesse 
mit seinen Freunden Anas, She-
rif und Bilal – der sich zunächst 
mit einem breiten Grinsen unter 
seinem Vollbart als „Abu Bakr 
al Bhagdadi“ vorstellt – in der 
Landwirtschaft von Khanasir. 
Eines Tages werden sie ihre frü-
here Arbeit wieder aufnehmen, 
versichert Abu Mohamed: „Die 
Leute aus Khanasir haben immer 
das Land bestellt und es ging uns 
gut.“ Geld für den Kaffee lehnt 
er wie schon bei unserer Hin-

fahrt ab. „Hauptsache, Sie kom-
men wieder, wenn sie das nächste 
Mal nach Aleppo fahren“, meint 
er lachend.

Hinter Khanasir breiten sich 
entlang der Straße rote und gel-
be Blumenteppiche aus. Raps und 
tiefrote Mohnblumen haben die 
sonst karge Landschaft des Jbeil 
Hoss an diesem Frühlingstag ver-
zaubert. „Das ist das Blut unse-
rer Märtyrer sagt Lama, die uns 
um eine Mitfahrgelegenheit nach 
Damaskus gebeten hatte. „Jeden 
Frühling werden sie uns an die-
sen sinnlosen Krieg erinnern.“

Es ist gegen 11 Uhr, als ich 
dank einer mobilen Internet-
verbindung einen Blick auf die 
Schlagzeilen im Internet werfe: 
20% des syrischen Militärarse-
nals sei bei dem US-Angriff auf 
die Al Scha‘riat Militärbasis bei 
Homs zerstört worden, heißt die 
Schlagzeile bei der BBC. Die US-
Armee hatte wenige Tage zuvor 
59 Cruise Missiles auf Syrien ab-
geschossen. Die Begründung war, 
dass die syrische Armee angeb-
lich Giftgas bei einem Angriff auf 
den Ort Khan Sheikhoun (Provinz 
Idlib) eingesetzt habe. Die Flug-
zeuge seien von Al Scha’riat ge-
startet. Die dortigen Bunker, in 
der das Giftgas gelagert sei, habe 
man mit Rücksicht auf die Zivil-
bevölkerung nicht bombardiert, 
so ein Sprecher der US-Armee.

Die Deutsche Welle (Werbe-
spruch: „Made for Minds“) macht 
mit der Schlagzeile auf: „G7-Staa-
ten einig: Assad muss weg“. Der 
syrische Präsident kämpfe „mit 
brutalsten Mitteln um seine 
Macht. Die G7-Staaten fordern 
geschlossen seinen Abgang“, so 
der Text. Eine politische Lösung 
„mit einem Verbleib von Assad an 
der Macht“ werde es „nicht ge-
ben“, wird der französische Au-
ßenminister Jean-Marc Ayrault 
zitiert. Was man jetzt brauche, 
sei ein Waffenstillstand „unter 
Beobachtung der internationa-
len Gemeinschaft“. Man müsse 
den Druck auf Russland erhö-
hen, die „Unterstützung für As-
sad“ zu beenden.

Interessant ist der letzte Satz 
des DW-Artikels, der offenbart, 
wessen Geistes Kind die G7-Stel-

Krieg der Lügen
Das erste Opfer des Krieges ist immer die Wahrheit. So auch 
in Syrien. 

von Karin Leukefeld

(Foto: Karin Leukefeld)
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lungnahme ist. An den Syrien-
Beratungen nahmen auch „die 
Außenminister der Türkei, der 
Vereinigten Arabischen Emira-
ten, Saudi-Arabiens, Jordaniens 
und Katars“ teil. „Da sitzen die 
Banken und Scheckbücher, die 
den Krieg gegen Syrien finanzie-
ren“, kommentiert Joseph trocken, 
als ich ihm den Text übersetze. 
„Die Emirate, Saudis, Kataris 
bezahlen Waffen und Kämpfer, 
die Türkei stellt Infrastruktur 
und freie Passage“ und Jordani-
en habe sich quasi in eine Mili-
tärbasis der USA und deren Ver-
bündeten entwickelt. Doch die 
G7-Politiker sollten nicht verges-
sen, dass schon viele ihrer Kolle-
gen, die den Sturz des syrischen 
Präsidenten seit 2011 forderten, 
selber nicht mehr im Amt seien. 
„Barack Obama, Hillary Clinton, 
David Cameron, der Emir von 
Katar und Francois Hollande“ 
habe auch seinen Rückzug erklärt.

Der frühere Touristenführer 
Joseph liebt seine Heimat und hat 
mit seiner Frau beschlossen, Sy-
rien nicht zu verlassen. Immer ist 
er zu Scherzen aufgelegt, meistert 
auch schwierige Situationen mit 
Behörden, an Checkpoints oder 
bei der Suche nach Benzin. Als 
der Krieg 2011 begann verkaufte 
er bis auf eines die 10 Fahrzeuge, 
die er für sein florierendes Tou-
rismusunternehmen angeschafft 
hatte. Die Fahrer musste er entlas-
sen, mit einem verbliebenen Auto 
und seinen Englischkenntnissen 
bot er dann Journalisten seine Un-

terstützung an. Seine Frau leitet 
einen Kindergarten nahe am Bab 
Touma Tor, wo das Paar mit ih-
ren zwei Kindern lebt. Mehr als 
einmal schlugen Mörsergrana-
ten aus den östlichen Vororten 
(Ghouta) in der direkten Nach-
barschaft ein.

Besonders schlimm war es im 
Herbst 2016, als eine Granate di-
rekt in der Nachbarwohnung lan-
dete. Der Sohn der Nachbarin, der 
am Vortag sein Ingenieursstudi-
um mit Bravour bestanden hat-
te, wurde von Granatsplittern am 
Hals durchbohrt. Joseph war als 
erster vor Ort, das Bild des ver-
blutenden jungen Mannes trägt er 
bis heute in sich. Sein Sohn verlor 
das Interesse an Schule und Stu-
dium, berichtete Joseph damals. 
„Warum soll ich einen Studien-
abschluss machen, wenn ich am 
nächsten Tag tot bin?!“ In langen 
Gesprächen und mit gemeinsa-
men Planungen für die Zukunft, 
konnten Joseph und seine Frau 
den Sohn wieder motivieren.

Lama hat im Kassettenrecor-
der ein Stück laut gedreht, das 
in der Levante zu einem Volks-
lied geworden ist: Helwa ya Ba-
ladi, Wie schön ist meine Heimat: 
„Meine Hoffnung war immer, zu-
rückzukehren und für immer bei 
dir zu bleiben/ erinnerst du dich 
an meine Heimat, ich trage so vie-
le Geschichten in mir/ meine ers-
te Liebe, nie könnte ich sie und 
meine Heimat vergessen/ wo sind 
sie geblieben, die Tage, bevor wir 
uns trennen mussten?“ Das Lied 

ist der ägyptischen Hafenstadt 
Alexandria gewidmet, doch im 
Libanon und Syrien teilen viele 
Menschen die darin ausgedrückte 
Sehnsucht, die Traurigkeit über 
das, was ihnen durch Krieg und 
Vertreibung genommen wurde. 
Lama nimmt ihr Handy und filmt 
zu der Musik die Landschaft, die 
an uns vorbeifliegt, ihre Heimat. 
„Helwa ya Baladi“ summt sie vor 
sich hin.

Auf der ARD-Webseite fin-
de ich einen Artikel über Michael 
Lüders, der in einer Markus-Lanz-
Sendung (5.4.2017) erklärt hatte, 
das Giftgas nach Khan Sheikhoun 
sei von den bewaffneten Grup-
pen aus und mit Unterstützung der 
Türkei nach Syrien gebracht wor-
den. Die Quellen von Lüders sei-
en zweifelhaft, schreiben die „Fak-
tenfinder“. Seymour Hersh, der 
großartige Journalist, der in einer 
einjährigen Recherche die Wahr-
heit über die Freisetzung von Gift-
gas bei Damaskus 2013 an die Öf-
fentlichkeit befördert hatte, wird in 
Zweifel gezogen. Also sei auch die 
Analyse von Lüders zweifelhaft, 
wird geschlussfolgert. Der türki-
sche Journalist Can Dündar – der 
seit einigen Monaten in Deutsch-
land im Exil lebt, viele Preise er-
halten hat und finanzielle Unter-
stützung für eine Webseite, auf der 
er weiter über die Türkei schreiben 
kann – Dündar also wird als Kron-
zeuge zitiert, der die Darstellung 
von Lüders zurückweist.

Ich erinnere mich an ein Ge-
spräch in Damaskus. Als ich dort 

Bekannte nach ihrer Meinung be-
fragte, wer für die Freisetzung von 
chemischen Substanzen in Khan 
Sheikhoun verantwortlich sein kön-
ne, spielten sie mir zur Antwort ei-
nen Clip auf ihrem Handy vor. Es 
war ein Ausschnitt aus der Sen-
dung und zeigte die Erläuterun-
gen von Michael Lüders mit ara-
bischen Untertiteln.

Khan Sheikhoun liegt etwa 150 
km Luftlinie von hier an der M1-
Autobahn, die Damaskus, Homs, 
Hama und Aleppo verbindet. Die 
Strecke von Damaskus nach Alep-
po über die M1 ist 360 km lang und 
war früher in rund 4 Stunden zu 
bewältigen. Weil das Gebiet nörd-
lich von Hama, Khan Sheikhoun 
und Idlib unter Kontrolle der Nus-
ra Front steht, ist die direkte Fahrt 
über die M1 unterbrochen und die 
Autos schlängeln sich durch die 
Passage von Khanasir, durch die 
wir fahren. Diese Strecke Alep-
po-Damaskus ist 470 km lang, die 
Fahrt dauert für PKWs 6-7 Stun-
den, Busse sind oft 10-12 Stunden 
unterwegs.

Die Passage über Khanasir – 
die Syrer sprechen auch von ei-
nem „Korridor“ - führt über eine 
schmale, holprige Straße, die vor 
zwei Jahren von der syrischen Ar-
mee und ihren Verbündeten frei-
gekämpft und sukzessive erwei-
tert wurde. Östlich beginnt hinter 
einer Hügelkette das Einflussge-
biet des selbst ernannten „Islami-
schen Staates im Irak und in der 
Levante“. Nach Westen hin wer-
den Teile der Wüste, der Provin-
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zen Hama und Idlib von der Nus-
ra Front kontrolliert.

Beide Organisationen sind in-
ternational als terroristisch gelis-
tet, doch die syrische Armee wird 
im Kampf gegen diese Gruppen 
von der internationalen „Anti-
IS-Koalition“, die unter Führung 
der USA vorgibt, diese Terror-
gruppen zu bekämpfen, nicht un-
terstützt. Im Gegenteil. Im Sep-
tember 2016 wurde die syrische 
Armee auf dem Flughafen von 
Deir Ezzor vier Mal von der US-
Allianz bombardiert, was zum 
Tod von mehr als 70 Soldaten und 
weit mehr Verletzten führte. Der 
Flughafen von Deir Ezzor ist um-
geben von Kampfverbänden des 
IS. Die Aufklärung der „Anti-IS-
Allianz“ muss auf beiden Augen 
blind gewesen sein, dass es ihnen 
gelang, die IS-Basen zu verfehlen 
und die syrische Armee zu bom-
bardieren. Der Angriff erfolgte zu 
einem Zeitpunkt, als nach langen 
und zähen Verhandlungen von den 
USA und Russland ein Waffen-
stillstand vereinbart worden war. 
Der Angriff auf Deir Ezzor war 
das Ende dieser Vereinbarung.

Nun also wird die syrische Re-
gierung beschuldigt, Giftgas ein-
gesetzt zu haben. Von Al Sha’riat), 
der von den USA bombardier-
ten Luftwaffenbasis, waren sy-
rische und russische Kampfjets 
gestartet, die maßgeblich zum 
Kampf gegen den „IS“ und die 
Nusra Front bei Palmyra, Idlib 
und Aleppo-Land eingesetzt wur-
den. Bei der US-Bombardierung 
wurde kein Giftgas auf Al Sha’riat 
freigesetzt. Wo mag es geblieben 
sein, wenn es doch nur zwei Tage 
vorher dort noch gelagert gewe-
sen sein soll?! Wird es vielleicht 
in fahrbaren chemischen Labors 
durch Syrien transportiert, wie 
es ja auch im Irak der Fall gewe-
sen sein soll, wie der damalige 
US-Außenminister Colin Powell 
vor dem US-Sicherheitsrat am (8. 
März 2003) behauptet hatte. Heu-
te weiß die Welt, dass die USA 
damals gelogen hatte. Und heu-
te lügen die USA und ihre Ver-
bündeten wieder.

Unser Wagen weicht bei hoher 
Geschwindigkeit einem Fahrzeug 
aus, das einen der vielen entge-

genkommenden Tanklastwagen 
überholt, die Heizöl nach Alep-
po bringen. Obwohl die Fahrt 
durch den Korridor beschwerlich 
und nicht ungefährlich ist, ist der 
Verkehr dicht. Busse, hoch bela-
dene Transporter und Tanklast-
wagen sind unterwegs. Die Elek-
trizitätswerke in Aleppo werden 
repariert, eine neue Stromtrasse 
wird entlang der Straße durch den 
Korridor gebaut. Die Regierung 
hilft so gut sie kann, die Folgen 
und Zerstörungen des Krieges zu 
beseitigen.

Mit Unterstützung aus China, 
Iran und Russland wird die zivi-
le Infrastruktur wieder aufgebaut. 
Die reichen westlichen Staaten 
haben erst kürzlich noch einmal 
deutlich gemacht, dass erst dann 
finanziell geholfen wird, wenn 
der Präsident nicht mehr Bashar 
al-Assad heißt. Ihre Verbündeten 
am Golf und in der Türkei liefern 
weiter Waffen an ihre Bodentrup-
pen in Syrien, in Jordanien berei-
tet eine „arabische NATO“ unter 
US-britischer Führung neue An-
griffe auf das Land vor. Der Krieg 
gegen Syrien wird politisch, mi-
litärisch, mit Wirtschaftssankti-
onen und medial geführt.

Als Journalistin hier im Land, 
erscheint mir die Wucht der An-
griffe, die Politiker gegen Syri-
en erheben und die von den Me-
dien transportiert werden ohne 
sie zu hinterfragen, ohne Fakten 
zu prüfen, ohne das Völkerrecht 
zu berücksichtigen maßlos, ge-
spenstisch und gefährlich. Für 
Syrien und die Region sowieso, 
aber auch für alles, was Europa 
aus zwei Weltkriegen gelernt ha-
ben sollte.

Ein Gesprächspartner in Alep-
po hatte im Gespräch wiederholt, 
was von syrischer Regierungssei-
te seit dem Geschehen in Khan 
Sheikhoun immer wieder betont 
wird: Syrien setzt kein Giftgas 
ein, alle Giftgasbestände wurden 
2013 unter internationale Kon-
trolle gestellt und abtranspor-
tiert. Die UN-Organisation zum 
Schutz vor chemischen Waffen 
(OPCW) hat Syrien das 2015 be-
stätigt. Die USA allein vernichte-
te Hunderte Kubikmeter-Tonnen 
auf einem Spezialschiff im Mit-

telmeer und auch Deutschland 
vernichtete Restbestände in ei-
ner speziellen Verbrennungsan-
lage in Niedersachsen.

Die syrische Regierung hat 
Dutzende Male die Vereinten Na-
tionen und den UN-Sicherheitsrat 
darauf aufmerksam gemacht, dass 
Kampfverbände und Einzelperso-
nen chemische Substanzen nach 
Syrien transportiert haben. Das 
sei unter den Augen internationa-
ler und regionaler Geheimdienste 
geschehen, man habe sogar Na-
men der Personen mitgeteilt, so 
der syrische UN-Botschafter Al 
Jaafari. Und doch wird behaup-
tet, Syrien setze Giftgas ein. Es 
habe Giftgas versteckt, Russland 
habe Syrien dabei geholfen wird 
verbreitet. Wenn man lange ge-
nug mit Dreck auf jemanden wirft 
wird schon etwas hängen bleiben, 
heißt eine alte Redewendung. Al-
les wird in Bewegung gesetzt, kei-
ne Mühe wird gescheut, um Syrien 
und seine Verbündeten als Lüg-
ner hinzustellen. Ein „Krieg der 
Lügen“ werde gegen Syrien ge-
führt, so der Gesprächspartner in 
Aleppo. Wie sollen Regierung und 
Armee beweisen, dass sie etwas 
nicht haben, was sie nicht haben?

Als wir gegen Mittag Homs er-
reichen, fahren wir durch Stadt-
viertel, die zwar aufgeräumt, doch 
von den Kämpfen 2012 bis 2014 
schwer gezeichnet sind. Lama 
nimmt ihr Handy, dreht die Schei-
be herunter und filmt die Trüm-
merlandschaft. Sie hat wieder ihr 
Lieblingslied eingeschaltet, Hel-

wa ya Baladi: „…. erinnerst du 
dich an meine Heimat, so viele 
Geschichten...“. Langsam steuert 
Joseph den Wagen um die tiefen 
Schlaglöcher in der Straße her-
um. Aus den Ruinen leuchtet es 
blau, rot und gelb. Blumen, Grä-
ser, kleine Sträucher drängen der 
Frühlingssonne entgegen, die Vö-
gel singen.

ArtIkel

(Foto: Karin Leukefeld)

<http://
www.free21.
org/?p=27452>

Autor:
Karin Leukefeld
Jahrgang 1954, 
studierte Ethno-
logie, Islam- und 
Politikwissen-
schaften und 
ist ausgebildete 
Buchhändlerin. 
Organisations- und Öffentlich-
keitsarbeit unter anderem beim 
Bundesverband Bürgerinitiati-
ven Umweltschutz (BBU), Die 
Grünen (Bundespartei) sowie 
der Informationsstelle El Salva-
dor. Seit dem Jahr 2000 ist sie 
als freie Korrespondentin zum 
Mittleren Osten tätig.

Dieser Text wurde zuerst am 19.04.2017 auf 
www.rubikon.news unter der URL <https://
www.rubikon.news/artikel/krieg-der-lugen> 
veröffentlicht. Lizenz: CC 4,0



12 Publiziert auf Free21 am 10.5.2017, 20:38 Uhr, von Nikolai Starikov auf nstarikov.ru. Übersetzung Konstantin E.

MeInung

Es gibt einige wichtige Punk-
te, die man verstehen muss, 

um das aktuelle Geschehen in der 
Welt richtig einzuordnen: 
1. Es gibt heute keinen Konflikt 
zwischen den Zivilisationen des 
Westens und des Osten und auch 
keinen Konflikt zwischen dem 
Christentum und dem Islam. Aber 
es gibt ein Bestreben diese Kon-
flikte zu schüren. Es gibt das Be-
streben des Westens, alle anderen 
Zivilisationsprojekte zu schwächen 
(Russland, China usw.).
2. Es gibt keine „Koalition“, in der 
die „zivilisierte Welt“ mit dem so 
genannten „weltweiten Terroris-
mus“ kämpft.
3. Es gibt auch keinen weltweiten 
Terrorismus.

Aber was gibt es dann? Es gibt 
eine Methode, mit der die USA 
und ihre engsten Verbündeten ihre 
Vormachtstellung in der Welt auf-
rechterhalten. Es gibt ein Instru-
ment mithilfe dessen die Verei-
nigten Staaten ihre Konkurrenten 
schwächen. Dabei sind alle ge-

meint. Auch die, die formal zu ih-
ren Verbündeten zählen - wie Eu-
ropa. Diese Methode ist eben das 
Verüben von verschiedenen terro-
ristischen Akten. Auf den Punkt 
gebracht - der Terrorismus. Nicht 
nur, dass es den Terrorismus für 
sich genommen nicht gibt, er wird 
auch noch sorgfältig finanziert, 
vorbereitet und im Interesse der 
Dominanz der USA gesteuert.

Allerdings hat der Terrorismus 
als politisches Mittel auf Länder 
Einfluss zu nehmen in den letz-
ten Jahrhunderten eine gründli-
che Veränderung erfahren. Wenn 
noch vor hundert Jahren die Ter-
roristen eine Änderung der (politi-
schen) Handlungen der Regierung 
eines Landes zum Ziel hatten. So 
versucht heute keiner mithilfe des 
Terrorismus die Politik des einen 
oder anderen Landes zu „korrigie-
ren“. Im Zuge der Veränderung der 
Taktik und der Mittel zur Kriegs-
führung im Atomzeitalter, hat sich 
auch die Taktik des Einsetzens von 
Terrorismus verändert.

Das Hauptanliegen ist nicht 
mehr Druck auf Regierungen aus-
zuüben. Das Hauptziel der heuti-
gen terroristischen Anschläge ist 
das Bestreben die Handlungsun-
fähigkeit der Regierung des einen 
oder anderen Landes vorzuführen.

Das Informationszeitalter und 
die Informationskriege haben zur 
Veränderung des Zweckes des Ter-
rorismus beigetragen.

Ein Lastwagen rast in eine 
Menschenmenge auf einem Weih-
nachtsmarkt in Berlin. Die Unfä-
higkeit der deutschen Regierung 
ist [wirkt] offensichtlich. Die deut-
schen Behörden versuchen die-
sen Eindruck abzuwehren und die 
Handlungsfähigkeit der Regierung 
zu demonstrieren. Sind dabei aber 
etwas ungelenk. Die deutsche Po-
lizei benötigt zwei Tage (!), um 
eine Fahndung nach einem Mann 
herauszugeben, der seine Papiere 
im Führerhaus des LKWs verges-
sen (!) hatte. Dann wird dieser als 
Täter ausgewählte Mann bei einer 
Polizeikontrolle in Mailand getö-

tet. Das Attentat wurde also schnell 
aufgeklärt und der Täter seiner 
Strafe auch schon zugeführt! Es 
entsteht der Eindruck, dass um die 
Reputation wiederherzustellen und 
Handlungsfähigkeit zu zeigen, die 
deutschen Sondereinheiten nach 
jemanden gesucht haben, den sie 
als Täter „bestimmen“ und dessen 
Papiere sie unter dem LKW-Sitz 
„finden“ können. Daher auch die 
Pause von zwei Tagen…
Kehren wir wieder zu den am An-
fang getätigten Aussagen zurück.

 zu 1. Es gibt heute keinen Kon-
flikt zwischen dem Islam und dem 
Christentum. Es wird versucht die-
sen Konflikt aus geopolitischen 
Interessen zu entfachen; für sich 
genommen gibt es ihn nicht. Die 
nach Europa mit den Flüchtlin-
gen eingeführten Unruhestifter 
tun fleißig ihr Werk, um Span-
nungen zu erzeugen. Zur gleichen 
Zeit sind in den USA keine Kon-
flikte und auch keine Bruchlinie 
entlang des Islams und Christen-
tums aufzufinden und zu beobach-
ten. Die Konflikte entstehen genau 
dort, wo sie entstehen sollen, wo 
durch terroristische Anschläge die 
Handlungsunfähigkeit der europä-
ischen Länder vorgeführt werden 
soll. Den Nährboden für die Kon-
flikte gäbe es auf der ganzen Welt. 
In Erscheinung treten sie aber nur 
in genau definierten Bereichen: in 
Europa und im Nahen Osten. Es 
gibt auch Versuche die Konflikte in 
Russland anzufachen. Diese haben 
aber einen recht künstlichen Cha-
rakter. In Russland gab es  noch 
nie religiös motivierte Konflikte. 
Weder im Russischen Imperium, 
noch in der Sowjetunion. Man ar-
rangierte sich friedlich, heiratete 
untereinander und achtete wech-
selseitig den Glauben und die Ge-
bräuche. Auch in Europa gab es 
keine Konflikte zwischen Mos-
lems und Christen, aufgrund der 
Abwesenheit der erstgenannten in 
solch einer großen Zahl. Aber nun 
„plötzlich“ lassen die europäischen 
Länder 1,5 Mio. Menschen hin-
ein, fast ausschließlich muslimi-
scher Herkunft. Die Begründung 
hört sich wie ein kindliches Ge-
rede an: in Syrien ist Krieg. Und 
warum kommen dann nach Eu-
ropa hunderttausende Afghanen, 

Welche Aufgabe hat der 
heutige Terrorismus?
Es gibt einige wichtige Punkte, die man verstehen muss, um das aktuelle Geschehen in der 
Welt richtig einzuordnen. Nikolai Starikov

Ein Gebet für Palmyra – Waleri Gergijews Symphoniekonzert in der befreiten Oasenstadt (Foto: Screenshot, RT)
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Pakistaner, Tunesier und Algeri-
er? Ausgerechnet jetzt und ohne 
jegliche Papiere. Und was kurios 
ist - niemand wird zurückgeführt? 
Russen, die ein Visum nach Euro-
pa bekamen, wissen, dass es einer 
Schikane gleicht: verschiedene Be-
scheinigungen, Fingerabdrücke, 
keine angenehme Prozedur. Das 
ist die eine Seite. Und auf der an-
deren Seite sind Millionen Men-
schen gänzlich ohne Papiere. Wie 
ist das zu erklären? Die USA üben 
Druck auf Europa aus und zwin-
gen sie die „Flüchtlinge“ aufzu-
nehmen, mit denen auch der Terror 
nach Europa kommt. Europa wird 
schwächer, die Unfähigkeit ihrer 
Regierungen wird offensichtlich. 
Wer kann dann noch die „zivili-
sierte Welt“ beschützen und ver-
teidigen? Nur Washington.
zu 2. Da der Terrorismus ein In-
strument zur Verwirklichung der 
Politik der USA und der Ziele von 
Washington ist, ist es augenschein-
lich, dass die Vereinigten Staaten 
den Terrorismus nicht in dem Aus-
maß bekämpfen, dass er wirklich 
an der Wurzel angepackt wird. 
Kämpfen werden sie schon, oder 
genauer gesagt, sie werden den 
Kampf imitieren. Und das sehen 
wir am Fall Syrien. Es gibt zwar 
eine Koalition unter der Leitung 
der USA, aber Ergebnisse dieses 
Kampfes gibt es nicht. Zwei Jah-
re, alles umsonst. Russland tritt 
ein und verändert völlig die Situ-
ation. Die ISIS und andere politi-
sche Werkzeuge der USA erleiden 
Verluste und treten den Rückzug 
an. Was ist die Reaktion darauf 
seitens der Vereinigten Staaten? 
Steine in den Weg legen. Stän-
diges Wüten und Klagen darü-
ber, dass die russische Luftwaffe 
falsch bombardiere; am falschen 
Ort, die falschen Leute. Obwohl 
die Befreiung Aleppos ein Fakt ist. 
Und die „Koalition“ hat Mossul im 
Irak noch nicht befreien können. 
Wir dürfen nicht vergessen, dass 
im Kampf Russlands gegen die 
Terroristen die USA auf der Sei-
te der Terroristen stehen.
zu 3. „Der weltweite Terrorismus“ 
ist ein imposanter Ausdruck, der 
jedoch keine Substanz aufweist. 
Der Terror ist ein Werkzeug im 
Kampf auf der Ebene der Infor-

mationen. Es ist ein schreckli-
ches aber ein effektives Werk-
zeug. Und bekannterweise muss 
man das Pferdchen, auf dem man 
reitet hegen, pflegen und füttern.

Der Kampf in Syrien verläuft 
nach denselben Regeln. Erinnern 
Sie sich noch an die groß angeleg-
ten Terroranschläge am Anfang 
des Chaos in Syrien? Explosio-
nen von Autobomben mit einer 
großen Anzahl von Opfern. Wa-
rum gab es sie damals und war-
um gibt es sie heute nicht mehr? 
Zwei bis drei Jahre zuvor, war das 
eine Möglichkeit, der syrischen 
Bevölkerung die Unfähigkeit der 
Assad-Regierung zu „kommuni-
zieren“, woraus die Notwendig-
keit erwachsen möge, diese Re-
gierung abzusetzen. Nun tobt ein 
harter Krieg, wo die Ermordung 
von 20 weiteren unschuldigen Zi-
vilisten in Damaskus keinerlei in-
formationellen Gehalt hätte. Auch, 
weil die Handlungsfähigkeit der 
syrischen Regierung durch Russ-
lands Hilfe unterstützt wird und 
durch die Einnahme von Palmy-
ra und Aleppo.

Wer war gegen Assad? 
Wer beteuerte „Assad muss weg“? 
Washington. Und doch konnte die 
syrische Regierung Erfolge vor-
zeigen. Also:
1. Die Handlungsfähigkeit der 
Regierung von Baschar al-Assad 
wurde bekräftigt.
2. Die Handlungsfähigkeit von 
Russland wurde bekräftigt.
3. Die Handlungsunfähigkeit der 
USA wurde bekräftigt.

Dieser Blickwinkel hilft uns, 
die Ereignisse um Syrien zu ver-
stehen. Das Sichern der Regie-
rung von Assad ist das vollstän-
dige Scheitern der Vereinigten 
Staaten, denen es nicht gelang, 
ihr Programm in Syrien und da-
mit auch in der Region und damit 
auch in der Welt durchzudrücken. 
Denn die Vereinigten Staaten sind 
die stärkste Supermacht. Sie kön-
nen nicht zulassen, dass ihr Schei-
tern offenkundig wird und handeln 
durch die Hände der Terroristen. 
Jeder Erfolg ihrerseits ist das Ver-
sagen von Assad und Russland.

Sofort nach der Befreiung 
Aleppos von den Terroristen lei-
ten sie den nächsten Angriff ein 
und nehmen wieder Palmyra ein. 
Welchen Sinn macht es aus mili-
tärischer Sicht? Um militärische 
Überlegungen geht es hier nicht. Es 
geht um einen Informationskrieg. 
Die Vereinigten Staaten müssen 
unbedingt die Unfähigkeit Russ-
lands demonstrieren. Die Operati-
on um das Einnehmen dieser Stadt 
durch syrische Hände und das dor-
tige Konzert des Gergijew [rus-
sischer Dirigent] ist nicht nur ein 
militärischer Erfolg. Da der Krieg 
auf der Informationsebene geführt 
wird, ist das eine mächtige Kons-
tatierung der russischen und syri-
schen Fähigkeiten. Deshalb erfolgt 
der Gegenangriff durch die Hän-
de der Terroristen genau in Pal-
myra. Die Ermordung des russi-
schen Botschafters in der Türkei 
ist auch ein Versuch, das Unver-
mögen der russischen Regierung 
darzustellen.

Jedes Ereignis, das auf der 
Ebene der Information über die 
Schwäche der Russen „schreit“, 
ist ein „Beweis“ des russischen 
Versagens; da man es durch die 
entsprechende Brille betrachtet, 
die zu eigenen Gunsten ausfällt. 
Diese Brille möchten unsere ame-
rikanischen „Partner“ bevorzugt 
wissen. Es ist also nicht nur der 
Tod eines russischen Soldaten in 
Syrien, nicht nur ein abgeschos-
sener russischer Hubschrauber.

Es ist auch … Es ist auch die Er-
mordung des russischen Botschaf-
ters. Es ist auch die Tragödie um 
das russische Militärflugzeug in 
Sotschi, das unterwegs nach Sy-
rien war [A.d.Red. Flugzeugab-
sturz am 25.12.16 mit dem Alex-
androw-Chor der Roten Armee].

Unsere wichtigste Aufgabe ist 
es, diese tragischen Ereignisse 
gründlich zu untersuchen. Wir 
müssen das Wesentliche herausfin-
den: waren das wirklich unglückli-
che Fügungen, oder hat derjenige, 
der einen informationellen Nutzen 
dadurch erfährt, der seine Hand-
lungsfähigkeit erhöht, indem er un-
sere herabsenkt, die dafür nötigen 
Schritte unternommen hat. Damit 
Tragödien zu Tragödien wurden.
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Gernot Almesberger, ge-
boren 1970, wohnhaft in Linz, 
Beruf: Coaching & Unterneh-
mensberatung - Hobbys: Ken-
do, Fotografie,  nachhaltige Ent-
wicklung, Umwelt, Ökologie und 
Politik
Politik ist ein guter Einstieg ins 
Thema – wie bist du in die Poli-
tik gekommen?

Ich war immer ein politisch 
denkender Mensch. Vor 4 Jah-
ren sprach ich mit einem Kol-
legen darüber, dass viel geredet 
aber wenig umgesetzt wird. Wir 
wollten uns aktiv einbringen und 
nicht immer sagen, die Anderen 
tun nichts. So fing es an.
Und was macht ihr bzw. du jetzt?

Politische Arbeit heißt für 
mich Parteipolitik, geht aber dar-
über hinaus. Unser Ziel ist es, so-
zialdemokratische Werte, die sich 
über 125 Jahre entwickelt haben 
für das 3. Jahrtausend zukunfts-
fähig zu machen. Darum haben 
wir granum humanum – das Korn 
der Menschlichkeit - gegründet. 
Unser Fokus liegt auf Bildung in 
Bereichen wie Zukunft der Ar-
beit, Zukunft der Ökologie, Macht 
des Geldes bzw. der Finanzwirt-
schaft, also um ökonomische, 
ökologische und gesellschaftspo-
litische Themen. Insgesamt arbei-
ten jetzt ungefähr 100 Menschen 
mit, von denen die meisten vor-
her nicht aktiv waren. Wir treffen 
uns regelmäßig, tauschen uns aus, 
planen Veranstaltungen und sind 
auch eine der treibenden Kräfte 
hinter der Initiativplattform TTIP 
Stoppen Oberösterreich. 

Wie kam es zu der Plattform?
Im November 2013 las ich 

einen Bericht über TTIP, dann 
nahm ich das Thema in eine 
Sitzung mit und wir waren uns 
schnell einig, dass wir mehr In-

formationen benötigten. Wir ha-
ben Kontakt zu EU Parlamentari-
ern gesucht und uns ausgetauscht. 
Im Januar 2014 haben wir dann 
ein erstes Treffen mit Podiums-
diskussion organisiert – rund 40 

Teilnehmer saßen im Publikum. 
Die möglichen Gefahren des Ab-
kommens wurden deutlich und 
uns allen klar, es geht um unsere 
Zukunft. Also müssen wir wei-
tere Informationen zusammen-
tragen und mehr Menschen er-
reichen. Mit der Gründung der 
Plattform www.stop-ttip.at ging 
es dann richtig los.
Was heißt das?

Unsere erste Demo im Mai 
2014 hatte nicht ganz 1000 Teil-
nehmer. Im Herbst 2016 bei der 
Vierten waren es dann schon 6000. 
Und Demos sind ja nur ein Teil 
unserer Arbeit. Wir wollen mög-
lichst viele Menschen aus unter-
schiedlichen Gesellschaftsschich-
ten ansprechen und haben daher 
sehr viel Beziehungsarbeit mit 
den verschiedensten Institutio-
nen betrieben.
Beziehungsarbeit – was kann man 
darunter verstehen?

Ich habe gut 80 Vorträge ge-
halten, Kollegen von mir sicher 
50 weitere. Wir haben uns mit Na-
tionalratsabgeordneten unterhal-
ten und Aktionen durchgeführt. 
Auch gab es zahlreiche Treffen 
mit der WKO und der Landwirt-
schaftskammer, mit deren offizi-
ellen Vertretern wir das Thema 
besprachen. 

Wir wollen als Bürger und Bür-
gerinnen mit den Entscheidern in 
der Politik in Kontakt  treten und 
nicht nur  protestieren. Führt man 
konstruktive Diskussionen über 
die Auswirkungen kann man sehr 
viel erreichen. Öffentlicher Druck 
ist eine Sache, aber wenn man neu-
tral und wertschätzend mit den Po-
litikern ins Gespräch geht, kann 
man vielleicht sogar mehr errei-
chen als durch Konfrontation.

Wir sind eher zurückhaltend 
aufgetreten – eben eher bezie-
hungsorientiert, darum haben 
sich aber viele Organisationen 
der Plattform angeschlossen. 
Insgesamt sind 44 Organisatio-
nen daran beteiligt. Als Sprecher 
der Plattform habe ich immer für 
diese kooperative Vorgehenswei-
se optiert. Und das kam sehr gut 
an. Die Demo im Herbst 2016 in 
Linz war wohl die größte Demo, 
die an diesem Tag in Österreich 
veranstaltet wurde.

Wir sind Frieden
Unternehmensberater, Verwaltungsangestellter und Channel 
Manager – wer diese Berufsangaben hört, denkt nicht als 
erstes an politisch aktive Menschen, die sich engagiert für 
die Gestaltung einer friedlicheren Zukunft einsetzen und 
dafür Demos, Vorträge oder Informations-Stammtische 
organisieren, in alternativen Medien mitwirken oder gleich 
Friedensfahrten Richtung Russland unternehmen. Dem 
gängigen Vorurteil nach sind es Hippies, Menschen, die 
keinen geregelten Jobs nachgehen und ihr Leben nicht im 
Griff haben. Wie falsch das Vorurteil ist zeigen Gernot, Hardy 
und Johannes, die sich – jeder auf seine Art – für eine bessere 
Welt einsetzen. von Andrea Drescher

Pixabay (CC0 Public Domain)
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Wie sind denn die Reaktionen jen-
seits der Demos?

Es ist einiges daraus entstan-
den, auch wenn es in den letzten 
Monaten sehr ruhig um das The-
ma wurde. Viele Menschen im 
Land sind sich durch TTIP erst-
mals bewusst geworden, welchen 
Einfluss die globale Wirtschaft 
auf ihr tagtägliches Leben haben 
kann bzw. hat. 562.552 Österrei-
cher haben beim Volksbegehren 
gegen TTIP und CETA die Stim-
me erhoben. Viele Gemeinden ma-
chen bei der Aktion TTIP-freie 
Gemeinde mit. Aber mit CETA 
steht uns leider einiges bevor. Kla-
gekosten in Höhe von mehreren 
Millionen Euro kann sich selbst 
ein großer österreichischer Mit-
telständler nicht leisten, Konzer-
ne haben ein leichtes Spiel. Ge-
setzesänderungen werden u. U. 
einfach aus Angst vor Klagen gar 
nicht mehr angegangen. Wir haben 
noch einiges an Arbeit vor uns.
Aber TTIP/CETA sind nicht euer 
einziges Thema?

Stimmt. Wir bauen die Platt-
form jetzt in Richtung gerech-
ter Handel aus. In einer global 
vernetzten Welt gibt es globalen 
Handel. Für Handys sind seltene 
Erden notwendig, die es bei uns 
nicht gibt. Man muss aber einen 
fairen Weg finden, sich diese im 
Ausland zu beschaffen und dabei 
auf die ökologische Tragfähigkeit 
für den Planeten achten. Um am 
Beispiel zu bleiben,  das Fairphone 
ist der gute nächste Schritt. Wei-
tere Maßnahmen sind der Ver-
zicht auf Plastik durch Einsatz 
von Pflanzenfasern, Gehäuse aus 
nachwachsenden Rohstoffen, La-
ckierung aus umweltfreundlichen 
Materialien hin zur echten Kreis-
laufwirtschaft – davon sind wir 
noch weit entfernt.  
Warum engagierst du dich? Da 
geht doch sehr viel Zeit drauf.

Das ist richtig. 3500 bis 4000 
Stunden waren es sicher seit 2014. 
Aber das Bedürfnis nach Verän-
derung ist groß – und wächst. Vie-
le Menschen stellen sich ähnliche 
Fragen, wir müssen nach und nach 
Antworten finden.  Unser Sys-
tem ist einfach nicht mehr zeit-
gemäß. Ich will meinen Beitrag 
leisten, es positiv zu verändern,  

für das 3. Jahrtausend zukunfts-
fähig zu werden. Es ist mir dabei 
ein großes Anliegen, andere Men-
schen zu motivieren. In der Poli-
tik läuft vieles zu sequentiell ab 
– überall stoßen wir an die Gren-
zen. Vielschichtigkeit ist gefragt. 
Wir müssen systemisch agieren 
wie die Natur.

Tust du das für deine Kinder?
Nein, ich habe keine eigenen. 

Aber ich tue es für die zukünf-
tigen Generationen. Als wir uns 
im Rahmen von granum huma-
num das erste Mal trafen war ich 
provokant. Ich sagte: „Ich möchte 
mich mit euch über den 1.1.3000 
unterhalten“. Das führte erst zu 
betretenem Schweigen und dann 
der Nachfrage „Wie bitte?“ Als ich 
das Datum wiederholte, folgte er-
neut Schweigen. Und dann „Das 
sind ja 1000 Jahre.“ Meine Ant-
wort darauf: „Nein, das sind nur 
30 Generationen. Es geht um die 
Kinder der Kinder der Kinder.“ 
Wir müssen heute unsere Vor-
stellungen für die Zukunft kon-
kretisieren, von dort zurückrech-
nen und unsere Handlungen daran 
messen. Die Gesellschaft braucht 
ein höheres Ziel, an dem sich alle 
und Alles orientieren kann. Das 
ist der Weg für eine nachhaltige 
Entwicklung an dem inzwischen 
viele mitarbeiten. 
Danke für dein Engagement.

Hartmut „Hardy“ Groene-
veld,  geboren 1972 in Hannover,  
wohnhaft in Karlsruhe, verheiratet, 
4 Kinder, Dipl.-Kaufmann, Chan-
nel Manager im IT-Umfeld, Hob-
bys: Free21, die Familie + Hund, 
Mitglied von Schalke 04, Motor-
rad fahren, geopolitische und ge-
sellschaftliche Themen
Seit wann bist du politisch aktiv?

Das ist schwer zu sagen. Es 
fing wohl kurz vor den Mahn-
wachen an. Ich begann, mich für 
geopolitische Themen zu inte-
ressieren, war einer der frühen 
User von KenFM und habe, nach 
dem Interview mit Tommy Han-
sen, Free21 vom ersten Moment 
an mitverfolgt. Irgendwann wur-
de ich dann selbst aktiv.
Das heißt …?

Ich habe mich zunächst sehr 
ausführlich informiert; habe an 
den bundesweiten Mahnwachen 
teilgenommen, wo ich Lukas 
Puchalski von Free21-Abo ken-
nen gelernt habe. Auch bei den 
Demos in Ramstein bin ich immer 
dabei. Es war und ist mir wichtig 
zu sehen, dass man nicht allein mit 
seinen Gedanken ist und gleichzei-
tig ein Zeichen für die Öffentlich-
keit zu setzen. Leider nimmt mein 
Job viel Zeit in Anspruch, ich bin 
viel unterwegs, so dass ich nicht 
so aktiv sein kann, wie ich es ger-
ne wäre. Aber bei Free21 habe ich 
Aufgaben, die sich auch gut mal 
zwischendurch erledigen lassen.

Wie bist du zu Free21 gekommen?
Das Interview auf KenFM hat 

mich total angesprochen, Tommy 
Hansen als Mensch hat mich mit 
seiner ruhigen und überlegten Art 
fasziniert. Und die Idee hat mich 
begeistert. Die guten Artikel im 
Internet sollten allen zur Verfü-
gung stehen. Einmal ausgedruckt 
können sie nicht mehr verändert 
werden; außerdem lassen sich Ar-
tikel an jeden weitergeben. Also 
bin ich gleich Abonnent geworden. 
Spannend war die Reaktion mei-
nes 80-jährigen Schwiegervaters. 
Nachdem er es gelesen hatte, kam 
als Feedback, dass Free21 1000-
mal besser als der Spiegel sei. Da 
war mir dann endgültig bewusst, 
wie wichtig das Magazin ist.
Wieso?

Wir Jüngeren sind Internet-af-
fin. Ältere haben nicht den Zugang, 
außerdem hat das Netz Glaub-

würdigkeitsprobleme. Hat man 
aber ein professionell gestaltetes 
Magazin in der Hand, kann man 
es lesen, Quellen überprüfen und 
alles hinterfragen wenn man Zeit 
hat. Das fand ich so überzeugend, 
dass ich aktiv mitarbeiten wollte.
Wie bist du dann eingestiegen?

Zunächst eben als aktiver 
Abonnent. Dann bekam ich mit, 
dass in Dortmund ein Vortrag mit 
Tommy Hansen zum Thema Medi-
en lief. Ich nahm mit dem dortigen 
Veranstalter Kontakt auf, um zu 
erfahren, ob auch etwas in Karls-
ruhe geplant sei. Die Antwort war 
der Schlüssel: „Geplant ist nichts, 
aber magst du nicht einen Abend 
organisieren?“ Da hätte ich selbst 
drauf kommen können …

Nach kurzer Abstimmung habe 
ich die Veranstaltung dann vorbe-
reitet – und es war in meinen Au-
gen ein großer Erfolg: In einem 
Raum für 50 Personen drängten 
sich 60 Besucher. Das hat Spaß 
gemacht und sehr viel Motivati-
on gegeben. Im Anschluss habe 
ich dann schnell „Free21-Karri-
ere“ gemacht, war beim Free21-
Vernetzungstreffen dabei, arbeite 
als Facebook-Admin und Resear-
cher mit und organisiere Free21-
Treffen in der Region.
Das klingt nach viel Aufwand, wie 
schaffst du das?

Auch wenn man wenig Zeit 
hat, kann man sich immer eine 
Stunde Zeit nehmen. Mein Ziel 
ist es, einen Artikel pro Woche 
zu researchen; das ist machbar. 
Als Facebook-Admin poste ich 
Free21-Artikel immer mal wieder 
zwischendurch. Egal, wo man ist, 
auch auf Dienstreisen lassen sich 
Wartezeiten dank Handy so sehr 
nützlich überbrücken. Artikel tei-
len kann wirklich jeder – und je 
mehr das tun, desto wirksamer 
werden wir.
Gab es Rückmeldungen aus dei-
nem Umfeld?

Ja, und die waren überwiegend 
sehr positiv. Manche trauen sich 
ja nicht, kritische Artikel zu tei-
len, da man sonst schnell als Ver-
schwörungstheoretiker gilt. Aber 
mein Facebook-Freundeskreis hat 
überraschend gut reagiert. Men-
schen, mit denen ich kaum bzw. 
lange keinen Kontakt hatte, ha-
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ben sich auf einmal wieder ge-
meldet und mich in meinem Ver-
halten bestärkt.
Warum engagierst du dich über-
haupt?

Das ist eine gute Frage. Ich 
frage mich eher: Warum habe ich 
früher nichts getan? Warum war 
ich so naiv, alles zu glauben? War-
um war ich der klassische „Main-
stream-Mensch“? Für mich war al-
les okay bis mir irgendwann - ich 
kann nicht mal sagen wann genau 
– bewusst wurde, dass vieles nicht 
zusammen passt. Richtig deut-
lich wurde mir das, als ich Infor-
mationen zur Brutkastenlüge er-
hielt. Da wurde mir deutlich, dass 
man mich komplett – Entschul-
digung – verarscht hatte. Daraus 
entstand der innere Antrieb, nach 
Wahrheiten zu suchen. War die 
Brutkastenstory eine Lüge, was 
stimmt sonst noch alles nicht. So 
kam ich von einem Thema zum 
nächsten und musste feststellen, 
dass die Welt ganz anders ist, als 
ich es mir gedacht hatte. Ob Er-
nährung, Pharma-Industrie, Mas-
sentierhaltung, Kriege: So kann es 
nicht weitergehen.

Ich will aber nicht nur wissen, 
was los ist. Ich will für mich, mei-
ne Kinder, für alle Menschen, für 
alle Lebewesen, eine lebenswerte 
Zukunft mitgestalten. Ich wünsche 
mir eine Zukunft weg von Profit-
gier und Ellenbogen und hin zu 
menschlichen Werten. Dafür kann 
und muss ich aktiv sein. Seit 1,5 
Jahren bin ich zu 100% Vegetari-
er und zu 90% vegan – nach dem 
Film Cowspiracy konnte ich nicht 
anders. Das ist ein Beitrag. Mei-
ne – wenn auch eingeschränkte - 
Mitarbeit bei Free21 ist ein weite-
rer. Wenn jeder nur ein wenig tut, 
wird schon sehr viele geändert.
Free21 Live - eine Art Stammtisch 
- zu organisieren ist aus unserer 
Sicht natürlich ein wichtiger Bei-
trag – wie kam es dazu?

Die Idee entstand bereits wäh-
rend des Vortrags. Da waren 60 
Menschen, die ich mehrheitlich 
vorher nicht kannte. Es galt ein-
fach, den Kontakt aufrecht zu er-
halten. Als erstes habe ich dann 
die Seite „Free21 Karlsruhe“ in 
Facebook eingerichtet, als nächs-
tes kam dann die Organisation 

regelmäßiger Treffen. Ein Face-
book-Event ist schnell erstellt, 
das muss man dann entsprechend 
teilen und für Werbung sorgen.
Und die Resonanz?

Beim ersten „Free21 Live“ 
waren es 5 Besucher. Das klingt 
nach wenig, war aber hochinter-
essant, weil man gleich gemerkt 
hat, es sind die richtigen Leute. 
Der Austausch über die verschie-
denen Themen war intensiv und 
alle waren der Ansicht, dass wir 
unbedingt damit weitermachen 
wollen. Von Mal zu Mal kamen 
neue Leute hinzu und Mitte Mai, 
beim vierten Free21 Live, wol-

len wir auf jeden Fall gut zwei-
stellig sein.
Das klingt gut, was macht ihr 
konkret?

Wie gesagt, im Vordergrund 
steht der Austausch, aber je mehr 
Besucher kommen, desto wichti-
ger kann es sein, dass wir eine 
Agenda für den Abend haben und 
vielleicht bestimmte Themen in 
den Mittelpunkt stellen. Das ist 
aber derzeit noch in der Diskus-
sion. Wichtig ist uns allen, dass  
wir nicht nur gemeinsam reden, 
sondern auch gemeinsam han-
deln. Darum wollen wir zukünf-
tig weitere Vorträge organisieren. 
Zum Beispiel über Geldschöp-
fung & Geldsystem, ein Thema, 
das alle angeht. Im Herbst ist ein 
erster Vortrag mit Paul Schreyer 
in Mannheim vorgesehen, weite-
re Veranstaltungen sollen folgen.
Das klingt super. Bist du bereit, 
deine Erfahrungen auch an andere 

weiterzugeben, die einen Stamm-
tisch „Free21 Live“ in ihrer Regi-
on organisieren wollen?

Aber selbstverständlich. Ein-
fach Fragen an hardy.groeneveld@
free21.org, ich unterstütze gerne.
Vielen Dank!

Johannes Ehret, geboren 
1953, in Freiburg aufgewachsen, 
wohnhaft in Leipzig, Verwal-
tungsangestellter, Motorradfahrer, 
Menschenfreund, spätberufener 
Friedensaktivist und Russland-
Fahrer
Seit wann bist du politisch aktiv?

Ich bin nicht politisch aktiv. Das 

was ich tue hat mit Menschlich-
keit zu tun. Ob ich die Politik ver-
ändern kann, weiß ich nicht. Aber 
zumindest setze ich Zeichen. Ich 
bin frei und unabhängig und ste-
he für Frieden, Freundschaft und 
Völkerverständigung – ob das po-
litisch ist, sollen andere beurteilen.
Du planst eine Friedensfahrt nach 
Russland, was willst du damit er-
reichen?

Ich fahre nach Russland, um 
den oder die Russen zu finden, 
die Kriege oder Konflikte mit 
Westeuropa insbesondere mit 
Deutschland wollen. Diese Men-
schen werde ich in Russland aber 
nicht finden.
Wie entstand die Idee?

Das ist eine längere Geschichte. 
2014 habe ich Russen in Deutsch-
land kennengelernt, die mich zu 
sich nach Chabarovsk, eine Stadt 
in Russland am Amur, nahe der 
Grenze zu China, eingeladen ha-

ben. Das habe ich mir natürlich 
nicht entgehen lassen und bin im 
August hingeflogen. Ein wirklich 
einmaliges Erlebnis – die Gast-
freundschaft und Herzlichkeit der 
Menschen war echt überwältigend. 
Ich wurde vom einen zum ande-
ren rumgereicht. Völlig fremde 
Menschen nahmen sich Zeit, mir 
ihre Welt zu zeigen. Eine Bekann-
te der Familie hat mich dann per 
Auto, Zug und Flugzeug durch 
halb Russland geschleppt. Wir 
waren in Moskau, St. Petersburg, 
Irkutsk und auf der Krim – über-
all habe ich die gleichen positi-
ven Erfahrungen machen dürfen. 
Wie war es denn auf der Krim?

Das war wirklich eigenartig. 
Ich bin da völlig unbedarft – di-
rekt während der heißen Phase – 
reingeschlittert. Als Tourist habe 
ich mir alles angeschaut, was Tou-
risten so unternehmen. Aber fast 
jeder, mit dem ich mich unterhielt 
– viele sprechen dort Englisch oder 
Deutsch – war heilfroh, zu Russ-
land zu gehören. Ein völlig ande-
res Bild als es uns in Medien prä-
sentiert wurde.
War das deine einzige Russland-
fahrt?

Nein. Ich hatte Feuer gefan-
gen und fuhr zum Jahreswechsel 
2014/2015 wieder nach Chaba-
rovsk. Ein Winter mit 39 Grad mi-
nus war spannend. Aber auch bei 
dieser Reise haben sich die Men-
schen  rührend um mich geküm-
mert. Ausflüge bei meterhohem 
Schnee – faszinierend. Dann war 
ich in Rostov am Don, nochmals 
in Irkutsk und mehrfach in Cha-
barovsk. Als ich im Oktober 2016 
wieder in Berlin landete, sah ich 
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die Schlagzeile von der Bild-Zei-
tung – die massiv gegen Russland 
und Putin hetzte. „Putin will Krieg 
mit dem Westen“ - das war die 
Botschaft. Aber das widersprach 
allem, was ich selbst erlebt hatte. 
Keiner meiner Eindrücke ließ sich 
mit dieser Schlagzeile auch nur im 
Ansatz in Einklang bringen. Da 
begann ich – endlich – massiv zu 
hinterfragen, was die Medien mit 
uns machen. Wollen sie uns in den 
Krieg treiben? Schreiben sie uns 
„kriegsreif“? Und: was kann ich 
dagegen tun? Da ich seit 4 Jahren 
begeisterter Motorradfahrer bin, 
entstand die Idee einer Friedens-
fahrt quer durch Russland.
Warum fährst du nicht bei der 
Druschba 2017 mit?

Die Freundschaftsfahrt ist eine 
gute Idee, ich habe mich mit Owe 
Schattauer auch schon in Leipzig 
getroffen. Aber mir ist es ein An-
liegen, allein ein Zeichen zu set-
zen. Wenn 1000 Menschen fah-
ren – und es sind nur 10 darunter, 
die sich daneben benehmen, färbt 
das auf alle Teilnehmer ab. Auch 
möchte ich in meinem Rhythmus 
unterwegs sein, Zeit haben mit 
Menschen zu sprechen und nicht 
einem Programm folgen. Für mein 
Handeln bin ich verantwortlich – 
nur alleine erhalte ich mir meine 
Unabhängigkeit.
Und wann geht es los?

Gute Frage. Die Entscheidung 
fiel im Dezember 2016. Zahlrei-
che Freunde hatten mir finanzi-
elle Unterstützung zugesagt. Der 
Start war für den 17.3.2017 vorge-
sehen. Nachdem die Planung ab-
geschlossen und die Freistellung 
vom Arbeitgeber zugesagt war, die 
Kontakte für den Fall eines Falles 
zwischen Kaliningrad und  Chaba-
rovsk geknüpft und auch die For-
malien mit der Botschaft abgeklärt 
waren … nachdem alles Notwendi-
ge geregelt war, zogen sich meine 
„Freunde“ auf einmal fast alle zu-
rück. Damit standen mir die Mit-
tel nicht mehr zur Verfügung. Ein 
Musiker hat mir jetzt zwei Songs 
gewidmet, die man sich herunter-
laden kann. Jede Spende, die da-
für eingeht, kommt der Fahrt zu 
gute. Auch mein Arbeitgeber steht 
zu seiner Zusage. Ansonsten heißt 
es weiter Klinken putzen.

Wie ist die Resonanz? 
Von den Medien gab es keine 

Reaktion, obwohl ich mit unzähli-
gen Redakteuren gesprochen habe. 
Alle sind vorerst begeistert, wollen 
sich nach der Redaktionskonferenz 
melden und dann nichts ... Frieden 
mit Russland scheint nicht in die 
Blattlinie zu passen. Bei Privaten 
ist das Feedback durchwachsen. 
Teilweise sieht man es sehr posi-
tiv – gerade in Russland. Teilwei-
se werde ich als Putin-Freund be-
schimpft, manche halten es nicht 
für machbar, weil ich zu alt bzw. 
zu krank sei und wieder andere 
werfen mir vor, kostenlos Urlaub 
zu machen.

Was entgegnest du diesen Vor-
würfen?

Ich plane, die Reise im Herbst 
zu starten also Teile der Strecke im 
Winter zu fahren. Wer das mit ei-
ner Urlaubsreise verwechseln will 
… bitte schön.
Und das Alter bzw. die Gesundheit 
– ist das nicht zu heftig?

Mit 64 ist man doch nicht tot. 
Bei zwei Herzinfarkten bin ich 
dem Teufel von der Schippe ge-
hüpft – ich habe wohl noch etwas 
zu erledigen. Nur weil man mal 
krank war, darf man sich nicht zu-
rücklehnen und auf den Tod war-
ten. Außerdem kenne ich Men-
schen, die im Vergleich zu mir 
wirklich Probleme haben. Ronny, 
ursprünglich ein nur Facebook-
Freund von mir, ist seit mehreren 
Jahren bettlägerig in einem Pfle-
geheim, hängt am Beatmungsge-
rät und ist gerade mal Mitte 40. 

Wenn ich ihn besuche, wird mir 
immer deutlich wie gut es mir 
geht. Er wird mich virtuell auf 
der Reise begleiten – dem Inter-
net sei Dank!
Du ziehst es also durch?

Auf jeden Fall - Krankheit hin 
oder her - ich werde fahren. Wann 
wird sich zeigen. Die Infos dazu 
findet unter http://the-visitor.de. 
Der Name sagt, was ich vorhabe. 
Ich fahre als Besucher – als Visi-
tor - nach Russland, um dort mit 
Menschen über Frieden zu spre-
chen. Auf der Webseite findet man 
alle Informationen. Ich fahre los, 
sobald genug Spenden eingegan-
gen sind.
Dann wünschen wir Dir auf jeden 
Fall viel Glück, dass es klappt!

<http://
www.free21.
org/?p=27433>
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Dass alles, was wir da draußen 
als Fakten präsentiert bekom-

men, zu 99,99 Prozent lancierte 
Meinung ist, die vor allem den 
Interessen der Rüstungsindustrie 
dient, kann man als politischer 
Laie spätestens seit dem Abgang 
Obamas und seinem Nachfolger 
Trump erkennen.

Obama war eine Marionette der 
Rüstungsindustrie. Er führte wäh-
rend seiner gesamten Amtszeit, 
also jeden Tag seiner acht Jahre 
im Weißen Haus, Krieg, erweiter-
te die Flotte der Killer-Drohnen, 
erhöhte den Rüstungsetat seines 
Vorgängers George W. Bush und 
betrieb auch weiterhin das „KZ“ 
Guantanamo. Für dieses Nach-der-
Pfeife-tanzen erhielt der gecaste-
te Präsident zum Amtsantritt den 
Friedensnobelpreis, und jetzt den 
JFK-Preis für Courage sowie einen 
Medienpreis in Baden-Baden. Er 
wurde als Kriegsverbrecher zum 
Kirchentag nach Berlin geladen 
und wurde hier von aufgeklärten 
Christen beklatscht. Und das al-
les im Luther-Jahr!

„Du sollst nicht töten?“ Fal-
sche Frage.

Donald Trump dagegen will 
einfach nicht jedem Krieg, zu dem 
man ihn drängt, anzetteln oder wei-
ter führen. Aber vor allem hat er 
kein Interesse an einem Weltkrieg 
mit Russland. Dafür wird der (ohn-
) mächtigste Mann der Welt in der 
eigenen Presse rund um die Uhr als 
„Volltrottel“, „Trumpel“ oder „ge-
fährlicher Spinner“ verunglimpft. 
Das änderte sich nur kurzzeitig, als 
er 57 Marschflugkörper nach Syri-
en schickte, um einen Militärflug-
platz platt zu machen. Sofort wur-
de er in unserer Presse mit großer 
Einigkeit als Staatsmann gefeiert.

Wie lange Trump es noch 
macht, bis er sich eine Kugel ein-
fängt, man ihn wegen Kreml-Kon-
takten des Amtes enthebt oder ihn 
für unheilbar krank erklärt, kann 
heute niemand sagen. Fakt ist, der 
Mann ist anders. Gleich dagegen 
sind die, die ihn aus dem Amt ha-
ben wollen. Kalte Krieger, die mit 
einer Multipolaren Welt nicht klar 
kommen und längst ernsthaft da-
rüber nachdenken, Russland mit 
einem nuklearen Erstschlag zu 
enthaupten.

Dieser Personenkreis hält einen 
Atomkrieg für gewinnbar und ar-
beitet konsequent auf dieses Ziel 
hin. Unter Merkel kein Problem. 
Die Frau wird nach wie vor von 
der NSA abgehört und hat kei-
ne Probleme mit der „nuklearen 
Teilhabe“, sprich der Idee, dass 
deutsche Kampfbomber US-ame-
rikanische Atombomben über rus-
sischen Städten abwerfen. Und 
dann ist da noch Ramstein, die 
Relaisstation in der BRD, über die 
jeden Tag mittels Drohnen Men-

schen in Middle East ermordet 
werden. Das aber ist nicht das Pro-
blem, wie Obama auf der Bühne 
mit „Mutti“ in Berlin beim Kir-
chentag von sich geben durfte. 
Das Problem, so der beste Präsi-
dent, den die Rüstungsindustrie 
je unterstützte, das Problem sei 
der Krieg an sich. Stimmt. Nur 
wer führt die meisten Kriege da 
draußen, und womit?

Diese Frage würde die Voll-
Opportunistin Merkel nie öffent-
lich stellen. Stattdessen fährt sie 
im Wahljahr 2017 das volle Po-
pulisten-Programm und sagte in 
einem CSU-Wahlkampf-Bierzelt 
den „historischen“ Satz:

„Die Zeiten, in denen wir uns 
auf andere völlig verlassen konn-
ten, die sind ein Stück vorbei. Das 
habe ich in den letzten Tagen er-
lebt. Und deshalb kann ich nur sa-
gen: Wir Europäer müssen unser 
Schicksal wirklich in unsere eige-
ne Hand nehmen.“

Am Ziel, den Rüstungsetat der 
BRD auf 2% des Bruttoinlands-

produktes zu erhöhen, wie es die 
NATO fordert, hält die Dame fest. 
Das sind 70 Milliarden für Gerät, 
das vorrangig dafür angeschafft 
wird, um Menschen in aller Welt 
effizient und zahlreich zu ermor-
den.

Unser Appell an alle da drau-
ßen ist simpel: Erkennt die Zei-
chen der Zeit. Das Trump-Bashing 
soll nur die wahren Ziele derer, 
die rund um die Uhr auf Donald 
Trump einschlagen, vertuschen. 
Sie wollen Krieg. Vor allem mit 
Russland. Werdet Teil der Frie-
densbewegung, zeigt Gesicht und 
Rückgrat, und erinnert gerade im 
Luther-Jahr an das 6. Gebot: „Du 
sollst nicht töten!“

Amerikanische Soldaten unterwegs zum Einsatz in Afghanistan (Foto: AP)

„Politik ist die Unterhaltungs-
­abteilung der Rüstungsindustrie“
Diese Feststellung stammt von Frank Zappa und ist aktuell besser zu beobachten als während des Kalten Krieges. Damals war 
es als Konsument der Westpresse praktisch nicht möglich, die Propaganda des Militärisch-Industriellen Komplexes zu erkennen, 
denn er hatte die Eliten geschlossen hinter sich, und eine alternative Presse, das Internet, gab es noch nicht.

von Ken Jebsen

<http://
www.free21.
org/?p=27460>

Dieser Text wurde zuerst am 30. Mai 2017 
auf KenFM unter der URL <https://kenfm.de/
nachdenken-ueber-mediale-verwirrung/> 
veröffentlicht. 
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2014 war für viele Menschen in 
Deutschland und Österreich die 
Auseinandersetzung in und um 
die Ukraine Anlass auf die Stra-
ße zu gehen, um im Rahmen der 
Mahnwachen ein Zeichen gegen 
den sich abzeichnenden Krieg zu 
setzen. Für einige Menschen war 
es nicht genug, nur ein Zeichen 
zu setzen, sie wollten mehr tun. 

Der Krieg ist seit langem bru-
tale Realität, findet aber in den 
deutschsprachigen Massenmedien 
nicht statt. Die Mahnwachen sind 
fast in der Versenkung verschwun-
den – aber die, die sich wirklich 
für die Menschen in der Ukrai-
ne engagieren wollten, sind heute 
noch immer aktiv, teilweise sogar 
aktiver als noch vor drei Jahren. 

Hilfsprojekte entstanden, 
LKW-Transporte wurden durch-
geführt, zunächst meist auf priva-
ter Basis, nach und nach in gemein-
nützigen Vereinen organisiert, um 
die formellen Anforderungen an 
direkte Hilfe im Land auch bes-
ser erfüllen und den Unterstüt-
zern die Verwendung der Spen-
dengelder lückenlos belegen zu 
können. Aber es engagieren sich 
auch Menschen dafür, dass mehr 
Menschen über die Hintergründe 
und die aktuelle Lage in der Uk-
raine informiert werden. 

Politische Hintergründe 
deutlich machen
Free21 – Power to the Paper – wur-
de von Tommy Hansen im Umfeld 
der Mahnwachen „geboren“ und 
hat sich immer wieder dafür ein-
gesetzt, Informationen über die 
Ukraine an die Öffentlichkeit zu 
bringen. Ein Beispiel dafür ist das 
2016 initiierte Projekt, das Tran-
skript von Dr. Daniele Ganser‘s 
Vortrag „Regime-Change in der 
Ukraine?“ auf russisch zu über-
setzen. 

Ziel des Projektes war es, Auf-
klärung und eine neue Sichtweise 
auf die geschichtliche Entwick-
lung in der Ukraine, für die Uk-
rainer zugänglich zu machen. Lu-
kas Puchalski, der dafür sorgt, dass 
die gedruckte Version von Free21 
die Öffentlichkeit erreicht, stellte 
das notwendige Crowdfunding da-
für auf die Beine. Die übersetzte 

Fassung steht bald online zur Ver-
fügung, in den kommenden Wo-
chen werden 10.000 Exemplare 
davon gedruckt und in der Ukra-
ine verteilt. 

Aber auch auf Deutsch er-
scheinen immer wieder Artikel 
in Free21, in denen auf die aktu-
elle Situation im Kriegsgebiet ein-
gegangen wird, dieser Krieg soll 
und darf nicht ganz aus dem Be-
wusstsein der Menschen im Wes-
ten verschwinden. 

Die Situation der Men-
schen vor Ort an die  
Öffentlichkeit bringen

Mark Bartalmai reiste 2014 erst-
mals privat in die Ukraine, um 

sich selbst von dem, was er in den 
Nachrichten hörte bzw. nicht hör-
te, ein Bild zu verschaffen. Die 
Ergebnisse seiner – inzwischen 
professionalisierten – Film- und 
Recherche-Arbeit sind in bis-
her zwei Filmprojekte eingeflos-
sen, „The Ukrainian Agony“ und 
„Frontstadt Donezk“, die auf www.
nuoviso.de als DVD bestellt wer-
den können. 

Da Mark Bartalmai sich spezi-
ell im zweiten Film „nur“ auf die 
Position der Menschen bezieht 
und weder eindeutig der westli-
chen noch der russischen Seite 
zugetan ist, haben es seine Arbei-
ten schwer. Deutsche Massenme-
dien sind nicht interessiert, Kinos 
lassen sich kaum zur Vorführung 
begeistern, und auch die russische 

Seite hat bis vor Kurzem kein gro-
ßes Interesse gezeigt. Erst beim 13. 
Internationalen Dokumentarfilm-
festival in Sewastopol/Moskau, 
einem der größten Dokumentar-
filmfestivals Osteuropas/Asiens 
(Eurasien) fand Frontstadt Do-
nezk erstmals öffentliche Anerken-
nung und wurde mit dem Haupt-
preis (Wladislaw-Mikosha-Preis) 
in der Festival-Kategorie „Kriegs- 
und Geschichtsdokumentationen“ 
ausgezeichnet.

Weit über zwei Stunden Film-
material aus einem Land, das die 
wenigsten hier im Westen kennen, 
berichten von Menschen und ih-
ren ganz konkreten Lebenssitu-
ationen aus einem Kriegsgebiet, 
aus einer Lebensnormalität, die 
für viele fremd ist. Es sind nicht 
nur traurige Geschichten, wie man 
bei einer Berichterstattung aus ei-
nem Kriegsgebiet erwarten würde. 

Viele der Geschichten machen 
aber offensichtlich, wie wichtig 
Unterstützung für die Menschen 
im Land ist, wobei Mark Bartal-
mai im persönlichen Gespräch 
betont, wie bedeutsam aus seiner 
Sicht insbesonders die strukturelle 
Hilfe ist. Klassischen Hilfstrans-
porten steht er inzwischen kritisch 
gegenüber, obwohl er in der An-
fangsphase 2014 bei Hilfslieferun-
gen unterstützend mitgewirkt hat:

„Es gibt dort alles zu kaufen, 
es kann sich nur keiner leisten. 
Und man darf den Menschen nicht 
die Arbeit nehmen, indem Gü-
ter, die im Land produziert wer-
den, kostenlos von außen gelie-
fert werden. Entscheidend ist es 
daher, den Volksrepubliken Do-
nezk und Lugansk strukturell zu 
helfen. Das Land darf nicht dau-
erhaft auf Hilfslieferungen ange-
wiesen sein. Eine Volkswirtschaft 
kann nur erfolgreich aufgebaut 
werden, wenn produziert und ge-

Friedensarbeit konkret – 
am Beispiel Ukraine
Unterschiedlichste Unterstützung für Menschen im ukrainischen Kriegsgebiet
 von Andrea Drescher

Lebensmittelpakete für die Veteranen zum 9. Mai.
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kauft wird. Der Verkauf von Pro-
dukten aus dem Donbass in die 
Ukraine ist verboten. Es gibt na-
hezu keinen Güteraustausch zwi-
schen der West- und der Ostukra-
ine. Russland tut vieles durch die 
humanitären Konvois. Sie leisten 
Hilfe für öffentliche Einrichtun-
gen, liefern aber keine Pakete für 
Einzelne, sondern Rohmateriali-
en wie Baumaterial oder Rohgü-
ter für die Nahrungsmittelher-
stellung, strukturelle Hilfe eben. 
Es herrscht inzwischen auch ein 
reger Import von russischen Gü-
tern gegen Geld oder Waren aus 
den Republiken. Die Republiken 
pflegen mit Russland einen fast 
normalen Handel.“

Durch seine langen Aufent-
halte in Donezk und Umgebung 
– seit 2014 war Mark Bartalmai 
mehr als 24 Monate vor Ort und 
lebt in Donezk in einer eigenen 
kleinen Wohnung – kennt er die 
Situation in der Ostukraine sehr 
gut, auch wenn er immer wieder 
betont, dass es sich um seine per-
sönlichen, subjektiven Eindrücke 
handelt. Diese werden aber von 
anderen immer wieder bestätigt.

Das Leben in der Ostukraine 
hat enorm viele Facetten. Während 
im Zentrum der Stadt Donezk fast 
Normalität herrscht – wie der Film 
Frontstadt Donezk überzeugend 
dokumentiert – ist das Leben am 
Stadtrand und noch viel mehr am 
Land, insbesondere in der Nähe 
der Frontlinie, unerträglich und 
tragisch besonders für ältere Men-
schen und für die Kinder, die noch 
nicht begreifen, was in ihrer Um-
gebung eigentlich vorgeht. 

In der Nähe der Frontlinie ist 
der Krieg ständig an der Tages-
ordnung. Minsk 2, das Abkom-
men für einen Frieden in der Uk-
raine, wird nicht eingehalten. Die 
Kriegsparteien weisen einander 
ebenso regelmäßig gegenseitig die 
Schuld zu, wie Menschen deswe-
gen sterben und die Infrastruktur 
weiter zerstört wird. 

Ohne eine Antwort auf die 
Schuldfrage zu kennen, ist eines 
auf jeden Fall sicher: Humanitäre 
Hilfe ist weiterhin vonnöten und 
gibt den Menschen im Westen die 
Möglichkeit, etwas Konkretes für 
die Opfer des Krieges zu tun. Um 

die Probleme, die mit humanitären 
Hilfsprojekten in Krisengebieten 
verbunden sind, in den Griff zu 
bekommen, wird seit Herbst 2016 
nur noch anerkannten Hilfsorgani-
sationen die Durchführung gestat-
tet. Damit stellen die politisch Ver-
antwortlichen in den Republiken 
sicher, dass Unterstützung wirk-
lich Menschen zugute kommt, die 
sie benötigen, und nicht auf dem 
Schwarzmarkt landet.

Ein Vorgehen, das Mark Bartal-
mai ausdrücklich begrüßt: „Ich fin-
de es gut, wenn Menschen sich en-
gagieren wollen, solange die Hilfe 
wirklich nützlich ist. Spendenauf-
rufe bei uns führen ja auch dazu, 
dass die Öffentlichkeit auf die Zu-
stände in den Republiken aufmerk-
sam gemacht wird. Wenn man Geld 
oder ausgewählte Güter wie Medi-
zintechnik sammelt, kommt man 
mit Menschen ins Gespräch, die 
sonst keinen Bezug zur Ukraine 
haben. So schafft man das Be-
wusstsein, dass dort immer noch 
Krieg herrscht, der ja in den Medi-
en sonst keinen Platz mehr findet.“

Im Folgenden einige Beispiele 
von Menschen bzw. Organisatio-
nen, die aktive Hilfe in der Ukrai-
ne leisten. Es sind Menschen „wie 
du und ich“, „nur“ Menschen, die 
dem Unrecht nicht untätig zuschau-
en wollen und deshalb handeln.

be the change e.V.
Björn und Germaid von be the 
change e.V. gehörten mit zu den 
Aktivisten, die im Rahmen des 
„Mahnwachen Helfen“-Projektes 
bereits 2014 mit 42 Tonnen Hilfs-
gütern in die Ukraine gefahren 
sind. Winterkleidung, Kindersa-
chen und Lebensmittel – es gab 
in der Anfangsphase der kriege-
rischen Auseinandersetzung viele 
Binnenflüchtlinge, die alles brau-
chen konnten. Damals gab es die 

unabhängigen Volksrepubliken 
noch nicht. Sie begleiteten den 
Transport mit ihrem Wohnmobil, 
um auch aktiv selbst dazu beizu-
tragen, die Schranken in den Köp-
fen und Herzen der Menschen zu 
durchbrechen. Sie wollen selbst 
Teil der Veränderung sein, wie 
Gandhi es vorschlug. 

 Im Raum Nepal leisteten die 
beiden nach dem verheerenden 
Erdbeben vom 25. April 2015 
humanitäre Hilfe und gründeten 
den gemeinnützigen Verein be the 
change e.V., um die Hilfsaktionen 
auf rechtlich korrekte Füße zu stel-
len. Seitdem unterstützt man dort 
die verschiedensten Hilfsprojekte. 
In Deutschland ist der Verein so-
zial und kulturell aktiv durch das 
Organisieren von Hilfsgütertrans-
porten nach Osteuropa, im Spezi-
ellen für ukrainische Kriegsflücht-
linge, sowie durch Konzerte und 
Benefiz-Alben.

Björn erzählt: „Sei der Wan-
del“ ist Name und Slogan unse-
res Vereins. Die Welt eines fried-
lichen und sozialen Miteinanders 
bedingt sich durch unser Handeln 
und unsere Bereitschaft JETZT 
zu leben. Ob im Kleinen oder im 
Großen, wir haben die Kraft der 
Veränderung, indem wir den Hil-
febedürftigen eine Hand reichen 
und somit menschliche Brücken 
aus Verständnis und Liebe bau-
en. Wir helfen Menschen, uns ist 
die Politik gleichgültig. Wir ha-
ben auch den Menschen im Wes-
ten der Ukraine geholfen, wurden 
dafür aber entsprechend angefein-
det. Wir sagen nicht, das ist gut 
und das ist böse. Wir zeigen auf, 
wo Hilfe nötig ist, und leben vor, 
dass man etwas tun kann. Wir 
sprechen mit den Menschen vor 
Ort und zeigen die Geschichten 
der Betroffenen wiederum bei uns 
zu Hause. So wollen wir auch die 

Mauer des Schweigens seitens der 
Medien unterbrechen.“ 

Als dem Verein 2016 200 Bet-
ten angeboten wurde, war sofort 
klar, dass man diese in den Don-
bass bringen wollte, eine Aufga-
be, die sich in der Umsetzung als 
Herausforderung erwies. Man 
brauchte ein anerkanntes Trans-
portunternehmen, musste sämt-
liche Zollbestimmungen erfüllen 
und die Grenzblockade der West-
Ukraine über Rostow am Don in 
Russland umfahren. Die beiden 
Aktivisten schauten sich vor Ort 
selbst mehrere Einrichtungen an 
und entschieden dann, die Betten 
einem Sanatorium für traumati-
sierte Kinder zur Verfügung zu 
stellen, in dem Kinder auf Staats-
kosten leben können. 

„Auch wenn wir wie alle an-
deren Hilfsprojekte seitens der 
Behörden sehr genau kontrolliert 
wurden: Nachdem die Problema-
tik der anerkannten Organisation 
geklärt war, verlief die Zusammen-
arbeit mit den staatlichen Stellen 
sehr gut. Wir konnten uns frei be-
wegen, Interviews mit den Men-
schen vor Ort führen, Videos und 
uns selbst von der Situation im 
Land ein Bild machen. Die In-
formationsblockade muss durch-
brochen werden, mehr Menschen 
müssen wissen, was in der Ost-Uk-
raine wirklich passiert.“

 Beide brachten von diesen Uk-
raine-Reisen sehr viele persönli-
che Impressionen und Erfahrun-
gen mit, die ihnen bestätigten, wie 
wichtig es ist, derartige Zeichen zu 
setzen und weiterzumachen. Die 
nächsten Projekte für die Ukraine 
sind bereits in der Planung – ein 
weiterer Transport für Kranken-
hausbetten ist in der Vorbereitung. 
Es ist eben alles eine Geldfrage, 
darum freuen sich Björn und Ger-
maid über helfende Hände, aktive 
Mitglieder im Verein und natür-
lich auch über Spenden. 

Mehr Informationen findet man 
auf <www.btcev.de>

Friedensbrücke –  
Kriegsopferhilfe e.V.
Die Friedensbrücke ist ein gemein-
nütziger Verein, der nicht nur, aber 
vor allen Dingen in der Ostukrai-

IntervIew

Lieferung von Hilfsgütern im Rahmen des „Mahnwachen Helfen“-Projektes.
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ne hilft. Der Verein gehört zu den 
wenigen ausländischen Hilfsor-
ganisationen, die von der dorti-
gen Regierung anerkannt wurden. 

Seit 2015 unterstützt die „Frie-
densbrücke – Kriegsopferhilfe 
e.V.“ die Menschen im Donbass, 
ein engagierter Verein, der als 
spontane Idee auf einer Moskau-
reise entstanden ist. Im Mai 2015 
fuhr eine kleine Gruppe Menschen 
zu den Feierlichkeiten zum 9. Mai 
nach Moskau, um dort ein Zei-
chen zum 70. Jahrestag der Nie-
derschlagung des Faschismus in 
Deutschland zu setzen. Man er-
fuhr von Hilfsaktionen der russi-
schen Bürger für die Menschen im 
Donbass, denn dort waren bereits 
Opfer eines Krieges zu beklagen. 
Es sterben und leiden Menschen. 
Denen muss geholfen werden. Der 
Gedanke war geboren: „Wir grün-
den einen Verein, der den Opfern 
von Krieg Linderung bringt, der 
ihnen Aufmerksamkeit schenkt, 
das Gefühl, nicht vergessen zu 
sein, Hoffnung! Hilfe vor Ort! 
Nicht hier oder irgendwo, son-
dern dort, wo der Krieg lebt und 
die Menschen sterben. Wir wollen 
Brücken bauen in den Frieden!“

Man nutzte die Kontakte zu rus-
sischen Hilfsaktionen und fing an, 
gründete am 18.06.2015 den Ver-
ein „Friedensbrücke – Kriegsop-
ferhilfe“ und begann Geld zu sam-
meln, um die russischen Freunde 
in ihrer Arbeit zu unterstützen 
und das 1. Projekt, das „Friedens-
camp“, aufzubauen. Während man 
zunächst noch Hilfstransporte von 
Deutschland aus organisierte, ging 
man sehr früh dazu über, sich die 
Waren weitestgehend vor Ort zu 
beschaffen, um damit für Kauf-
kraft im Land selbst zu sorgen. 
Eine der Grundvoraussetzungen 
für den Verein war von Anfang 
an die enge Zusammenarbeit mit 
den Behörden, um Korruption und 

Missbrauch von vornherein auszu-
schließen. Man erhält seitens der 
Stadtverwaltung oder der Bürger-
meister Listen, wo Hilfe am nö-
tigsten ist, und hilft gezielt.

Immer wieder selbst vor Ort in-
formieren sich Vertreter des Ver-
eins über die Situation in den unter 
Beschuss der ukrainischen Ar-
mee liegenden Gebiete, überbrin-
gen Hilfsgüter für soziale Einrich-
tungen, sprechen mit offiziellen 
Vertretern. Aber auch wann man 
nicht vor Ort ist, über Internet und 
Skype wird täglich Kontakt auf-
genommen. Man informiert sich 
über die Situation im Land, die 
nicht besser wird, kümmert sich 
um die Volontäre und Unterstüt-
zer, koordiniert die vielfältigen 
Hilfsmaßnahmen, pflegt Kontakte 
mit Behörden und Ministerien. Es 
gibt immer etwas zu tun.

Die Friedensbrücke sorgt auf 
vielfältigste Art und Weise für Hil-
fe vor Ort. Man organisiert und fi-
nanziert Friedenscamps für Kin-
der, die Evakuierung von Kindern 
und Müttern,  Sanatoriumsaufent-
halte, Weihnachts- und Schulaktio-
nen, die Versorgung von Menschen 
in Altenheimen, Waisenhäusern 
und Flüchtlingsheimen, Bereitstel-
lung von Medikamenten und Le-
bensmitteln für bedürftige Men-
schen. Unterstützt werden aber 
auch Mal- und Bastelwettbewer-
be oder Sport- und Kulturveran-
staltungen, Kinderfeste und auch 
der Fußballverein sowie das Box-
team von Gorlovka.

Das Geld kommt durch Auf-
rufe, Flyer und Infoabende, sowie 
Schreiben an Stiftungen, Parteien 
und Organisationen zusammen. 
Auch Ausstellungen und Aktio-
nen wie der Verkauf von Bildern, 
die Kinder aus dem Donbass ge-
malt haben, sorgen für den regel-
mäßigen Eingang von Spenden. 
Außerdem sind die Aktiven auf 
fast jeder Friedensdemonstration 
mit dabei. Es ist eine enorm auf-
wendige Arbeit und setzt sehr viel 
Herzblut der Beteiligten voraus. 
Dieses ist aber spürbar vorhanden, 
wenn man die Homepage und die 
fast tägliche Berichterstattung auf 
Facebook verfolgt.

 Eines der typischen Projek-
te ist „78 Paar Kinderschuhe für 

Saizewo“ – konkret, greifbar und 
für die Spender nachvollziehbar. 
Direkt an der Frontlinie lebten im 
März 2017 noch ca. 2000 Men-
schen, darunter 175 Kinder in 
Saizewo. Durch die Bürgermeis-
terin wurde eine Liste der benö-
tigten Schuhe erstellt, 78 Paar für 
je ca. 400 Rubel machten bei ei-
nem Kurs von 1:58 rund 540 Euro 
erforderlich. 

 Die Friedensbrücke rief über 
ihre Webseite und Facebook zu 
Spenden auf und in kurzer Zeit 
war der notwendige Betrag bei-
sammen. Die Spender werden vom 
Verein dabei ebenso öffentlich do-
kumentiert wie die Ausgaben – als 
gemeinnütziger Verein ist man ge-
genüber Behörden und Finanzamt 
sowieso rechenschaftspflichtig, 
aber Professionalität und Transpa-
renz für alle sind für die Aktiven 
von enormer Bedeutung. 

Für die Zukunft hat Liane 
Kilinc, Vorsitzende und Grün-
dungsmitglied, einen ganz kla-
ren Wunsch: „Unser aller größ-
ter Wunsch ist es, dass wir nicht 
mehr gebraucht werden! Dass un-
sere Hilfe überflüssig wird! Bis da-
hin ist es ein scheinbar unendlich 
langer Weg. Wir sind bereit ihn zu 
gehen, weil wir an die Brücken in 
den Frieden glauben! Weil auch 
die Sehnsucht nach einem Leben 
in Frieden unsterblich ist! Wir ma-
chen es einfach! Wer mehr über 
unsere Arbeit, die alle Aktivis-
ten nach ihrem Arbeitstag leisten, 
wissen möchte, wer uns mit sei-
ner Hände Arbeit helfen möchte: 
Schreiben Sie uns an! Rufen Sie 
uns an! Es gibt viel zu tun!“

Wer mitarbeiten möchte: www.
fbko.org

Humanbataillon Donbass 
Das Humanbataillon Donbass 
ist eine Privatinitiative einzelner 

Menschen, die sich im Rahmen ei-
ner Facebook-Gruppe organisiert 
haben. Diese Gruppe dient dazu, 
gezielt Hilfe – für die Menschen in 
Not im Donbass – zu koordinieren 
und will nicht politisch agieren.

Hilfe zur Selbsthilfe und di-
rekt Hilfe für Menschen in bitte-
rer Not – so lassen sich die Pro-
jekte der Organisatoren am besten 
beschreiben, die eng mit der Frie-
densbrücke zusammenarbeiten. 
Durch direkte Kontakte vor Ort ist 
sichergestellt, dass die Hilfe auch 
ankommt, jedes Projekt wird aus-
führlich dokumentiert. Beispiel-
haft für die Projekte des Human-
bataillons sind die Aktionen wie 
„Küken für die Ukraine“, „Saat-
gut für die Ukraine“ oder „Bril-
len für die Ukraine“.

Initiiert wurde „Brillen für die 
Ukraine“ von Harda aus Köln, die 
bis 2014 nie politisch aktiv war. 
„Als der Krieg nach Europa kam, 
konnte ich nicht stillsitzen und 
nichts tun. Ich habe mich immer 
an Spendenaktionen beteiligt, wo 
direkte Kontakte ins Land bestan-
den. Geld sammeln, vor Ort Küken 
und Hähne kaufen und diese an 
Familien verteilen und großziehen 
ist konkrete Hilfe. Ich beobachte 
sehr intensiv, was in der Ukraine 
passiert, und irgendwann fiel mir 
auf, dass in den Videos oder Fotos 
fast keiner eine Brille trägt, auch 
die ganz alten Menschen nicht. 
Da wurde mir bewusst, dass sich 
viele einfach keine Brillen leis-
ten können. Bei uns gibt es viele 
Menschen, die helfen wollen, aber 
selbst kein Geld haben. Da kam 
mir die Idee mit den gebrauchten 
Brillen, denn fast jeder Brillenträ-
ger hat sowas zuhause rumliegen. 
Und die Resonanz auf die Idee war 
überwältigend. Gut 1500 Stück 
sind zusammengekommen – und 
nachdem wir mit Unterstützung 
der Friedensbrücke die Transport- 
und Zollprobleme lösen konnten, 
wird in der Ostukraine dafür ge-
sorgt, dass diese von Augenärzten 
an bedürftige Menschen verteilt 
werden. Viele Menschen haben 
mich beim Sammeln unterstützt. 
Und vielen wurde dadurch erst be-
wusst, wie kritisch die Situation 
in der Ostukraine heute ist. Eine 
Standard-Lesebrille gibt es bei 

Planung für „Schuhe für Saizewo“

Schuhe für die Saizewo-Lieferung



22 Publiziert auf Free21 am 05.06.2017, 10:27 Uhr, von Andrea Drescher

ArtIkel

uns im Supermarkt für ein paar 
Euro. Für ältere Menschen meist 
unverzichtbar – aber wenn diese 
in der Nähe der Front leben, ha-
ben sie keine Chance sich so etwas 
zu beschaffen. Es ist vielleicht nur 
eine Kleinigkeit – aber hier kann 
sich fast jeder beteiligen. Und den 
Menschen ist geholfen.“

 Zum 9. Mai wurde vom Human-
bataillon Donbass (Гуманитарный 
Батальон Донбасс) und Friedens-
brücke – Kriegsopferhilfe e.V. ge-
meinsam eine Sammelaktion für 
die nur noch sehr wenigen russi-
schen Kriegsveteranen im Don-
bass, die noch am Leben sind, 
gestartet. Auch den Kindern des 
Zweiten Weltkrieges wollte man 
mit einem Geschenk zum für Rus-
sen sehr wichtigen Tag gratulie-
ren. Die meisten sind weit über 70 
Jahre alt und müssen den zweiten 
schlimmen Krieg im Donbass er-
leben. Gesammelt wurde für ein 
„festliches Lebensmittelpaket“ – 
mit einer Torte sowie Nudeln, Reis, 
Mehl, Hirse, Buchweizen, But-
ter, Zucker, Tee, einer Fisch- oder 
Fleischkonserve, Waschpulver, 
Shampoo – die Kosten betrugen 
11,30 Euro. Die Lebensmittelpa-
kete wurden von den Verantwortli-
chen gleichzeitig in der Lugansker 
und Donezker Republik verteilt. 
Dass die Geschenke zum 9. Mai 
die Kriegsveteranen erst verspä-
tet erreicht haben, hat niemanden 
gestört. Die Menschen waren ge-
rührt und dankbar, dass man an 
sie denkt. 

Weitere Informationen zum Hu-
manbataillon Donbass findet man 
unter https://www.facebook.com/
groups/333931053469262/. Dank 
der Zusammenarbeit mit der Frie-
densbrücke sind Spenden an die 
Projekte auch steuerlich absetzbar. 

Aktionsbündnis  
Zukunft Donbass
Für Dr. Raissa Steinigk aus Thü-
ringen war die Entwicklung in ih-
rer alten Heimat eine Katastrophe. 
Die gebürtige West-Ukrainerin 
hatte 1973 einen Studenten aus der 
DDR geheiratet und verließ Kiew 
nach Studienende Richtung Erfurt. 
Den Bezug zum Land hat sie aber 
nie verloren, so war sie zwischen 

2000 und 2014 in zwei  Firmen 
„Krimkonsult Internationl GmbH 
und „Ukraine-Beratung und Pro-
jektmanagement“ tätig. Als 2014 
die Unruhen begannen, konnte sie 
sich vom Fernseher nicht mehr los-
reißen, verfolgte sowohl das rus-
sische als auch das ukrainische 
Fernsehen, informierte sich aus 
erster Hand bei ihren Verwand-
ten und konnte nicht glauben, was 
sie alles erfuhr. Am Anfang war 
sie völlig verzweifelt, nicht zuletzt 
auch deshalb, weil sie mit ansehen 
musste, wie die Menschen durch 
die Propaganda in den Krieg ge-
trieben wurden – und niemand im 
Westen darauf reagierte. 2016 ent-
schied sie sich, nicht länger zuzu-
schauen sondern zu handeln. Auf 
ihre Initiative entstand das Akti-
onsbündnis Zukunft Donbass, eine 
Initiative von Vereinen, Firmen, 
Initiativgruppen, Gewerkschaf-
ten, Parteien, Kirchen und Privat-
personen, darunter Ourchild e.V., 
die Maria Pawlowna Gesellschaft 
e.V., Diakonie Mitteldeutschland 
„Hoffnung für Osteuropa“ e.V., etc.

„Als gebürtige Ukrainerin habe 
ich das alles natürlich sehr persön-
lich genommen. Und musste auch 
persönlich etwas tun. Da kam mir 
die Idee mit den medizinischen Ge-
räten. In unserer westlichen Wohl-
standsgesellschaft werden diese 
wegen behördlichen Auflagen und 
Versicherungsfragen nicht mehr 
eingesetzt, in den Krankenhäusern 
in Lugansk werden sie dringend 
gebraucht. Ich habe mir Unter-
stützung gesucht, begann Kran-
kenhäuser, Arztpraxen und Fir-
men für medizinische Hilfsmittel 
anzuschreiben und habe sehr viel 
positive Rückmeldung erhalten. 
Wir versorgen zwei Kliniken di-
rekt mit medizinischem Mobiliar, 
Geräten und Material. Es handelt 
sich um das 1. Städtische Kranken-
haus in Lugansk sowie das Stadt-
krankenhaus in Pervomaisk. Diese 
Stadt liegt direkt an der Frontlinie 
und ist besonders betroffen, da bei 
den Kampfhandlungen 2014 und 
2015 die städtische Infrastruktur 
bevorzugtes Ziel der Raketenan-
griffe war. Inzwischen ist es uns 
gelungen, 6 LKWs in die Gebie-
te zu schicken. Darunter auch 40 
Krankenhausbetten, die bei uns 

ausgemustert wurden, aber noch 
in gutem Zustand waren. Es wird 
aber leider aufgrund der anhal-
tenden Kriegshandlungen immer 
schwieriger, Transportfirmen zu 
finden, die bereit sind, das Risiko 
einzugehen und die Spenden di-
rekt nach Pervomaisk zu bringen.“

Das Aktionsbündnis arbeitet 
wie alle anderen mit einer vor Ort 
akkreditierten Hilfsorganisation 

zusammen, die die Abwicklung 
dokumentiert und sich von den 
Empfängern schriftlich bestätigen 
lässt. Trotzdem kontrolliert man 
die Verteilung der Spenden auch 
selbst. Da Dr. Steinigk die Landes-
sprache perfekt beherrscht, kann 
sie jederzeit einfach zum Telefon 
greifen und nachfragen. 

„Auch wenn sich unsere Geräte 
nicht für den Schwarzmarkt eig-
nen, wir wollen einfach im Sinne 
unserer Spender sichergehen, dass 
alles korrekt verläuft. Wie wich-
tig allein die Verfügbarkeit gu-
ter Krankenhausbetten ist, habe 
ich aufgrund einer Krankheit jetzt 
am eigenen Leib erfahren müssen. 
Für mich ein klares Zeichen wei-
terzumachen.“

Das aktuelle Projekt, die Be-
schaffung einer Hebebühne, wur-
de direkt von der Verwaltung der 
staatlichen Einrichtung „Lugans-
ker republikanisches Zentrum für 
Erste med. Hilfe und Katastro-
phenschutz“ angefragt. Direktor 
D. S. Parchomtschuk bat sie um 
humanitäre Hilfe in Form einer 
hydraulischen Hebebühne für Ser-
vice- und Reparaturarbeiten von 
Krankenwagen mit einer Hebeleis-
tung von nicht weniger als 4400 kg. 

Nachdem man auf eBay fün-
dig geworden ist und der Verkäu-
fer für das Hilfsprojekt sogar eine 
großzügigen Spende in Form eines 
Rabatts einräumte, muss jetzt die 
Finanzierung gesichert werden. Es 
werden erneut Spender zur Finan-

zierung gesucht, aber Dr. Steinigk 
ist überzeugt, dass sie die Sum-
me zusammenbekommen werden.

Information zum Aktionsbünd-
nis – und natürlich auch die Mög-
lichkeit sich an der Finanzierung 
des Hebebühnenprojektes zu be-
teiligen, findet man unter <http://
www.zukunftdonbass.org>, spen-
den kann man unter <https://www.
betterplace.org/de/projects/47001-
spende-fur-2-krankenhauser-in-
der-ukraine-stadt-lugansk-und-
pervomaisk>.

Es gibt sicher noch weitere Or-
ganisationen und Menschen, die 
vor Ort helfen. Deren Arbeit und 
Engagement soll nicht geschmälert 
werden, nur weil sie der Autorin 
dieses Artikels nicht bekannt sind. 

Es sind aber immer noch viel 
zu wenige und insbesondere die 
offiziellen Organisationen lassen 
bei ihrer Unterstützung östlich der 
Frontlinie einiges zu wünschen 
übrig. Manche unterstützen die 
Hilfe auch nicht, weil es sich um 
„pro-russische Separatisten“ han-
dele. Denjenigen sei gesagt, dass 
es immer und überall die Zivilis-
ten sind, die unter dem Krieg lei-
den. Diesen Menschen zu helfen 
ist einfach eine Frage der Mensch-
lichkeit, nicht der Politik.

<http://
www.free21.
org/?p=27433>

Autor:
Andrea Drescher
Unternehmens-
beraterin & In-
formatikerin, 
Selbstversor-
gerin & Frie-
densaktivistin 
– je nachdem was gerade ge-
braucht wird. Seit 2016 bei 
Free21 als Schreiberling und 
Übersetzerin mit im Team. 

Hebebühne für Krankenwagen
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MeInung

Dass der Krieg „gegen den 
Terror“ als „Antwort“ auf 

die Zerstörung der Twin Tow-
ers ausgegeben werden konnte, 
war aber schon ein Zeichen für 
die Verblendung der Zeitgenos-
sen, die wahrscheinlich immer 
noch davon überzeugt waren, dass 
sie „sich einer fundamentalen 
und radikalen Kritik gegenüber 
den herrschenden Verhältnissen 
widmete(n)“.

Mit dem „Krieg gegen den Ter-
ror“ wird der Krieg gerechtfer-
tigt, mit dem die USA (und ihre 
Gefolgsleute) die Völker der Welt 
überziehen. Der Terror, gegen den 
sie kämpfen, ist von ihnen selbst 
erst erzeugt worden – mit die-
sen Kriegen.

Zbigniew Kazimierz Brzeziński 
hat die Kriege angekündigt: gegen 
die „Achse des Bösen“. Und er hat 
auch erklärt, wofür diese Kriege 
geführt werden: für die Erhaltung 
der Weltherrschaft der USA [1].

Die Bevölkerung wird mit die-
sen Kriegen terrorisiert: nicht nur 
die Bevölkerung des überfalle-
nen Landes – die sich mit Hilfe 
von „Terroristen“ zur Wehr setzt 
(die trotzdem die Ausnahme blei-
ben), sondern auch die Bevölke-
rung des Landes, das Krieg führt, 
selbst: s. z.B. den Terrorakt am 
Berliner Weihnachtsmarkt 2016, 
und andere vorher in anderen eu-
ropäischen Städten. Wir sollten 
also besser von einem „war for 
terror“, oder einem Kriegster-
ror sprechen.

Und: diese Bevölkerung re-
agiert (wie) terrorisiert: Brückner 
diagnostizierte vor langem schon 
die „Rückkehr der Gewalt“ in die 
Regelung der zwischenmensch-
lichen Beziehungen [2]. Sie ist 
in allen Bereichen zu beobach-
ten: von der Gewalt von der Ge-
walt gegen die schwächsten der 
Schwachen oder als Außenseiter 
stigmatisierte (Aktionen gegen 
Hartz IV-Bezieher, gegen Ge-
flüchtete) bis hin zu vom Staat 
offiziell als „terroristisch“ be-
zeichneten Anschlägen.

Die „Rechtsentwicklung“ 
kann auch so erklärt bzw. ein-
geordnet werden, denn: sie ist 
zwar (auch) „Protest“ – gegen 
die Arroganz der sog. selbster-

nannten Eliten, Kompensation 
der Demütigung, Verschiebung 
der Angst (bzw. Verantwortung) 
auf „Sündenböcke“ – aber: Es ist 
Protest im Rahmen des Diskurses 
der Macht, also eine affirmative 
„Kritik“. In gewisser Weise hat 
Adler (1919) diese Affirmation 
der Macht auch für die „Kriegs-
begeisterung“ im ersten Welt-
krieg angenommen [3].

Protest im Rahmen des Dis-
kurses der Macht: Der Diskurs 
der Macht verführt nicht die Be-
völkerung, an die Parolen der 
Machthaber zu „glauben“, son-
dern sie übernehmen diese als 
„Rationalisierung“ ihres Han-
delns (und Denkens). Das Han-
deln selber folgt anderen Gründen 
als den Parolen: z.B. Kompen-
sation von Demütigung, Scham. 
Dass sie die Parolen des Diskur-
ses der Macht übernehmen - und 
keine diesem widersprechen - 
hängt zusammen mit der Tatsa-
che der Macht - oder andersher-

um mit der Schwäche, Niederlage 
der Gegenmacht.

Dem Staat (Staats-Apparat) 
dient diese terrorisierte Gewalt 
wiederum zu terroristischen und 
Terrorismus fördernden Ant-
worten: Gesetzesverschärfun-
gen, Verschärfung der Überwa-
chung und der Einschränkung der 
bürgerlichen (Freiheits-)Rech-
te, der Militarisierung der Poli-
zei [4] usw. 

Elke Steven (2017) spricht an-
gesichts der Vorbereitungen auf 
den G20-Gipfel von der „Ausru-
fung des Ausnahmezustands“: die 
Politik probe den Ernstfall und 
übe schon einmal ganz konkret 
den autoritären Staat [5].

„Es heißt, dass der Einsatz der 
Armee gegen den »Feind« im Land 
nur geplant sei, wenn die anderen 
Repressionsapparate wie Polizei 
und Inlandsgeheimdienste an ihre 
Grenze gestoßen sind. Nun denn, 
betrachtet man nur das Versagen 
dieser Behörden in jüngerer Ver-

gangenheit (NSU, Abhörskan-
dal, Al-Bakrs ominöser Suizid, 
Terroranschlag in Berlin), müss-
te der Notstand bereits ausgeru-
fen werden. Natürlich würde das 
Militär auf unseren Straßen dar-
an absolut nichts ändern, darum 
geht es auch gar nicht. Wollte man 
die Konsequenzen aus den soge-
nannten Pannen wirklich ziehen, 
müssten die Verantwortlichen, die 
sich vor den diversen Ausschüs-
sen verhalten wie die bekannten 
drei Affen, in die Wüste geschickt 
werden – inklusive ihres obersten 
Chefs Thomas de Maizière. Das 
Gegenteil ist passiert: Nicht nur, 
dass niemand zur Verantwortung 
gezogen wurde, die Kompetenzen 
dieser »Versager« wurden regel-
mäßig erweitert. (…) So gewinnt 
die Militarisierung der deutschen 
Gesellschaft immer mehr an Tem-
po – und jedes »Versagen« der Si-
cherheitsdienste ist nützlich, um 
der Zivilgesellschaft beizubrin-
gen, dass nur der Kommiss auch 
im Inland (Friedhofs-)Ruhe schaf-
fen kann“ (Peter Tiedke 2017) [6].

Es handelt sich um eine „Milita-
risierung“ der „civil society“ mit 
-  der Präsenz der Bundeswehr im 

zivilen Raum
-  der Militarisierung des Bewusst-

seins („man muss eine Ansa-
ge machen, sonst ist man ein 
looser“)

-  der Militarisierung der Sprache 
und des Sprechens (sich über-
schlagend schnell, kein Verhal-
ten, Nachdenken)

-  der Rückkehr des reflexartigen 
Zustimmens, Ja-Sagens zur Po-
litik der Regierung, zum Diskurs 
der Macht, 

Krieg gegen die eigene 
Bevölkerung
Der „Krieg gegen den Terror“ dient der Disziplinierung durch Angst. Es erscheint mir durchaus 
nicht abwegig, mit dem „Krieg gegen den Terror“ einen Einschnitt in der Geschichte, der 
Entwicklung des Zeitgeists zu machen – wenn auch nicht in der Linie der Politik: ein 
Einschnitt in die vorher herrschende Sorglosigkeit und Wohlgefälligkeit des „juste milieu“ 
auf jeden Fall.  von Klaus-Jürgen Bruder

Terroranschlag in Berlin am 19.12.2016 (Foto: Andreas Trojak, CC BY 2.0)
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-  der Rückkehr des Autoritären 
(Bruder-Bezzel 2016) [7]

Bereits 1972 hatte Peter Brück-
ner über die „Rückkehr roher Ge-
waltförmigkeit – auch – in die 
Politik der herrschenden Klas-
sen“ geschrieben [2] – damals als 
Antwort auf die „antiautoritäre 
Bewegung“. Also lange vor dem 
11.9.2001.

Der „Krieg gegen den Terror“ 
also nicht „gegen“ sondern „für“ 
den Terror? Terror gegen die eige-
ne Bevölkerung. Man muss nicht 
wissen, dass dieser Krieg vor dem 
11. September geplant, vorbereitet 
war – die „Feinde“, gegen die der 
Krieg vermeintlich geführt wer-
den sollte bereits zeigen das: Bin 
Laden: ein US-Agent, gegen die 
SU aufgebaut bis zum IS: eben-
falls von den USA mindestens 
mit Waffen versorgt.

Die Liste der Feindes-Länder 
stand seit Zbigniew Brzeziński 
fest; das zu wissen, nennt man 
„Verschwörungstheorie“. Aber 
dann wäre Verschwörungstheo-
rie diejenige, die eine Verschwö-
rung aufdeckt. Dieser Theorie zu 
widersprechen: Das sind die ers-
ten und eigentlichen „fake-news“.

Man muss das alles nicht wis-
sen. Es genügt, sich die Techni-
ken, Taktiken dieses „Krieges ge-
gen den Terror“ anzuschauen: am 
Beispiel des 11. September oder 
der Attentate in Mailand, London, 
Paris, Berlin. Wie reagieren die, 
die die Bevölkerung gegen sol-
che Anschläge schützen sollten?

Jedes mal eine große Inszenie-
rung der Trauer und danach Ver-
schärfung der Gesetze, die in ih-
rer bisherigen Fassung ausgereicht 
hätten, hätte man sich an sie ge-
halten, hätte man sie angewandt. 
Z.B. Fußfessel, um jederzeit zu 
wissen, wo sich ein „Gefährder“ 
befindet, wie De Maizière sagt, wo 
man dies bei dem Attentäter vom 
Berliner Weihnachtsmarkt bereits 
ohne Fußfessel wusste; aber man 
am Tag vor dem Attentat dessen 
Überwachung einstellte.

Also das nicht verhinderte At-
tentat macht die Bahn frei für Ver-
schärfungen der Gesetze, bzw. Er-
weiterung der Kompetenzen derer, 
die das Attentat nicht verhindert 
haben. Keine Kritik am „Versagen“ 

der Abwehr-Organe des Staates, 
Versagen der Politik. Außenpoli-
tisch: Eine Änderung der Politik 
kommt nicht in Frage. Es ist ja die 
Politik der Ausbeutung, Ausrau-
bung dieser Länder, aus denen der 
Terror kommt - als Antwort auf 
diese Politik. Innenpolitisch: Wir-
kung des Terrors: die - gespaltene 
- Bevölkerung wieder zusammen 
zu schweißen durch das Bedro-
hungsszenario („Ich sehe keine 
Klassen mehr“ rief schon Kaiser 
Wilhelm entzückt angesichts der 
Zustimmung der Sozialdemokra-
ten 1914).

Bereits am 19. Oktober 2010 
hatte Jens Wernicke in Telepo-
lis unter der Überschrift „Demo-
kratie als Standortnachteil“ fest-
gestellt: „Die Debatte um das im 
Sinne der Kapitalverwertung „ef-
fizienteste“ Regierungssystem ist 
offenbar erneut eröffnet. „Wenige 
Tage, nachdem Bahnchef Grube 
den Demonstranten in Stuttgart ihr 
„Widerstandsrecht“ abgesprochen 
und sein Demokratieverständnis 
dahingehend offengelegt hatte, 
dass er kundtat, die Bürger hätten 
gefälligst dem Willen der Parla-
mente zu folgen. Nichts anderes 
sei schließlich „Kern einer De-
mokratie“, erfreute sich Minister-
präsident Stefan Mappus (CDU) 
auf einer Reise durch Saudi-Ara-
bien und Katar, zwei Diktaturen 
am Persischen Golf, an der Ruhe, 
von der Regierungshandeln dort 
begleitet wird. Nicht nur er, son-
dern auch andere bewerten der-
lei „Ruhe“ dabei inzwischen als 
Standortvorteil im internationa-
len Wettbewerb. So wird von der 
deutschen Öffentlichkeit weitge-
hend unbemerkt in gewissen Krei-
sen denn aktuell auch eine Debat-
te über „einen möglichen Nutzen 
diktatorischer Regierungsformen“ 
geführt“ [8].

Wie aber ist es möglich, dass 
der Terror gegen die Bevölkerung 
diese Wirkung erzielt, die Wir-
kung der Zustimmung zum Vor-
gehen der Regierung?

Zunächst: das Ereignis – los-
gelöst aus seinem Zusammen-
hang – erscheint (dadurch) wie 
aus „heiterem Himmel“, in das 
Tal der Ahnungslosen zu fallen, 
ohne (Vor)Geschichte.

Diese Wirkung wird durch die 
mediale Darstellung verstärkt: Es 
ist auch das Vorgehen der Medi-
en: der medialen Darstellung und 
Kommentierung. Auch die Medi-
en stellen die Vorgeschichte des 
Ereignisse keineswegs her, liefern 
sie nicht nach [9].

„Technisch“, mit Hilfe der 
Technik, ohne dass die politische 
Absicht sichtbar wird, wird hier 
durch die Wahl des Ausschnitts 
der Verfolger zum Verfolgten. Bei-
spiel: die als Berichterstattung de-
klarierte Dauer-Kampagne gegen 
Rußland. Oder: die ebenso un-
versöhnliche Kampagne gegen 
die DDR.

Unabdingbar ist: die Wieder-
holung, gebetsmühlenhaft; Wie-
derholung der Parolen bei jeder 
Gelegenheit („vermuteter isla-
mistischer Hintergrund“, „unsere 
Werte“, die wir uns nicht durch 
die Terroristen nehmen lassen, 
der unendliche „Aufschwung“ 
„unserer“ Wirtschaft, der ständig 
gegenüber dem Arbeitgeberanteil 
steigende Arbeitnehmeranteil am 
Bruttosozialprodukt, usw. Auch 
die ständige Wiederholung der 
Bilder des 9/11. Gehört hierher. 
So liefen am 11. September pau-
senlos die Filmstreifen mit den 
in die Tower einfliegenden Flug-
zeuge über die Fernsehschirme.

Immer geht es um Herauslö-
sen eines Ereignisses aus dem Zu-
sammenhang der Geschichte, des 
Kontextes: „Positivismus“ [10].

Dieses Vorgehen beim „Krieg 
gegen den Terror“: es wird her-
ausgeschnitten: wie ist es dazu 
gekommen? Wen oder was muss 
man bekämpfen? Was folgt auf 
den „Krieg gegen den Terror“: 
der Terror wird zurückgetragen 
nach Deutschland bzw. Europa.

Dort, in Deutschland bzw. Eu-
ropa, bestätigt er die Richtigkeit 
der Maßnahmen, die die Herren 

ergreifen, um den Terror zu ver-
hindern – in Deutschland, aber 
nicht im Land der „Terroristen“. 
D.h. er bewirkt eine Idiotisierung 
der Bevölkerung: sie wird nicht 
mehr zugänglich für Argumente, 
nicht zugänglich für eine Entspan-
nung der Fixierung des Blicks.

Diese Reduzierung auf das He-
rausgelöste läßt die „token“ (Skin-
ners) entstehen. Man wird abhän-
gig von Surrogaten, die mehr zu 
tun haben mit dem, der diese gibt 
(„der Versuchsleiter“ im psycho-
logischen Experiment) als mit 
dem Bedürfnis des Subjekts (der 
„Versuchsperson“). 

Für uns besonders auffällig 
wird das in der Presse für die Un-
terschicht. Aber für die Schicht 
der Akademiker wirkt das ebenso: 
z.B. „Militainment“ (militarisier-
te Unterhaltung): Im „Netflix“-
Programm erscheinen fast nur 
noch Filme, die Militär und Krieg 
verherrlichen. Auch in Computer-
spielen und bei Kinderspielzeug 
ist das zu erkennen.

Positivismus ist aber nicht 
nur eine Haltung innerhalb der 
Wissenschaften, sondern des ge-
sellschaftlich herrschenden Be-
wusstseins: Marcuses (1964) 
Untersuchung des „eindimensi-
onalen“ Denkens und Verhaltens 
hat gezeigt: Es geht um den Aus-
schluß der Geschichte aus der Re-
flexion, die „Abriegelung“ des 
Widerspruchs, der Kritik [11]. 
Politisch äußert sich der Positi-
vismus im Schaffen von faits ac-
complis, der Regierung des Bas-
ta, des „Durchregierens“ – gegen 
die Bevölkerung, der Herrschen-
de agiert hier als „Herr“, so wie 
der Intellektuelle als „Versuchs-
leiter“ (im „Milgram“-Experi-
ment der Psychologie).

Dieses Herausschneiden aus 
dem Zusammenhang verstärkt 
also „nur“ das, was bereits Wir-
kung der Wahrnehmung des Er-
eignisses selbst ist. Diese Struk-
tur der Wahrnehmung ist (aber) 
Ergebnis einer geistigen Dressur: 
des Positivismus der „eindimen-
sionalen“ Gesellschaft. Was ei-
gentlich etwas Gewaltförmiges 
und Antirationales ist, erscheint 
als selbstverständlich, als immer 
naheliegender.

MeInung
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Das Herausschneiden ist die 
Herstellung eines neuen Ereignis-
ses: fake news, Lüge: Diese geis-
tige Dressur läuft nicht nur über 
Bilder und deren Wahrnehmung, 
sie ist nicht unabhängig von Spra-
che, Kommunikation und Diskurs 
zu denken. Das Herauslösen aus 
dem Kontext wird auch (und zu-
gleich) auf der Ebene der Sprache 
bewerkstelligt, indem die Möglich-
keit der Sprache benützt wird: Man 
muss nicht alles sagen, was man 
denkt; man kann das verstecken, 
indem man etwas anderes zeigt; 
man kann seine Absicht hinter 
(unter) ganz anderen Behauptun-
gen verstecken.

Bourdieu hatte das in die For-
mel „Verstecken durch Zeigen“ 
gefasst [12]. Gemäß dieser For-
mel arbeiten die Medien an der 
Herstellung und Aufrechterhal-
tung des herrschenden Konsens: 

Kommunikation, Sprechen, 
Sprache:

Die „geistige Dressur“ datiert 
(also) nicht auf 9-11, aber seit die-
sem Datum zeigt sich die Struk-
tur dieser Dressur und ihre Breite 
deutlicher: Ein neuer Feind wur-
de erklärt („der Islam“):

„Islamistischer Hintergrund“ 
ist inzwischen zum Brandmal ge-
worden, unerbittlich mit heißen 
(statt kalten) Kriegen bekämpft, 
an dem zugleich für jeden klar in 
die Augen springen müsste: die 
Willkür der „Feinderklärung“ – 
Willkür, weil der „Feind“ „uns“ 
nichts getan hatte, nicht willkür-
lich, wenn man an die Boden-
schätze und Bevölkerungen und 
deren Territorien denkt, welche 
„man“ sich anzueignen vorge-
nommen hatte.

Zugleich eine ebenso neue (in-
nen)politische Situation: die Ge-
neration von 68ff, gewendet durch 
den Zerfall der DDR und der SU 
einerseits, durch die Teilhabe am 
Krieg (gegen Jugoslawien) an-
dererseits – also auf die Seite 
der Herrschenden übergegangen, 
wird konfrontiert mit einem Wi-
derstand, den sie verraten muss 
(weil er sie als Teil der politisch 

herrschenden Klasse, bzw. als de-
ren Anhang, trifft).

Auch dieser Seitenwechsel, 
„Wende“, kann mit Hilfe der Struk-
tur der Sprache (und des Spre-
chens) vollzogen werden und zu-
gleich versteckt (wie Boltanski 
& Chiapello [13] gezeigt haben). 
Versteckt wird die Zustimmung 
zum Diskurs der Macht. Der Dis-
kurs der Macht „organisiert und 
beherrscht überall die öffentliche 
Kundgebung, die Zeugenschaft im 
öffentlichen Raum“ (Derrida 1993, 
S. 90). In ihm „werden die Diskur-
se der politischen Klasse, der mas-
senmedialen Kultur und der aka-
demischen Kultur verschmolzen, 
dank der Vermittlung der Medi-
en“. „Sie kommunizieren und zie-
len in jedem Augenblick auf den 
Punkt der größten Kraft hin, um 
die politisch-ökonomische Hege-
monie und den Imperialismus zu 
sichern“ (ebd., S. 91) [14].

Boltanski & Chiapello zeig-
ten, wie die Begriffe der 68er 
Bewegung – „Emanzipation“, 
„Autonomie“, „Selbstverwirkli-
chung“ – zu zentralen Begriffen 
des „Management“-Diskurses ge-
worden waren [15], eines Teils des 
Diskurses der Macht – d.h. man 
spricht weiter von „Autonomie“, 
aber den Begriffen Autonomie 
usw. wird die entgegengesetzte Be-
deutung untergeschoben. Das ist 
Gewalt und zugleich Verstecken 
der tatsächlichen Gewalt. Diese 
Umkehrung, Verkehrung (ins Ge-
genteil) läuft seit 68; mit „Reform“ 
hat es angefangen. Der Diskurs der 
Macht, zu dessen Begriffen sie um-
gedreht worden sind, kann damit 
zugleich versteckt werden. Diese 
Verkehrung bleibt ebenso wenig 
auf den Diskurs beschränkt („Um-
kodierung“), wie der Positivismus 
auf die Wissenschaften. Sie „ma-
terialisiert“ sich in den Techniken, 
Verhaltensweisen, Produkten und 
wirkt von diesen auf das Bewusst-
sein zurück. Die Tätigkeit des Ar-
beiters, auf eine bloße Abstraktion 
der Tätigkeit beschränkt, ist nach 
allen Seiten hin bestimmt und ge-
regelt durch die Bewegung der Ma-
schinerie, nicht umgekehrt. Die 
Wissenschaft, die die unbelebten 
Glieder der Maschinerie zwingt, 
durch ihre Konstruktion zweck-

gemäß als Automat zu wirken, 
existiert nicht im Bewußtsein des 
Arbeiters, sondern wirkt durch 
die Maschine als fremde Macht 
auf ihn, als Macht der Maschine 
selbst (Marx 1857/58) [16].

Diese Verkehrung ist Spiegel 
der Verkehrung der gesellschaft-
lichen Verhältnisse selbst. Regeln 
des Diskurses müssen durch die 
am Diskurs Beteiligten akzep-
tiert worden sein unter den gesell-
schaftlichen Bedingungen, unter 
denen dieser Diskurs stattfindet: 
Primär ist die gesellschaftliche 
Macht bzw. die gesellschaftli-
chen (Herrschafts-)Verhältnisse, 
die primär Produktionsverhältnis-
se sind, hier: Eigentumsverhält-
nisse, und zwar Verhältnisse des 
Privateigentums an den Produk-
tionsmitteln: „Verkehrung“ aller 
Verhältnisse [17].

Aber: Diese Regeln des Dis-
kurses zeigen denselben zu-
grundeliegenden Mechanismus: 
Zustimmung kann nur dem Ge-
sagten, Hörbaren, Sichtbaren, Be-
haupteten (S2) gegeben werden; 
nicht dem Unsichtbaren, Ver-
steckten (S1). Das Versteckte aber 
ist das, was auf die Zustimmung 
folgt: die Wirkung der Macht:

Die Wirkung kommt erst hin-
terher, wenn man auf die Verspre-
chen „reingefallen“ ist.

Inzwischen bedienen sich 
selbst die Rechten der Begriffe 
und Themen der Linken, ja sogar 
der Protestformen aus der 68er 
Bewegung, wie Pegida, AfD, die 
Identitären oder compact: gegen 
TTIP, Kritik an der Vorherrschaft 
der USA, Kritik an den etablier-
ten Politikern und den diesen er-
gebenen Medien. Dies ist – lei-
der – kein Zeichen der Stärke der 
Linken (wie man vermuten sollte), 
sondern derer, die es sich leisten 
können, die Themen und Begrif-
fe der Linken auszubeuten – für 
ihr „braunes Süppchen“. Braun 
wird die Suppe allerdings vom 
Koch angerührt, und nicht von 
den Zutaten (wie manche nahe-
legen, die diese von den Linken 

geklaute Kritik zur „rechten“ er-
klären (möchten).

Die Kritik spricht auch durch-
aus eine in Teilen der Bevölkerung 
verbreitete Unzufriedenheit an. 
Gerade deshalb gehen die Rechten 
damit auf Stimmenfang: Der Ver-
such, die bestehende Unzufrieden-
heit - in der Situation der Schwä-
che der Linken – nach rechts, in 
eine Affirmation zu lenken – Af-
firmation des Diskurses der Macht 
– in rassistischem Gewand; denn 
das Programm ist durch und durch 
neoliberal. Dieses Programm spielt 
in der Diskussion in der Öffent-
lichkeit keine Rolle, insofern ver-
steckt. Es muss versteckt werden, 
denn es widerspricht, schlägt ins 
Gesicht: den Parolen selbst (ge-
gen TTIP, gegen die neoliberale 
politische Klasse).

Damit spielen die Rechten eine 
Funktion der Entlastung des „Es-
tablishments“. Denn dieses, das 
„Establishment“ erscheint nun - 
vor dem Hintergrund der Mobi-
lisierung aller „demokratischen 
Kräfte“ gegen rechts als Hort oder 
Hüter der Demokratie, die sie – 
die neoliberalen Eliten – selber 
zerstört haben und weiter zerstö-
ren werden, als Hort oder Hüter 
der Freiheit und der Menschen-
rechte, die sie – in ihren völker-
rechtswidrigen Kriegen und in 
der Wahl und Kooperation mit 
ihren Bündnispartnern – selbst 
verraten, gebrochen haben und 
täglich brechen.

Das Beispiel der USA führt dies 
sozusagen auf die Ebene der „gro-
ßen“ Weltpolitik: Trump. Auch 
hier der Stimmenfänger mit Kri-
tik am „Establishment“, der mit 
dem Ende der Rolle des Weltpo-
lizisten und der Annäherung an 
Russland geprahlt oder gedroht 
hat. Und nun diese Rolle mit Ka-
racho wieder aufnimmt.

Die Unzufriedenheit der Be-
völkerung, die nicht durch eine 
Linke aufgenommen wird, ist den 
plattesten Lügen der Herrschen-
den geradezu ausgeliefert: der 
Wunsch, sie mögen es besser ma-
chen, der Wunsch nach dem guten 
König, ist stärker als der Realis-
mus der Einsicht in die Notwen-
digkeit, seine Sache selber in die 
Hand zu nehmen.
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Die Herrschenden ihrerseits – 
durch keine selbstbewusste Linke 
daran gehindert – kommen nicht 
zur Vernunft, die nötig wäre für 
die Einsicht in die Notwendigkeit, 
die bisherigen Lösungsversuche 
zu verabschieden: Krieg, Terror, 
Ausbeutung, Raubbau.

Keiner führt das besser vor, 
als der „verrückte“ Präsident der 
USA, der mit einem Knopfdruck 
mal eben 16.ooo.ooo Dollar ver-
brennt – und dabei beinahe 100 
Menschen umbringt – und schon 
ist er in den Augen der veröffent-
lichen Meinung der westlichen 
Wertegemeinschaft wieder der 
Held und Gott, der der amerikani-
sche Präsident bisher gewesen war.

Verleugnung: Was die Herr-
schenden mit der Bevölkerung ver-
bindet: Während die einen verleug-
nen, dass sie mit ihrer „Kunst“ am 
Ende sind, verleugnen die ande-
ren die Erfahrung der Geschichte 
– obgleich die Zeichen und Symp-
tome ihrer Wiederholung unüber-
sehbar sind.

„Eine Tradition des Nicht-
wahrhabenwollens, des Beschwei-
gens, des Verleugnens gehört zur 
Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland. Wie gelang nach 
1945 die „Wiederherstellung der 
alten Macht- und Besitzverhält-
nisse“ […] Die Selbstentnazifi-
zierung der Eliten […] ist ebenso 
verdrängt wie die heftigen Ausei-
nandersetzungen um die Richtung, 
in die sich Staat und Gesellschaft 
entwickeln sollten […]“ (Anzeige 
des Ossietzky Verlags 2017) [18].

Die Rechnung wird uns heute 
präsentiert:

Deutsche Soldaten stehen wie-
der an Russlands Grenzen, als habe 
es den 22. Juni 1941 nicht gegeben, 
nicht die 27 Millionen toter Sow-
jetbürger, nicht die verbrannte so-
wjetische Erde, nicht die mehr als 
600 niedergemachten Dörfer Be-
lorusslands, nicht die Million Ver-
hungerter während der Blockade 
Leningrads, nicht das bis auf die 
Grundmauern zerstörte Stalin-
grad. Mit unglaublicher Arroganz 
wird all das ignoriert und stattdes-
sen die gegen Russland gerichtete 
NATO-Politik mitgetragen, eine 
Politik, die wiederum vor allem 
US-amerikanischen Interessen 

entspricht. Nach wie vor sind die 
Worte des Stratfor-Chefs George 
Friedman vom Februar 2015 ak-
tuell: »Jedenfalls sind wir jetzt zu-
rück beim alten Spiel.« [19]

Im Diskurs der Macht kommt 
das (so) nicht zur Sprache. Dass 
es sich dabei, wenn es nicht zur 
Sprache kommt, um Verschwei-
gen, Verstecken, Verleugnen han-
delt, ist die bloße Möglichkeit, die 
die Struktur der Sprache bietet:

Nicht zu sagen, was man „im 
Kopf hat“ (S1), etwas anderes sa-
gen (S2), als man denkt. Für den 
Empfänger bietet diese Struktur 
des Sprechens die Möglichkeit, 
sein eigenes Denken an die Stel-
le dessen zu setzen, was er nicht 
wissen kann (S1): seine Hoffnun-
gen, Wünsche, Deutungen und da-
durch der Parole des anderen zu-
zustimmen, sie zu seiner eigenen 
zu machen (Adler 1919).

Dass das Nicht-Gesagte tat-
sächlich zugleich etwas Ver-
schwiegenes ist, wird erst im weite-
ren Verlauf des Diskurses deutlich, 
wenn für den Empfänger erkenn-
bar wird (weil sich seine Wünsche 
nicht erfüllen), dass sein dem S1 
des Senders untergeschobenes ei-
genes s1 lediglich sein Wunsch 
(Denken) gewesen war.

Diese Mechanismen wirken 
auch beim Diskurs der Macht. 
Deshalb sind auch die „Gegen-
Diskurse“ so wichtig und deshalb 
gibt es auch die Diffamierung der 
„Sozialen Medien“ (in denen sich 
nicht nur der Diskurs der Macht 
behaupten kann).

Die Herstellung der Zustim-
mung zum Diskurs der Macht 
(Diskurs der Herren, der Herr-
schaft) geschieht (aber) nicht nur 
durch die Mechanismen der Struk-
tur der Sprache und des Sprechens, 
sondern vermittels der privile-
gierten Verfügung über diese Me-
chanismen der Struktur der Spra-
che und des Sprechens durch die 
Macht selbst.

Zu den Möglichkeiten der ge-
sellschaftlichen Macht gehört auch 

die der Manipulation des Diskur-
ses („manufacturing consent“) 
durch die Herstellung der Bedin-
gungen, die den Diskurs in die er-
wünschte Richtung kanalisieren.

Diese Macht kann sich (aber, 
vielmehr) hinter (unter) diesen Me-
chanismen verstecken. Durch die 
Regeln des Diskurses wird ver-
steckt, dass es sich um einen Dis-
kurs der Macht handelt. Der Dis-
kurs der Macht verleugnet (damit) 
seinen Charakter, der der Macht 
zu sein und damit seine Bedin-
gung, Voraussetzung, nämlich die 
Verhältnisse der Herrschaft (der 
Macht). Die Macht ist in ihm ent-
materialisiert, „vergeistigt“ eben-
so auch die Verkehrung der Ver-
hältnisse.

So kann es zur „Kompetenz“ 
werden, sich in den Diskurs ein-
zubringen. Die Freude an der Be-
herrschung der Regeln des Dis-
kurses verkehrt die Beherrschung 
durch den Diskurs in sein Gegen-
teil (Analoges beobachten wir bei 
der Arbeit am Computer: Der „Be-
nutzer“ wird an die Maschine ge-
fesselt – nicht durch die Peitsche 
des Aufsehers, nicht durch die 
Drohung der Vorenthaltung des 
Lohns bei Nicht-Arbeit, sondern 
durch den „Erfolg“, das Gefühl 
der Beherrschung der Technik, 
des Geräts (die die Beherrschung 
durch das Gerät, bzw. durch die 
hinter dem Gerät stehende Macht, 
die von der Benutzung des Geräts 
profitiert, zugleich verschleiert, 
dem Bewusstsein entzieht).

Verleugnet wird – die Zustim-
mung zum Diskurs der Macht, ver-
leugnet wird, dass es der Diskurs 
der Macht ist, dem man sich an-
geschlossen hat, in den man ein-
gestiegen ist, dessen Parolen man 
als die eigenen ausgibt (Fiktion des 
„autonomen Subjekts“).

Verleugnet wird das „Jenseits“ 
des Gesagten, Gezeigten, der Pa-
rolen: Fiktion des „Positivismus“. 
Der Positivismus anerkennt keine 
zweite Ebene, keinen „Subtext“: 
Fiktion der Objektivität, der Unab-
hängigkeit des Diskurses oder die 
Fiktion, dass man dieses Jenseits 
mit eigenen Wünschen, Absichten 
„füllen“ kann, dass man nur „so 
tut, als ob“ man dem Diskurs zu-
stimme, während man „in Wirk-

lichkeit“ den Diskurs aufrechter-
hält, die Parolen weiterträgt. Es ist 
eine Verleugnung ohne Bewusst-
sein, sozusagen eine „objektive“, 
„unbewusst“?

„Krieg gegen den Terror“: die 
flankierende Strategie zum Neo-
liberalismus. Sie trägt den Terror 
ins eigene Land, terrorisiert die 
eigene Bevölkerung und stärkt 
so deren Loyalität gegenüber den 
Regierenden, vor allem bei der 
Durchsetzung der „inneren Si-
cherheit“ (auf Kosten von Frei-
heit und Demokratie, allgemei-
nem Wohlstand): terroristische 
Überfälle sollen die Notwendig-
keit von Gesetzesverschärfungen 
plausibel machen.

Die neoliberale Politik wird da-
bei in ihrer zerstörerischen Poli-
tik (nach außen wie nach innen) 

nicht wahrgenommen. Sie 
wird sogar im „Kampf“ gegen 
Rechts zur Hüterin von Freiheit 
und Demokratie stilisiert (z.B. in 
der Wahl-Empfehlung für Mac-
ron in der „Bewegung“ für Euro-
pa, unter dem Schirm von Soros 
und von diesem gesponsert).

Reden vom „guten Leben“, die 
immer mehr an Ansehen gewin-
nen, sind Ausdruck dieser Inter-
essenlage (obwohl sie sich als Ge-
genentwurf zum Neoliberalismus 
darstellen). Die neoliberale Poli-
tik (und Ideologie) schafft nicht 
nur Gewinner, sondern auch ei-
nen größer werdenden Kreis de-
rer, die auf Teilhabe an diesem 
Zustand hoffen, an dem Genuss, 
den der Neoliberalismus seinen 
Gewinnern verspricht – und da-
für bereits Vorleistungen erbrin-
gen: sich selbst zum vermeintli-
chen Subjekt seiner Ausbeutung 
zu machen.

Der Neoliberalismus braucht 
die Strategie des Terrors (der 
„Spannung“), um die Gesellschaft 
(mittels Angst) wieder zusammen-
zuschweißen, die er (vorher) ge-
spalten hat (bzw. deren Spaltung 
vertieft): in Gewinner und Ver-
lierer (der neoliberalen „De-Re-
gulierung“).

Die Gewinner sehen in den 
Verlierern zwar, was sie bedro-
hen könnte (und was sie abwehren 
müssen), aber die Verlierer sehen 
ebenso, was ihnen fehlt und könn-
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ten den Zusammenhang durch-
schauen. Die Strategie des Ter-
rors lenkt von den Gewinnern (im 
Inneren der Festung) ab auf die, 
die die Festung von außen bedro-
hen (könnten).
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Auch wenn der Besuch von 
Königin Angela im Weißen 

Haus nicht sonderlich stimmungs-
voll ablief – die beiden, meinte ein 
Beobachter nach dem ausgefal-
lenen Handschlag vor den Foto-
grafen, seien wohl als „ziemlich 
schlechteste Freunde“ auseinan-
der gegangen – hatte König Do-
nald am Ende der Presskonferenz 
doch noch einen kleinen Scherz auf 
Lager: eine Gemeinsamkeit sei im-
merhin, dass beide von der vorhe-

rigen Regierung abgehört worden 
seien. Der „Hosenanzug“ reagierte 
auf diese Vorlage aber nur mit ei-
nem säuerlichen Lächeln, statt den 
Ball aufzunehmen und zu fordern: 
„Lassen Sie uns gemeinsam die-
sen unerträglichen Zustand abstel-
len, der unseren demokratischen 
und rechtsstaatlichen Werten zu-
tiefst zuwider läuft. Bringen Sie 
ihre Meister der Intelligence un-
ter Kontrolle, ich werde mit den 
unsrigen dasselbe tun.“

Real Game of Thrones:  
Ein ausgefallener Handschlag 
und die unsichtbare Hand
Kanzlerin Merkel fragt Präsident Trump die Hände ein weiteres mal zu schütteln, nachdem die Reporter mehrfach „Hand-
shake“ einfordern.Präsident Trump ignoriert dies.Während Trumps Sprecher von Überhören redete, twitterte Trump zu 
einem guten Treffen und die Öffentlichkeit diskutiert über die Beweggründe. von Mathias Bröckers
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Nun waren schlagfertige Re-
aktionen noch nie ein Marken-
zeichen von Königin Angela, die 
als kommunikative Reaktion be-
kanntlich den vertikalen Mund-
winkel bevorzugt, und dieser kam 
denn auch hier zum Einsatz. Was 
zeigte, dass Angela als brave Va-
sallin weiter eher der „permanen-
ten Regierung“ zu gehorchen ge-
denkt, deren Belauschen „unter 
Freunden“ sie ja schon eher schul-
terzuckend hinnahm, und nicht 
dem neuen König.

Dennoch galt es natürlich, ei-
nen guten Eindruck zu machen 
und so hatte sie ihre wichtigsten 
Wirtschaftsführer mitgebracht, 
die Donald ihre guten Werke für 
das Königreich so gut präsentier-
ten, dass er sie als „gute Leute“ 
bezeichnete. Über die heimliche 
First Lady, die Königstochter Ivan-
ka, die im Modegewerbe tätig ist, 
hatte Angela zudem eine Initiati-
ve eingefädelt, die erfolgreichen 
Methoden ihrer Handwerker-Gil-
den bei der Ausbildung von „Azu-
bis“ genannten Lehrlingen im ex-
zeptionalistischen Königreich zu 
verbreiten. Auch dies wurde von 
König Donald sehr gelobt – doch 
das war es dann auch schon mit 
den Freundlichkeiten. Kaum war 
Angela wieder weg, zwitscher-
te Donald empört, dass ihr Land 
ihm große Mengen Geld schulde, 
weil es zu wenig für den teuren 
„Schutz“ durch die Nato bezahle.

Als Novize im weltpolitischen 
Geschäft hatte König Donald aber 
hier etwas nicht richtig verstan-
den, denn dieses Geld steht, wenn 
überhaupt, nicht ihm sondern der 
Nato zu und alle Mitglieder zahlen 
es dort freiwillig ein [1]. Ebenso 
freiwillig haben sie sich verpflich-
tet, in Zukunft 2% ihres Haushalts 
dafür auszugeben, wobei Angelas 
Reich zwar noch zurückhängt, 
aber auch noch einige Jahre Zeit 
hat den Plan zu erfüllen. Doch Do-
nald will die Kohle wohl sofort…

Die Nato als Schutz- 
gelderpresser
Wie schon häufiger seit seiner 
Thronbesteigung brachte auch 
dieser kleine Eklat etwas zum 
Vorschein, was den Untertanen 

gemeinhin eher verborgen bleibt, 
in diesem Fall die Tatsache, dass 
es sich bei der Nato um einen Ver-
ein handelt, der Schutzgeld er-
presst. Also letztlich nichts ande-
res tut, wie die Banden, die man 
„Rocker“ oder „Mafia“ nannte 
und die „freiwillige“ Zahlungen 
von Wirten oder Geschäftsleuten 
eintrieben, um sie vor Überfäl-
len zu schützen. Wer nicht zahl-
te, dessen Laden wurde demoliert 
– nicht von der für „Sicherheit“ 
zuständigen Bande, sondern von 
beauftragten Kollegen „die jeder-
zeit wieder kommen können“ – 
und schon sprudelten die „frei-
willigen“ Zahlungen.

Ursprünglich als Beistands-
pakt von vielen kleinen mit dem 
großen exzeptionalistischen Kö-
nigreich gegründetes Verteidi-
gungsbündnis, war die Nato nach 
dem Ende des Kalten Kriegs ei-
gentlich überflüssig geworden. 
Doch einen großen transatlan-
tischen Friedensvertrag der in 
Europa von Lissabon bis Wla-
diwostok gereicht hätte, wollten 
die Herrn und Meister in Wa-
shington nicht schließen, da sie 
die „Full Spectrum Dominance“ 
[2] , die militärische Kontrolle 
der gesamten Welt, anstrebten. 
Wer sich dieser Dominanz ent-
zog wurde in der Folge auf ei-
ner „Achse des Bösen“ eingrup-
piert, gegen deren „Aggression“ 
man sich verteidigen müsse. Tat-
sächlich hatte keines der König-
reiche auf dieser „Achse“ mit ir-
gendwelchen Angriffen gedroht 
– im Gegenteil wollte sogar das 

Reich des heutigen Ultrabösen 
einen solchen großen Friedens,-
und Wirtschaftsvertrag gerne ab-
schließen – aber sie wurden nun 
zum imaginären Großfeind ausge-
baut, gegen den die „starke Nato“ 
unumgänglich sei. Tatsächlich 
wurde sie dann aber von einem 
Verteidigungsbündnis zu einer 
internationalen Eingreiftruppe 
umfunktioniert, die vor völker-
rechtswidrigen Angriffskriegen, 
wie etwa auf das Königreich Ju-
goslawien, nicht zurückschreckt.

Es geht diesem Verein nicht 
um Demokratie/Freiheit/Men-
schenrechte, sondern um Macht,- 
und Geschäftsinteressen, was das 
exzeptionalistische Königreich 
nach dem Jugoslawienkrieg auch 
freimütig bekundete: es sei dar-
um gegangen, das strategische 
Versäumnis von General Eisen-
hower, den man „Ike“ nannte, am 
Ende des 2. Weltkriegs zu korri-
gieren  [3 ] und einen Stützpunkt 
zur Kontrolle Osteuropas einzu-
richten. Wer das Ergebnis dieser 
“Befreiung des Kosovo” genann-
ten Landnahme besichtigt, fin-
det heute dort den gigantischen 
Stützpunkt namens „Camp Bond 
Steel“ unter dessen Aufsicht ein 
korrupter Mafia-Staat [4] vor al-
lem Rauschgifthandel und Geld-
wäsche betreibt.

Die “Korrektur” alter stra-
tegischer Versäumnisse wurde 
dann mit der Nato-Expansion 
in viele weitere osteuropäische 
Länder fortgesetzt, wobei diese 
meist bitter armen Königreiche 
weniger aus Angst vor Überfäl-

len beitraten, sondern vor allem 
mit Geld in das Bündnis gelockt 
wurden, dass sich die dort herr-
schenden Eliten und das Mili-
tär in die Taschen stopften. Ziel 
dieses gern als „Wertegemein-
schaft“ verkauften Bündnisses 
ist es, künftig als eine Art globa-
ler Robo-Cop zu fungieren, des-
sen Einsätze die Vasallenstaaten 
zwar bezahlen, aber nicht darü-
ber entscheiden dürfen.

Dass König Donald die Nato 
vor seinem Amtsantritt als „ob-
solet“ bezeichnet hatte, war histo-
risch also durchaus korrekt, denn 
seit dem Ende des Kalten Kriegs 
war dieser Verein als Verteidi-
gungsbündnis ja tatsächlich über-
flüssig. Aber Donald ist ja nun al-
les andere als Historiker und mit 
dieser Aussage ging es ihm nicht 
um die Geschichte und Rolle der 
Nato und schon gar nicht darum, 
wie man sie reformieren oder 
transformieren könnte. Er agier-
te vielmehr wie ein Gebraucht-
wagenhändler, der das Angebot 
erst Mal schlecht redet und klar 
macht, dass er so etwas eigent-
lich gar nicht braucht – um dem 
erschrockenen Verkäufer dann 
zu sagen, dass er es schon haben, 
aber weniger dafür bezahlen will. 
Oder eben wie ein Schutzgelder-
presser, der dem Wirt oder La-
deninhaber höhere „freiwillige“ 
Zahlungen abknöpfen will.

Da das exzeptionalistische Kö-
nigreich fast 75 % der Nato-Kos-
ten trägt, tanzt die Truppe nach 
seiner Pfeife – und weil seit über 
25 Jahren kein wirklicher Groß-
feind mehr existiert, es also nichts 
zu verteidigen gibt, hat sie sich auf 
Angriffe verlegt, die dann „Ver-
teidigung der Menschenrechte“ 
oder „Verteidigung der Freiheit 
am Hindukusch“ genannt wer-
den. Eigentlich geht es dabei aber 
stets um Ölquellen, Pipelines und 
Geschäftsinteressen und falls es 
Beute zu verteilen gab landete der 
Löwenanteil auch stets im exzep-
tionalistischen Königreich. Inso-
fern scheint in der Bande alles 
durchaus gerecht verteilt. Aber 
Baulöwe Donald will jetzt noch 
ein bisschen mehr herausholen 
und bittet die Kleinen, in seinen 
Augen „Mitesser“, zur Kasse.
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„Freier Handel“ und 
„Protektionismus“  
gehen zusammen

In der Kunst der Neudefinition 
von Begriffen hatte sich die neue 
Regierung schon bisher äußerst 
kreativ hervorgetan und etwa mit 
„alternative Fakten“ eine Kultvo-
kabel geschaffen, die noch Scha-
ren von Erkenntnistheoretikern 
und Philosophen beschäftigen 
wird. Bei dem Treffen mit Königin 
Angela sprach Donald nun häufi-
ger von „Fair Trade“, was bis da-
hin eigentlich für solche Formen 
des Handels galt, bei denen Kaf-
feebauern oder Näherinnen einen 
angemessenen Lohn für ihre Ar-
beit erhalten statt als Sklaven aus-
gebeutet zu werden. Für Donald 
aber scheint fairer Handel zu be-
deuten, dass ein Land nur genau 
soviel an ein anderes verkaufen 
darf wie es dort auch einkauft. 
Dass Königin Angela bei ihm nur 
halb soviel shoppt wie umgekehrt 
[5] findet Donald „unfair“ und es 
wird befürchtet, dass er künftig 
Schutzgelder, die in diesem Fall 
„Zoll“ genannt werden, auf ein-
geführte Waren erhebt.

Da diese Methode, die Protek-
tionismus genannt wird, in der 
Regel zur Folge hat, dass im Ge-
genzug ebenfalls Zölle erhoben 
werden, werden die Waren auf 
beiden Seiten teurer, Handel und 
Produktion gehen zurück. Aus 
diesem Grund hat die Handels-
kammer der größten Königrei-
che, die „G 20“ genannt wird, in 
ihren Kommuniqués und Statu-
ten stets ausdrücklich für „freien 
Handel“ und „gegen Protektionis-
mus“ plädiert. Doch damit hat es 
jetzt ebenfalls ein Ende, da Do-
nalds Delegation beim jüngsten 
Treffen der Finanzminister eine 
weitere Neudefinition durchge-
setzt hat: „freier Handel“ heißt 
jetzt nicht mehr „gegen Protek-
tionismus“ [6], die beiden gehen 
künftig zusammen.

Auch wenn diese Neudefiniti-
on vor allem jenen Freihändlern 
die Haare zu Berge stehen ließ, 
die der weit verbreiteten Glau-
bensgemeinschaft angehörten, 
die „Neoliberalismus“ genannt 

wird, lag König Donalds Delega-
tion historisch damit nicht völlig 
falsch. Hatte sich doch schon der 
Entdecker und Prophet des „freien 
Markts“ und des „freien Handels“, 
der philosophische Großmeister 
Adam Smith, niemals gegen Pro-
tektionismus ausgesprochen , son-
dern stets für beides plädiert. Die 
„unsichtbare Hand“, die Angebot 
und Nachfrage ohne jede staat-
liche Regulierung auf magische 
Weise regelt, spielt zwar in den 
neoliberalen Glaubensbekenntnis-
sen als globales göttliches Prin-
zip mittlerweile dieselbe zentrale 
Rolle wie der „Heilige Geist“ bei 
den Katholiken, auf den 1000 Sei-
ten von Adam Smiths „Wohlstand 
der Nationen“ wird sie freilich nur 
ein einziges Mal erwähnt. Sehr 
viel häufiger hingegen ist von den 
Maßnahmen die Rede, mit denen 
etwa die heimischen Gilden der 
Handwerker und Landwirte vor 
der Konkurrenz aus dem Ausland 
geschützt werden müssen. Eben-
falls sehr deutlich machte Smith, 
dass man die Händler keineswegs 
frei und unkontrolliert machen 
lassen dürfte: „Geschäftsleute des 
gleichen Gewerbes kommen sel-
ten, selbst zu Festen und zu Zer-
streuungen, zusammen, ohne dass 
das Gespräch in einer Verschwö-
rung gegen die Öffentlichkeit en-
det.“ Die Vorstellung, dass solche 
Geschäftsleute private Schieds-
gerichte einrichten, die über die 
Produktion und den Verkehr von 
Waren in einem Königreich ent-
scheiden, müsste den Entdecker 
des „freien Markts“ im Grab ro-
tieren lassen, doch eben dies hat-
ten die geplanten Handelsverträ-
ge vorgesehen, die TPP und TTIP 
genannt wurden und die von der 
Donald-Regierung gekippt wur-
den. Und damit auch Königin An-
gela eine Hoffnung genommen, 
hatte sie doch noch vor einem 
Jahr überall in ihrem Land gro-
ße Plakate aufhängen lassen, die 
sie mit König Obama zeigten und 
auf denen zu lesen stand: „TTIP 
IS HOPE“ [7].

Dies hatten ihr schon damals 
längst nicht alle abgekauft und 
so stieß König Donalds Aufkün-
digung dieser Vertragsverhand-
lungen nicht auf große Enttäu-

schung bei Angelas Untertanen, 
denn auch ohne diese Verträge 
war ihr Land in Sachen Export zur 
Weltspitze aufgestiegen. Dass das 
exzeptionalistische Königreich 
unter Donald nun mit Schutz-
zöllen drohte, war zwar ärger-
lich, aber nicht das Ende der Welt. 
Zum einen, weil das von König 
Donald vorgelegte Budget [8], 
bei dem einzig der Etat für Mi-
litär und Rüstung erhöht wurde, 
nicht erwarten lies, dass sich die 
ökonomische Situation des Lan-
des bessern würde und sich mehr 
Leute die begehrten Benzinkut-
schen aus dem Ausland leisten 
könnten. Und zum anderen, weil 
Donalds angestrebte Detente mit 
dem „Ultrabösen“ den Unterneh-
men in Angelas Reich, die stark 
unter den Sanktionen leiden, wie-
der neue Möglichkeiten eröffnen 
werden. Ihr Wirtschaftsminister 
und der Bayernfürst Horst ha-
ben diesbezüglich bei ihren Be-
suchen im Kreml in den letzten 
Wochen schon guten Wind ge-
macht [9]. Ihre Chefin, die als ge-
wiefte Opportunistin gern abwar-
tend die Stimmung checkt und ihr 
Fähnchen dann nach dem Wind 
hängt, wird demnächst selbst in 
das Reich des Ultrabösen rei-
sen. Wenn sie die Zeichen der 
Zeit erkennt, könnte sie nicht 
nur mit dem ziemlich schlech-
testen „Freund“ König Donald, 
sondern auch mit dem ziemlich 
besten „Feind“ König Wladimir 
zusammenarbeiten. Aufforderun-
gen zum Handschlag [10] zumin-
dest würde dieser sicher nicht 
überhören….
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Nachdem von Präsident Trump 
befohlenen Angriff auf einen 

syrischen Flughafen stellt sich die 
Frage, ob dies vielleicht auch ein 
„Wag The Dog“-Event war. Das 
Dauerfeuer, dem Trump seit Be-
ginn seiner Amtszeit ausgesetzt 
war, scheint zumindest fürs Ers-
te beendet; die Vorwürfe „Pu-
tin-Marionette“ und „russischer 
Agent“ sind vom Tisch. Erstmals 
wird der Präsident auch von seinen 
Gegnern gelobt; die stets kriegs-
geilen Neocons sind sogar be-
geistert, während auf Seiten sei-
ner „all right“-Fans schwere Vor-
würfe und Enttäuschung über den 
„Verrat“ laut werden. Tatsächlich 
hatte Trump seinen Wählern was 
Interventionismus und „Regime 
Change“-Politik betrifft anderes 
versprochen, als dieser Angriff 
jetzt demonstrierte. Wenn er denn 
nicht nur ein „Wag The Dog“-
Event war, wofür einiges zu spre-
chen scheint.

- Russen und Syrer wurden vor-
ab über den Angriff informiert; 
außer ein paar in Reparatur be-
findlichen MiG-Jets wurde nicht 
zerstört. Die in Syrien stationier-
ten russischen Luftabwehrsyste-
me reagierten nicht auf die Atta-
cke, was einige US-Falken auf die 
Stealth-Qualität ihrer Tomahawks 
zurückführen, aber eher damit zu 
tun hat, dass die Abwehr ausge-
schaltet war.

- Militärisch macht der An-
griff keinen Sinn, schon gar nicht 
verhindert er mögliche Einsätze 
chemischer Waffen, die bisher in 
Syrien auch nie aus der Luft, son-
dern stets in Form von Boden-Bo-
den-Raketen angewendet wurden.

- Auf dem vom Weißen Haus 
veröffentlichten Foto aus dem „Si-
tuation Room“ in Mar-a-Lago feh-
len die Chefs von CIA und NSA. 
Angeblich sollen diese Trump 
im Vorfeld über ihre Zweifel ge-
brieft haben, dass Assad für den 
Giftgas-Einsatz verantwortlich 
ist. Der ehemalige CIA-Offizier 
Philip Geraldi, der immer noch 
gute Kontakte zu aktiven Kolle-
gen hat, berichtet, dass diese die 
syrische und russische Darstel-
lung des Falls bestätigen, nach 
der der Beschuss einer Al-Qaida-
Waffenfabrik zu dem Gasaustritt 

führte, und empört darüber sind, 
was Trump und Medien jetzt dazu 
veranstalten.

- Hat Trump die Geheimdienst-
Bosse deshalb außen vor gelassen 
und den bei der Entscheidung an-
wesenden Mitarbeitern nur seine 
Version des Briefings durchgege-
ben? Das würde für ein „Wag The 
Dog“-Szenario sprechen. D.h. ei-
nen symbolischen Schlag, der ihm 
innenpolitisch Spielraum für Ver-
handlungen schafft, die nur mit 
und nicht gegen die Kriegspar-
teien (Russland, Syrien, Iran) ge-
führt werden können – was aber 
nicht geht, solange er als Putin-
Knecht gehandelt wird.

- Dass die Attacke das Völker-
recht verletzt und nicht mit dem 
Kongress abgestimmt wurde, hat 
Trump über Nacht den Ruf ei-
nes entschlossenen Machers, der 
Stärke zeigt, eingebracht. Seine 
stärkste Opposition – die Medi-

en – sind auf Kriegskurs einge-
schwenkt und unterstützen ihn. 
Ebenso die Demokraten, Hillary 
Clinton hatte noch wenige Stunden 
vor der Attacke das Bombardieren 
syrischer Flughäfen empfohlen. 
Nur meine Kandidatin für 2020 
– Tulsi Gabbard – widerspricht. 
Und prompt fordern „Demokra-
ten“ ihren Rücktritt.

Sicher könnte man Trumps 
Bomben auf Syrien auch so deuten, 
dass der Druck der Medien und 
des tiefen Staats ihn nach kaum 
drei Monaten schon beigebogen 
und auf Kurs gebracht hat. Aber 
ich glaube, dass man ihn da ein-
mal mehr unterschätzt; sein Mot-
to heißt nicht zufällig „Numquam 
Concedere“: Niemals aufgeben! 
Damit hat er es sehr weit gebracht. 
Man muss nur das faszinierende 
Porträt lesen, das Marie Brenner 
1990 über Trump schrieb und in 
dem schon alles steht, was vor und 

nach der Wahl an Negativem über 
ihn verbreitet wurde. Und so einer 
– ein Großmaul und Aufschnei-
der, ein Trickser und Täuscher, 
ein Bluffer und Blender – wird 27 
Jahre später Präsident? Ja, er gibt 
einfach nicht auf. Deshalb traue ich 
ihm auch den Trick zu, sich mit 
einer „Wag The Dog“-Nummer 
die Medienmeute erst Mal vom 
Hals zu schaffen. Nächste Woche 
fährt sein „T.Rex“ Außenminister 
zu Gesprächen nach Moskau; da-
nach wird man sehen, inwieweit 
Trump mit dem Hunde gewedelt 
hat oder ob er schon voll auf den 
alten Kriegskurs umgepolt wurde.
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[4] „The Spoils of War: Trump Lavished 
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Intercept  < http://tinyurl.com/lkunj4q >
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Wedelt Trump 
mit dem Hund?
Kaum war 1997 der Film „Wag The Dog“ in den Kinos 
gestartet, bei dem ein US-Präsident einen fiktiven Krieg in 
Albanien konstruieren lässt, um von seinem Sex-Skandal 
abzulenken, lies Bill Clinton eine Fabrik im Sudan mit Toma-
hawk-Raketen angreifen, weil „Terroristen“ dort „chemische 
Waffen“ herstellen. Just in der Nacht bevor die Praktikantin 
Monica Lewinsky vor dem Kongress erstmals über die Sex-
Praktiken in Clintons „Oral Office“ aussagen sollte. Nicht 
nur weil die bombardierte Fabrik nur Aspirin herstellte, 
wurde den Autoren des Films angesichts des sich entfal-
tenden Clinton-Skandals eine geradezu prophetische Intuition 
nachgesagt. „Wag the Dog“ ist seitdem zu einem geflügelten 
Wort für medial inszenierte Ablenkungsmanöver geworden.
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Die Marketingabteilungen der 
Pharmaindustrie haben frag-

los viel Bewundernswertes geleis-
tet – Unmengen Krankheiten mit 
originellen Namen erfunden, al-
lerlei Grenzwerte so verschieben 
lassen, dass Millionen Gesunde 
über Nacht als behandlungsbedürf-
tig krank galten, zudem gekonnt 
verschleiert, dass „verschreibungs-
gemäß eingenommene Medika-
mente“ im zivilisierten Westen 
(USA und Europa) hinter Krebs 
und Herz-Kreislauf-Kasperln in 
den Killer-Charts auf Platz 3 ste-
hen - mit etwa 200.000 Todesop-
fern pro Jahr.

Dennoch wird die größte Leis-
tung von Big Pharma so gut wie 
nie gebührend gewürdigt, näm-
lich die porentiefe Säuberung un-
seres kollektiven moralischen Be-
wusstseins betreffend die Branche 
an sich. Gelangen wir doch allen-
falls noch zur kritischen Erkennt-
nis, dass man der Pharma-Indus-
trie eigentlich ein paar strengere 
Regeln auferlegen sollte, um Mord 
und Verschreibungstotschlag we-
nigstens einzudämmen; aber dass 
es dieses alljährliche Eine-Billion-
Dollar-Geschäft gar nicht geben 
darf, dieses sichere Wissen befin-
det sich seit Urzeiten schlicht au-
ßerhalb unseres Blickfeldes. Es 
dorthin zu verschieben, ins off, 
verdient möglicherweise unse-
ren finalen Applaus, aber danach 
schütteln wir uns bitte nur noch 
kurz kollektiv und verlassen die-
sen beschämenden Irrweg rasch 
und endgültig.

Das macht man nämlich nicht. 
Das gehört sich nicht. Das ist wahl-
weise unanständig, unmoralisch, 
Sünde oder superfies. Das: Sich am 
Leid Kranker bereichern. Und ge-
nau das nicken wir alle seit Jahr-
zehnten ab, meist stillschwei-
gend, gelegentlich per Wahlkreuz. „

Dritthäufigste Todesur-
sache nach Krebs und Herzer-
krankungen waren zu Zeiten von 
Big Pharma in den USA und Eu-
ropa: sachgerecht verabreichte 
Arzneimittel – mit etwa 200.000 

Todesopfern im Jahr.

Wohl werden die meisten von uns 
zu diesem Imperativ „Man berei-
chert sich nicht am Leid Kran-
ker“ energisch nicken, denn wir 
stellen uns ja reflexartig vor, wir 
selbst würden einem Verunfall-
ten erst mal ein Kreditkartenle-
segerät hinhalten, bevor wir ihn 
in die stabile Seitenlage drehen 
– aber merkwürdigerweise sehen 
wir dabei nicht den „Elefant im 
Zimmer“, nämlich die Pharma-In-
dustrie, die sich exakt so verhält.

Die menschlichen Grundbe-
dürfnisse „Gesundheit“ oder we-
nigstens „Schmerzlinderung“, die 
unter Nichtpsychopathen kein 
Wirtschaftsgut sein können, setzt 
die Pharmaindustrie gleich mit 
dem Wunsch nach einem neuen 
Auto oder iPhone: Kann man ha-
ben wollen, muss man aber zum 
Vorteil des Produzenten bezahlen 
können. Und wir haben uns genau 
das bis heute als zulässig verkaufen 
lassen. Ist es aber nicht. Sondern 
absolut verwerflich. Weshalb wir 
es ab heute verbieten. Die persön-
liche Bereicherung an der Notla-
ge anderer ist ab heute untersagt, 

die Pharmaindustrie hiermit ver-
boten. Unsere von den Marketing-
Abteilungen sauber gewaschenen 
Gehirne feuern bei einem solchen 
nie gehörten, unerhörten Verbot 
natürlich spontan aus allen Roh-
ren – denn die Pharma-Industrie 
schafft doch Arbeitsplätze! Und 
Steuereinnahmen! Und ohne sie 
hätten wir keine so guten Medi-
kamente! Selbst wenn es so wäre 
(was es nicht ist, siehe gleich) hie-
ße das, dass wir für Arbeitsplät-
ze und Steuereinnahmen sogar 
die Würde und das Leben unse-
rer Kranken zu opfern bereit sind, 
und das kann ja nun wirklich nicht 
unser Ernst sein.

Mit der gleichen Begründung 
(„schafft Arbeitsplätze!“) könnten 
wir ja auch die Profession des Mas-
senmörders zum Ausbildungsbe-
ruf machen, und das fiele uns nun 
wirklich nicht ein, jedenfalls nicht 
als „kann man schon machen, ist 
moralisch ok.“

Eben nicht. Und deshalb bleibt 
es dabei: Die Pharmaindustrie 
ist verboten, weil man das nicht 
macht: Sich am Leid Kranker per-

sönlich bereichern. Geht nicht. 
Ist nicht. Ende der Durchsage. 
No Go. Kein Verhandlungsspiel-
raum, Schicht im Schacht, Feier-
abend, Basta.

Post Pharma
Nachdem wir uns nun wegen Un-
anfechtbarkeit dieses Arguments 
unumstößlich darauf geeinigt ha-
ben, Big Pharma zu eliminieren, 
könnten wir schweigen und den 
rechtlichen Rest der raschen Um-
setzung durch den Gesetzgeber 
überlassen, wollen aber sicher-
heitshalber doch noch einen be-
ruhigenden Blick auf das Danach 
werfen – auf das, was bleibt und 
entsteht, wenn die Pharmaindus-
trie und die mit ihr zusammenge-
wobenen Legenden aus unserem 
Leben und Blickfeld verschwun-
den sind. Denn wir werden post 
Pharma nicht nur 200.000 Tote 
pro Jahr weniger zu beklagen ha-
ben, wir werden auch über besse-
re Medikamente zum halben Preis 
verfügen und den Rest des bislang 
aufgewandten Budgets in die Ver-
besserung unserer Gesundheits-
systeme investieren.

Machen wir uns bewusst, dass 
vor Verbot und Ächtung der tod-
bringenden Branche lediglich 15-
20% des Gesamtbudgets unserer 
Pharmafirmen in Forschung und 
Entwicklung investiert wurden, der 
Rest vorwiegend in Verwaltung, 
Marketing und Vertrieb. Machen 
wir uns überdies bewusst, dass 
die Innovationskraft der Bran-
che längst nahe Null lag (La Re-
vue Precrire verleiht jedes Jahr 
einen Preis für den wichtigsten 
Durchbruch (die „Goldene Tab-
lette“), fand jedoch keinen wür-
digen Kandidaten für 2012. Oder 
für 2011. Oder 2010), die Indust-
rie zuletzt kaum mehr neue Medi-
kamente entwickelte, kaum mehr 
auf eigene Kosten forschte (mehr 
als 80% aller Investitionen für die 
Grundlagenforschung, die nach 
neuen Medikamenten und Impf-
stoffen sucht, stammen aus öffent-
lichen Mitteln), alle ökonomisch 
uninteressanten Forschungsan-
strengungen unterließ und nicht 
einmal mehr auf öffentliche An-
frage die statistischen Rohdaten 
ihrer selbstbezahlten Studiener-

(Foto: CC0)

Das Ende von 
Big Pharma
Ein besseres Gesundheitssystem, bessere Arbeitsbedingungen 
für Ärzte und Pfleger sowie bessere Medikamente zum halben 
Preis sind zum Greifen nah. Wir müssen nur endlich die 
Pharmaindustrie verbieten.  von Sven Böttcher
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gebnisse vorlegte (so dass Patien-
ten wie Ärzte absolut nicht einmal 
überprüfen konnten, ob die von 
ihnen eingesetzten Medikamen-
te nützlich, nutzlos oder lebens-
gefährlich waren).„

Als beispielsweise 2014 
von US-Forschern tatsächlich 
ausnahmsweise etwas Nützli-
ches entwickelt wurde, nämlich 
ein wirksames Hepatitis-C-Medi-
kament , stellte die indische Re-
gierung sich auf den Standpunkt, 
der enthaltene Wirkstoff sei nicht 
originell genug, um einen Patent-

schutz zu rechtfertigen

Machen wir uns bewusst, dass 
grandiose Raubzüge zum Ge-
schäft von Big Pharma gehörten 
(nicht zuletzt der „größte Dieb-
stahl aller Zeiten“ (Peter Goe-
tzsche), Roches von der WHO 
unterstützter Marketing-Milli-
arden-Coup mittels des Grippe-
mittels Tamiflu), und dass kraft 
dubios durchgesetzter Grenzwert-
senkungen Millionen Menschen 
krankverordnet wurden – exem-
plarisch sei hier lediglich die von 
medizinischen Experten verab-
schiedete Senkung der als ge-
sund geltenden Blutcholesterin-
werte genannt, die gleich doppelt 
segensreich für die Pharmain-
dustrie war.

Denn die gegen das „böse 
Cholesterin“ eingesetzten Sta-
tine entwickelten sich nicht nur 
zu stabilen Milliarden-Umsatz-
Blockbustern, sondern sorgten 
obendrein für einen hoch lukra-
tiven Nachfolgemarkt, da die Be-
kämpfung des eben nicht bösen, 
sondern für unsere zu 20% aus 
Cholesterin bestehenden Gehir-
ne so überlebenswichtigen Stoffes 
die Zunahme von Demenzerkran-
kungen zur Folge hatte – mithin 
schön viel neues Leid und einen 
schönen neuen Milliardenmarkt.

Mob & Kosten &  
Legenden

Machen wir uns bewusst: Was die 
Industrie veranstaltete, war nicht 
nur ineffektiv (denn trotz steigen-

der Lebenserwartung sank de facto 
die Zahl unserer „krankheitsfreien 
Jahre“, es war auch überaus tödlich.

Dritthäufigste Todesursache 
nach Krebs und Herzerkrankun-
gen waren zu Zeiten von Big Phar-
ma in den USA und Europa: sach-
gerecht verabreichte Arzneimittel 
- mit etwa 200.000 Todesopfern 
im Jahr.

Zwar wurden die Täter gelegent-
lich doch mal überführt, längst von 
den Gefahren gewusst und diese 
verschwiegen zu haben, zwar wur-
den sie immer wieder verurteilt, 
atemberaubende Milliardenstrafen 
zu zahlen, gerieten aber hierdurch 
weder ins Schwitzen noch an den 
Weltbörsen wenigstens temporär 
ins Wanken, eben weil die Täter 
alle Milliardenstrafsummen be-
reits in ihren absurden Preiskal-
kulationen berücksichtigt hatten. 
Zahlen, bitte!? Gern, in gebote-
ner Kürze, die Strafzahlungs-Top-
of-the-Pops der letzten Jahre: No-
vartis 2010= 423.000.000 USD, 
AstraSeneca 2009 = 523.000.000 
USD, Johnson & Johnson 2012 
=1.100.000.000 USD, Eli Lilly 
2009 = 1.400.000.000 USD, Ab-
bott 2012 = 1.500.000.000 USD, 
Pfizer 2009 = 2.300.000.000 
USD, GlaxoSmithKline 2011 = 
3.000.000.000 USD.

Machen wir uns bewusst: Bis zu 
unserem jetzt final gesetzten Stopp-
schild bei Erreichen der 1-Billion-
Dollar-Umsatzgrenze (2015, nach 
überaus rasantem Anstieg seit 2001 
(390 Milliarden) waren die Medi-
kamenten-Kosten für unsere Kas-
sen um etwa 10% pro Jahr gestie-

gen, obwohl wir immer weniger 
Medikamente geschluckt hatten.

Machen wir uns bewusst, dass 
die Pharmaindustrie (in Deutsch-
land) vor ihrer Zerschlagung le-
diglich 105.000 Arbeitsplätze ge-
schaffen hatte, davon bis zu 80% 
in Verwaltung, Marketing und Ver-
trieb. Und machen wir uns erst recht 
bewusst: Alle bisher von der Phar-
maindustrie beschäftigten klugen 
Forscher werden weiterhin reichlich 
Arbeit haben. Und sie werden zu-
künftig von uns sogar besser dafür 
bezahlt als je zuvor. Denn wir ver-
fügen ja plötzlich, nach dem Ver-
bot der kriminellen Vereinigungen, 
über Unmengen Mittel, mit denen 
wir vorher das Marketing vorwie-
gend nutzloser oder gefährlicher 
Medikamente bezahlen mussten – 
sowie den Shareholder-Gewinn der 
Big-Pharma-Anteilseigner.

Machen wir uns bewusst, dass 
Menschen, insbesondere Medizi-
ner und Forscher, nicht per se so 
unmoralisch, geldgeil und gemein 
sind, wie die Pharmaindustrie, von 
sich auf andere schließend, insinu-
ierte. Machen wir uns klar, dass es 
lupenreiner Unsinn ist, ohne finan-
zielle Anreize würde niemand ver-
suchen, Mittel gegen Krebs oder 
Kopfschmerzen zu erfinden. Die 
meisten Menschen kennen auch 
ganz andere Anreize als „persönli-
che Bereicherung“, und dies gilt in 
besonderem Maße für angehende 
Helfer (z. B. Ärzte) und Neugieri-
ge (z. B. Wissenschaftler), die bei 
geeigneter Sozialisation auch gern 
nach jahrzehntelanger Forschung 
ihre lebensrettenden Wirkstof-

fe einfach hergeben und das für 
selbstverständlich halten. Oder 
wie sagte noch Jonas Salk, der 
Erfinder des Polio-Impfstoffes?:„

Das Patent gehört den 
Menschen. Es gibt kein Pa-
tent. Könnte man die Sonne 

paten tieren?

Machen wir uns bewusst: Die 
Erforschung und Herstellung neuer 
Medikamente wird nicht mit Big 
Pharma enden, im Gegenteil. Denn 
erinnern wir uns: Auch schon zu 
Zeiten von Big Pharma haben wir 
die Ausbildung unserer fähigs-
ten Köpfe solidarisch finanziert, 
von der Kita bis zum Diplom bis 
zum Professorentitel; die Ausbil-
dung unserer Wissenschaftler und 
Forscher tragen wir daher wie ge-
habt weiterhin als Gemeinschaft, 
indem wir Hochschulen und Uni-
versitäten bauen, nur dass zukünf-
tig nicht mehr nur die Kosten von 
der Gemeinschaft getragen wer-
den, sondern auch die Gewinne 
ihr zugute kommen.

Keine Gefahr ohne  
den Mob
Zu Risiken und Nebenwirkungen 
unseres moralisch zwingend gebo-
tenen Verbots des Medikamenten-
Mob fragen wir garantiert nicht 
unseren Arzt oder Apotheker. Son-
dern machen uns bewusst, dass 
keine Gefahr droht, unsere Kran-
ken und Hilfsbedürftigen könnten 
zukünftig an Medikamente nicht 
mehr herankommen, die Fremde 
(ohne Moral) entwickeln. Denn 
schon in der Vergangenheit haben 
klarer als wir denkende Menschen 
in kapitalistisch unterentwickel-
ten Systemen sich diesbezüglich 
erfrischend unempfänglich für 
die Marketingverwirrungen der 
Industrie gezeigt – und mit kla-
ren Vorstellungen von Menschen-
würde gekontert.

Als beispielsweise 2014 von 
US-Forschern tatsächlich aus-
nahmsweise etwas Nützliches ent-
wickelt wurde, nämlich ein wirk-
sames Hepatitis-C-Medikament 
(auf dem Markt unter den Han-

MeInung
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delsnamen Harvoni und Sovaldi), 
stellte die indische Regierung sich 
auf den Standpunkt, der enthal-
tene Wirkstoff sei nicht originell 
genug, um einen Patentschutz zu 
rechtfertigen, was zur Folge hat-
te, dass Generika-Hersteller das 
lebensrettende Mittel seither für 
umgerechnet 300 US-Dollar an 
kranke Inder verkaufen können.

In den USA lag der Preis, fest-
gesetzt von den Anbietern, mar-
ginal höher, nämlich bei 84.000 
Dollar. Kluge, aber ungehörte Kos-
tenrechner bemerkten daraufhin, 
die Kosten für die Behandlung 
aller US-amerikanischen Hepa-
titis-C-Kranken würden sich so-
mit auf 227 Milliarden Dollar be-
laufen, also fast so hoch wie die 
Kosten für alle im Lauf eines Jah-
res in den USA verkauften Medi-
kamente - 260 Milliarden Dollar. 
(In Deutschland lag der Verkaufs-
preis übrigens anfangs bei 60.000 
Euro, konnte dann aber Anfang 
2015 dank fähig kämpfender Po-
litiker und Verbände gewaltig 
gesenkt werden auf spottbillige 
45.000 Euro).

Machen wir uns bewusst: Ver-
bot und Ächtung der Pharmain-
dustrie bedeuten tatsächlich den 
Wegfall von etwa 80.000 Arbeits-
plätzen und den damit verbunde-
nen Verlust an Steuereinnahmen. 
Allerdings sind die zukünftig Er-
werbslosen nur Werber, Vertre-
ter und Manager, die sich entwe-
der in einer weniger gefährlichen 
Produktnische selbst auffangen 
oder in unseren dank des Ver-
bots üppig neu gepolsterten so-
zialen Netzen. Wieso „üppig neu 
gepolstert?“ Na, wir wollen ja 
nicht unterschlagen, dass unsere 
Medikamente plötzlich nur noch 
20% von dem kosten, was sie vor 
dem Verbot kosteten – wir also 
bummelig 30 Milliarden im Jahr 
zukünftig sinnvoller verwenden 
können als für Vertreter und Zet-
telsortierer.

Machen wir uns aber auch be-
wusst, rückblickend selbstkritisch: 
Dass die Marktteilnehmer alles ge-
tan haben, was gesetzlich erlaubt 
war, können wir ihnen nicht vor-
werfen. Wohl aber uns, als Gesell-
schaft, und unseren gewählten Ver-

tretern. Nicht die Pharmaindustrie 
war „verdorben“: Wir waren es.

Paradies günstig  
abzugeben, mit reinem 
Gewissen

Aber das ist ja jetzt vorbei. Denn 
mit dem kategorischen Verbot der 
Pharmaindustrie haben wir eine 
echte Win-Win-Win-Situation ge-
schaffen. Wir verfügen nun über 
bessere Medikamente, die uns nur 
noch 20-30% des früheren Preises 
kosten, wir verfügen über ein be-
zahlbares Gesundheitssystem mit 
unabhängigen Ärzten und unab-
hängiger Forschung im Sinn der 
Patienten. Und vor allem müssen 
wir uns nicht mehr Tag für Tag in 
Grund und Boden schämen.

Denn die Pharmaindustrie ha-
ben wir gesprengt, weil uns endlich 
klar geworden ist, dass unsere Er-
laubnis, sich am Leid Kranker und 
Schwacher zu bereichern, unverein-
bar war mit zwei unserer Grund-
überzeugungen: mit der in unse-
rem Grundgesetz festgeschriebenen 

Achtung der Würde des Menschen, 
aber auch mit jeder wenigstens am 
Rande moralisch oder gar christ-
lich geprägten Gesinnung. Daher 
begrüßen 95% von uns das sofor-
tige Verbot von Big Pharma von 
ganzem Herzen.
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Der Finanzausschuss des Deut-
schen Bundestages ist der 

Ort, wo gewählte Abgeordnete 
Einfluss auf die Finanzpolitik des 
Landes nehmen können. So zu-
mindest die Theorie. Wichtige Ge-
setzesvorlagen der Regierung rund 
um Geld, Steuern und Finanzwirt-
schaft sollen vom Ausschuss ge-
prüft und gegebenenfalls korrigiert 
werden. Der Ausschuss selbst gibt 
sich dabei realistisch und betont 
in einer Eigendarstellung auf den 
Webseiten des Bundestages: „Der 
etappenreiche Weg der Gesetzes-
vorhaben von der Koalitionsver-
einbarung zum Finanzausschuss 
verdeutlicht, dass ein Gesetzent-
wurf der Bundesregierung bei Be-
ginn der Ausschussberatungen be-
reits ein gewisses Reifestadium er-
reicht hat. Deshalb sind fundamen-
tale Änderungen der Vorlage (…) 
im Ausschuss die Ausnahme.“ [1]

Mit anderen Worten: Grund-
sätzliche Entscheidungen wer-
den anderswo getroffen. Aus der 
Selbstbeschreibung geht weiter-
hin hervor, dass die Initiativen für 

Gesetze, die am Ende auch ver-
kündet werden, zum größten Teil 
von der Regierung ausgehen und 
nicht etwa vom Parlament. Den 
Mitgliedern des Ausschusses sind 
ihre beschränkten Möglichkeiten 
bewusst. Zu den öffentlichen An-
hörungen zu Gesetzesvorlagen, wo 
verschiedene Experten, meist auch 
zahlreiche Lobbyisten der Finanz-
wirtschaft, von den Abgeordneten 
befragt werden können, kommen 
viele der Politiker gar nicht mehr. 
Laut den veröffentlichten Proto-
kollen [2] nahmen an den An-
hörungen in diesem Jahr [2016, Reichstag in Berlin, (Foto: Cezary Piwowarski, CC BY-SA 3.0)

Der Bundestag und 
das Geldsystem 
Follow the money! (Teil 1) Was passiert eigentlich im Finanzausschuss? Wie denken die 
Abgeordneten dort über das Geldsystem? Verstehen sie es überhaupt? Telepolis fragte nach 
und erhielt interessante Antworten – nur die SPD blieb stumm. von Paul Schreyer
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Anm.d.R.] durchschnittlich nur 
12 der 37 Mitglieder des Finanz-
ausschusses teil. Zwei Drittel der 
für Finanzen zuständigen Parla-
mentarier bleiben dem öffentlichen 
Teil der Beratungen im Ausschuss 
also von vornherein fern. Über 
die nichtöffentlichen Sitzungen 
des Ausschusses sind keine Da-
ten zur Anwesenheit verfügbar.

Im Dickicht der  
Technokraten
Die Arbeit des Ausschusses ist 
mühsam und kleinteilig. Eine fer-
tige Beschlussempfehlung zu ei-
nem Gesetzesvorhaben kann schon 
mal 100 Seiten umfassen, die dann 
mit Änderungsvorschlägen wie 
dem Folgenden gefüllt sind: „In 
Nummer 7 wird im Wortlaut nach 
Buchstabe e nach den Wörtern 
„noch fortbesteht“ ein Komma 
eingefügt und werden nach den 
Wörtern „des Kapitalanlagege-
setzbuchs hat,“ die Wörter „oder 
die von einer EU-Verwaltungs-
gesellschaft ausgegeben werden, 
die eine Erlaubnis nach Artikel 
6 der Richtlinie 2009/65/EG des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Juli 2009 zur Ko-
ordinierung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften …“ [3] Und 
so weiter. Man fragt sich, wer tat-
sächlich die Nerven besitzt, das 
durchzuarbeiten. 

Während der öffentlichen An-
hörung zum Entwurf eines Geset-
zes zur Reform der Investment-
besteuerung Anfang Mai meinte 
der als Experte geladene Profes-
sor Lorenz Jarass dazu in poin-
tierter Weise:

„
Ich vermute mal, dass 

nur ein oder zwei Beamte im 
Bundesfinanzministerium Zeit 
dafür haben, diesen Steuer-Ge-
setzesentwurf vollständig durch-
zuarbeiten – oder gut bezahlte 
Professoren wie ich, die abends 
und am Wochenende Zeit da-
für haben. Wenn Sie den Ge-
setzesentwurf mit seinen 149 
eng bedruckten Seiten und 56 
Paragrafen durcharbeiten – ir-
gendwann nimmt man sich 
ein Glas Rotwein und überlegt 
sich, warum es diesen Geset-
zesentwurf überhaupt gibt.“  

Lorenz Jarass

„(…) Man kann z. B. ein Gesetz 
wie das hier vorliegende machen, 
das – es ist schon erwähnt worden 
– in einigen Teilen ein bisschen 
Vereinfachung, in vielen Teilen 
aber auch eine Verkomplizierung 
bringt und das in jedem Fall aber 
ein riesiges neues Beschäftigungs-
programm für die Beratungsin-
dustrie darstellt. Das ist die eine 
Möglichkeit. Ich bin ganz sicher, 
dass wir hier nächstes Jahr schon 
wieder zusammensitzen und über 
Nachbesserungen sprechen.“ [4]

Solche Prozesse machen in der 
Praxis einen großen Teil der Ar-
beit des Finanzausschusses aus. 
Wann aber geht es dort dann mal 
um grundsätzlichere Fragen? Und 
wie schätzen die Mitglieder diese 
eigentlich ein? Eine Umfrage un-
ter den Parlamentariern sollte das 
beleuchten. Dazu wurden alle 37 

Mitglieder des Finanzausschus-
ses einzeln von Telepolis ange-
schrieben. In den Fragen ging es 
unter anderem um die Staatsver-
schuldung, die Geldschöpfung, die 
Rolle der EZB, Bilanzregeln, so-
wie die Bedeutung des Bargelds.

Der Abgeordnete,  
das ferne Wesen
Doch schon die simple Kontakt-
aufnahme mit den Abgeordneten 
gestaltete sich schwierig. 27 Par-
lamentarier reagierten überhaupt 
nicht, weitere 6 lehnten eine Beant-
wortung höflich ab, meist mit Ver-
weis auf Zeitmangel. Fast schien 
es, als habe man als Journalist 
den Eindruck erweckt, auf der 
Suche nach einem risikobereiten 
Whistleblower à la Ed Snowden 
zu sein, und nicht lediglich eini-
ge fachliche Fragen an die zustän-
digen Politiker gesandt. Nur drei 
waren am Ende willens, sich zu 
äußern: Antje Tillmann, finanz-
politische Sprecherin der CDU-
Fraktion, Dr. Axel Troost, finanz-
politischer Sprecher der Linken, 
und, mit Einschränkung, Dr. Tho-
mas Gambke, Mittelstandsbeauf-
tragter der Grünen.

Als skurriler Sonderfall ent-
puppte sich Philipp Graf Lerchen-
feld von der CSU. Lerchenfeld, 
ehemals Wirtschaftsprüfer bei der 
KPMG und derzeit derjenige Bun-
destagsabgeordnete mit den höchs-
ten Nebeneinkünften reagierte als 
Erster auf die Anfrage und offe-
rierte freundlich, dass er „gern ant-
worten“ wolle. Die Email schloss 
mit einem jovialen: „Ihr Graf Ler-

chenfeld“. Doch dann, ohne weite-
re Erklärung, blieb auch der ver-
mögende Graf stumm und ließ 
weitere Nachfragen, wann man 
denn mit einer Antwort rechnen 
könne, unbeantwortet.

Manchen Abgeordneten hatte 
womöglich auch irritiert, dass zu-
nächst kein Statement des jeweili-
gen Fraktionssprechers gewünscht 
worden war, sondern, ganz unhie-
rarchisch, tatsächlich die persönli-
che Einschätzung jedes einzelnen 
Mitglieds des Finanzausschus-
ses. Das war wohl zu idealistisch 
gedacht. Eigenständige Auffas-
sungen gegenüber den Medien 
äußern, unabgesprochen mit der 
Fraktionsführung – anscheinend 
keine gute Idee. Am Ende lief es 
dann doch auf jeweils eine Stel-
lungnahme pro Fraktion hinaus.

Die SPD bleibt stumm
Nur die Sozialdemokraten zierten 
sich komplett. Ein Mitarbeiter von 
Lothar Binding, dem finanzpoliti-
schen Sprecher der SPD-Fraktion, 
führte Zeitmangel an. Das Angebot, 
einen späteren Termin zu vereinba-
ren, blieb unbeantwortet. Bei einem 
anschließenden Telefonat mit der 
Vorsitzenden des Finanzausschus-
ses, Ingrid Arndt-Brauer, ebenfalls 
SPD, sicherte diese zu, Herrn Bin-
ding noch einmal auf die Anfrage 
anzusprechen. Sie selbst könne in 
ihrer Funktion als Ausschussvorsit-
zende nicht für die Partei, sondern 
nur für den gesamten Ausschuss 
sprechen. Doch weder dieses Ge-
spräch, noch ein weiteres Telefo-
nat mit dem Büro von SPD-Mann 
Binding führte zu einem Ergebnis. 

Sämtliche zehn anderen an-
gefragten SPD-Mitglieder 
des Finanzausschusses blie-
ben ebenfalls stumm.

Die Grünen versuchten zu-
nächst in ähnlicher Weise, die 
Anfrage abzuwehren. Sprecher 
Gerhard Schick hatte nach eige-
nen Worten keine Zeit, das Ange-
bot eines späteren Termins blieb 
unbeantwortet. Auch die Büro-
leiterin des grünen Mittelstands-
beauftragten Thomas Gambke 
sprach von „vielfältigen anderen 
Verpflichtungen“ des Abgeord-
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Antje Tillmann, finanzpolitische 
Sprecherin der CDU-Fraktion, 
(Foto: Michael Voigt, CC BY-SA 3.0)

Dr. Axel Troost, finanzpolitischer 
Sprecher Die LINKE, 
(Foto: Gerd Seidel CC BY-SA 3.0)
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neten, zumal, so die Mitarbeite-
rin, „die Geldpolitik nicht in sei-
ne fachliche Zuständigkeit“ falle. 
Auf die verwunderte Nachfrage, 
ob Geldpolitik tatsächlich nicht 
ins Ressort eines Mitglieds des 
Finanzausschusses gehöre, wurde 
ein wenig zurückgerudert. Dann 
übermittelte das Büro doch noch 
einige Antworten, allerdings im 
Telegrammstil, teilweise nur als 
hingeworfene Begriffe ohne Er-
klärung und versehen mit der Ein-
schränkung: „Diese Aussagen dür-
fen nicht ohne Rücksprache zitiert 
werden.“

Unkomplizierter agierten die 
finanzpolitischen Sprecher der 
CDU und der Linken, die beide 
gründlich und argumentativ auf 
die Fragen eingingen. Hier die 
Ergebnisse:

Linke wollen Banken 
aufspalten
Auf die Frage, welche Reformen 
im Finanzsektor ihrer Ansicht 
nach noch nötig seien, antworte-
te die CDU, dass man schon viel 
erreicht habe, aber etwa bei der 
Regulierung von Wertpapierge-
schäften und Schattenbanken noch 
Handlungsbedarf sehe. Die Lin-
ke drängt, wenig überraschend, 
auf umfassendere Reformen. Die 
Banken seien immer noch viel zu 
groß, einer etwaigen Krise einer 
europäischen Großbank stehe man 
„nach wie vor ziemlich hilflos ge-
genüber“. Die Großbanken müss-
ten daher in kleinere Einheiten auf-
gespalten werden. Am wichtigsten 
sei es aber, die Ungleichverteilung 
der Vermögen zu verringern, da 
viele Milliarden in den Händen 
Weniger schon vom Prinzip her 
„mangels rentabler Investitions-
aussichten statt in der Realwirt-
schaft lieber auf den Finanzmärk-
ten“ angelegt würden.

Staatsschulden „dauer-
haft tragbar“, Zinsemp-
fänger nicht so wichtig

Der nächsten Frage, ob man die 
Höhe der Staatsschulden für dau-
erhaft tragbar halte, wich die CDU 
aus und meinte, dass das im Haus-

haltsausschuss beraten würde, man 
aber Finanzminister Schäuble da-
bei unterstütze, zumindest ohne 
neue Schulden auszukommen. Für 
die Linke meinte Axel Troost, die 
Staatsschulden seien „dauerhaft 
tragbar“, auch wegen der niedri-
gen Zinsen.

Befragt, ob man es begrüße, 
wenn öffentlich gemacht würde, 
wer die vom Bund zu zahlenden 
Zinsen denn im Einzelnen erhält – 
immerhin Jahr für Jahr zwischen 
20 und 30 Milliarden Euro –, oder 
ob diese Zahlungen weiterhin an-
onym abgewickelt werden sollten, 
verwies die CDU wiederum pau-
schal auf den Haushaltsausschuss 
und ließ die Frage damit unbeant-
wortet. Axel Troost von der Lin-
ken meinte, man müsse nicht „den 
Namen jedes einzelnen Gläubigers 
kennen“, bräuchte aber im Gro-
ßen und Ganzen mehr Transpa-
renz: „Wir müssten mindestens 
klarer wissen, wie sich die Staats-
schuldtitel zwischen den Kleinspa-
rern und Wohlhabenden verteilen 
und wie stark die Normalverdie-
ner über private und betriebliche 
Alterssicherung sowie ihre Versi-
chertenverträge von Staatsanlei-
hen abhängig sind.“

Der Nebel um die Geld-
schöpfung
Zum spannenden Thema Geld-
schöpfung blieb die CDU eben-
falls schmallippig. Direkt darauf 
angesprochen, ob es nicht nur der 
EZB, sondern auch privaten Ban-
ken erlaubt sein sollte, selbst Geld 
zu erzeugen (wie es heute der Fall 

ist), vermied Fraktionssprecherin 
Antje Tillmann eine klare Ant-
wort. Ohne direkt danach gefragt 
worden zu sein, erläuterte sie statt-
dessen, weshalb ein sogenanntes 
Vollgeldsystem sie „bisher nicht 
überzeugt“ habe. 

Für die Linke ist die Rück-
übertragung der Geldschöpfung 
in öffentliche Hand laut Aus-
kunft von Axel Troost „diskussi-
onswürdig“. „Die Machtposition 
der Geschäftsbanken, Giralgeld 
weitgehend unabhängig von der 
Zentralbank schaffen zu können“, 
sei „den meisten Menschen nicht 
bewusst“. Daher müsse man „of-
fen über die volkswirtschaftli-
chen Vor- und Nachteile dieses 
Privilegs“ sprechen. Troost wei-
ter: „Als LINKE streben wir ein 
vergesellschaftetes Bankensys-
tem an, das wir uns im Wesentli-
chen als Weiterentwicklung des 
öffentlich-rechtlichen Sparkassen-
wesens und der genossenschaftli-
chen Volks- und Raiffeisenbanken 
vorstellen. In einem solchen stark 
mit der Realwirtschaft verzahnten 
und auf diese ausgerichteten Ban-
kensystem ist eine eigenständige 
Geldschöpfung durch die Banken 
weniger problematisch. Sehr viel 
schwieriger aber lässt sich gesell-
schaftlich begründen, warum gro-
ße private Geschäftsbanken eben-
so über dieses Privileg verfügen 
sollten, wenn sie ihre Hauptakti-
vitäten gerade nicht bei der Kre-
ditversorgung der Realwirtschaft 
und im normalen Zahlungsverkehr, 
sondern im Investment-Banking 
und durch Spekulation auf den Fi-
nanzmärkten entwickeln.“

Fragwürdige  
Bilanzregeln

Im Weiteren ging es um die in-
ternationalen Bilanzregeln IFRS, 
nach denen die Geschäftsabschlüs-
se der großen Banken – und der 
Aktiengesellschaften insgesamt – 
heute erstellt und geprüft werden. 
Auf die Frage, ob man es für rich-
tig halte, dass diese Regeln der-
zeit von einer privaten Instanz, der 
IASB und der IFRS-Stiftung ge-
schaffen und kontrolliert werden 
[6][7], verwies die CDU knapp auf 
den Ausschuss für Recht und Ver-
braucherschutz, wo „diese Fragen 
behandelt“ würden.

Axel Troost von der Linken 
meinte: „

Ich halte das für sehr 
fragwürdig. Natürlich ist Rech-
nungslegung zunächst ober-
flächlich eine sehr technische 
Materie und ohne die Einbezie-
hung vielerlei Fachkompetenz 
geht es nicht. Aber wir kommen 
ja auch nicht auf die Idee, die 
Sicherheitsstandards in Atom-
kraftwerken einfach nur von der 
Atom-Lobby festlegen zu lassen.“  

Axel Troost

Es sei „gefährlich“, die Festle-
gung von Rechnungslegungsstan-
dards den „vermeintlich neutralen 
Experten zu überlassen“.

Funktioniert die  
Einlagensicherung?
Eine weitere Frage an die Aus-
schussmitglieder lautete: „Das 
Geld auf Girokonten ist rechtlich 
gesehen ein Kredit der Kunden an 
die Bank – Stichwort Gläubigerhaf-
tung bei der Bankenkrise auf Zy-
pern 2013. Kunden wollen aber in 
der Regel ihrer Bank keinen Kre-
dit geben, sondern Geld auf einem 
Girokonto sicher und ohne Risi-
ko aufbewahren. Halten Sie hier 
eventuell rechtliche Änderungen 
für nötig, im Interesse eines sta-
bilen Geldsystems und des öffent-
lichen Vertrauens darin?“

Dazu meinte die CDU, es sei 
„unbegründet, Zweifel an der Si-
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Geld in der Hand oder bei der Bank. Wo ist unser Geld sicher? 
(Foto: © Pexels Photo, CC-0)
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cherheit der Einlagen der Kunden 
zu schüren“. Deutschland habe 
„funktionierende Einlagen-Siche-
rungssysteme“. Änderungen seien 
„zum jetzigen Zeitpunkt nicht er-
forderlich“. Die Linke berief sich 
in ihrer Antwort ebenfalls auf eine 
funktionierende Einlagensiche-
rung. Bislang hätten die Einleger 
auch kein mangelndes Vertrauen 
in die Sicherheit ihrer Guthaben 
erkennen lassen.

Bargeld abschaffen?
Zur aktuellen Diskussion um das 
Bargeld und ob man eventuell dar-
auf verzichten könne, meinte Ant-
je Tillmann für die CDU: „Es gibt 
in der Unionsfraktion keine Plä-
ne, das Bargeld abzuschaffen oder 
den Besitz von Bargeld in irgend-
einer Form einzuschränken. Das 
Bargeld ist für die Menschen Aus-
druck von Freiheit und dies stel-
len wir nicht in Frage. Ich möch-
te auch weiterhin die Möglichkeit 
haben, beim Bäcker oder auf dem 
Flohmarkt mit Bargeld bezahlen 
zu können.“ Auch die Linke meint, 
dass es „Bargeld weiterhin geben 
muss, sowohl aus Gründen der Pri-
vatsphäre wie auch der Praktika-
bilität.“ Barzahlungsobergrenzen 
sieht Sprecher Axel Troost hinge-
gen weniger kritisch. Diese gäbe 
es schon „in den meisten Ländern“ 
und davon sei „die Welt bislang 
nicht untergegangen“.

Die abschließende Frage an 
die Mitglieder des Finanzaus-
schusses betraf wiederum die 
Akzeptanz von Bargeld: „Die 
Bundesbank sagt: ‚Als gesetzli-
ches Zahlungsmittel bezeichnet 
man das Zahlungsmittel, das nie-
mand zur Erfüllung einer Geld-
forderung ablehnen kann, ohne 
rechtliche Nachteile zu erleiden. 
Im Euroraum ist Euro-Bargeld 
das gesetzliche Zahlungsmittel 
(…) In Deutschland sind auf Euro 
lautende Banknoten das einzige 
unbeschränkte gesetzliche Zah-
lungsmittel.‘[8] Halten Sie es vor 
diesem Hintergrund für rechtlich 
einwandfrei, dass einige staatli-
che Steuern in Deutschland, z. B. 
die Einkommensteuer, nicht mit 
dem gesetzlichen Zahlungsmittel 
(Bargeld), sondern ausschließlich 
mit Giralgeld bezahlt werden dür-

fen? Falls ja, wie lässt sich dieser 
Widerspruch Ihrer Ansicht nach 
rechtfertigen?“

Dazu Antje Tillmann für die 
CDU: „Zu dieser Frage haben wir 
bereits einige Schreiben erhal-
ten. Ich denke aber, dass in die-
ser Debatte einiges miteinander 
verwechselt wird. Es ist zunächst 
einmal richtig, dass gemäß § 14 
Bundesbankgesetz auf Euro lau-
tende Banknoten das einzige un-
beschränkte Zahlungsmittel sind. 
Es ist allerdings nicht verboten 
und ist im Wirtschaftskreislauf 
auch allgemein verbreitet, zur Er-
füllung eines Anspruchs auch an-
dere Zahlungswege zu akzeptie-
ren. So kann das Finanzamt wie 
jeder andere Akteur natürlich auch 
Überweisungen annehmen. Die-
ses Buchgeld lässt sich jederzeit 
durch Auszahlung in Banknoten, 
also gesetzliche Zahlungsmittel 
umwandeln. Darüber hinaus ver-
stoßen die Finanzämter auch nicht 
gegen geltendes Recht: Nach § 224 
Abs. 4 Abgabenordnung können 
die Finanzämter von der Möglich-
keit Gebrauch machen, ihre Kas-

sen für die Annahme von Bargeld 
zu schließen. Dies tun manche 
Finanzämter auch. Die zitierten 
Normen stellen aber den Euro als 
Zahlungsmittel nicht in Frage. Nur 
der Zahlungsweg wird vorgegeben. 
Dies dient der Vereinfachung des 
Verfahrens und soll das Steuerauf-
kommen des Staates und damit 
der Allgemeinheit sicherstellen. 
In Härtefällen können die Finanz-
behörden aber auch Barzahlungen 
zulassen.“

Schließung öffentlicher 
Kassen für Bargeld 
„nicht okay“

Der Finanzjournalist Norbert 
Häring, Autor eines Buches zum 
Thema [9] kommentiert dazu auf 
Nachfrage, die Antwort sei in-
sofern falsch, „als die Abgaben-
ordnung das Schließen der Kas-
sen unter Bedingungen stellt, die 
nicht erfüllt werden, namentlich, 
dass bestimmte Banken ermächtigt 
und beauftragt werden, Zahlungen 
gegen Quittung anzunehmen. Das 

geschieht nicht. Vielmehr wird 
man auf den normalen und teuren 
Barüberweisungsweg verwiesen. 
Das ist aber nicht gegen Quittung, 
und dass es Geld kostet, ist auch 
nicht okay.“

Axel Troost von der Linken 
beantwortete die Frage folgen-
dermaßen: „Ob etwas dem Ge-
setz entspricht, überlasse ich in 
der Bewertung vorzugsweise den 
Juristen. Über die Intention des 
Gesetzes selbst muss ich mir als 
Abgeordneter aber natürlich eine 
Meinung bilden. Und die Intenti-
on ist richtig, dass ich als Inhaber 
von Euro-Bargeld erwarten kön-
nen muss, dass dieses Geld auch 
akzeptiert wird. Von daher finde 
ich es wenig plausibel, dass ein Fi-
nanzamt eine Barzahlung grund-
sätzlich ablehnen darf. Ich gehe 
mal davon aus, dass sich mit die-
ser Frage bereits einige Gerich-
te befassen oder es sogar erste 
Urteile gibt. Wenn das letztins-
tanzlich geregelt ist, sollten wir 
als Gesetzgeber über Nachbesse-
rungsbedarf reden.“
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Bundesfinanzminister Wolf-
gang Schäuble gehört in Um-

fragen regelmäßig zu den belieb-
testen Politikern des Landes. Im 
März führte er die Riege der popu-
lärsten Köpfe sogar an: 65 Prozent 
der Befragten waren mit seiner Ar-
beit zufrieden, so meldete ARD 
Deutschlandtrend.[1] Schäuble er-
scheint vielen offenbar als beru-
higender, vertrauenswürdiger Pol 
im allgemeinen Chaos.

Aktuell verwaltet er Haushalts-
überschüsse, Deutschland kann 
sich zugleich problemlos neu ver-
schulden, dank niedriger Zinsen 
und angesichts von Großinvesto-
ren, die auf Sicherheit bedacht sind 
und dem Staat gerne Geld leihen, 
selbst wenn sie dabei draufzahlen 
müssen. Alles bestens also?

In einem ihrer Monatsberich-
te warnte die Bundesbank jüngst: 
„Das derzeit sehr niedrige Zins-
niveau täuscht über die dauerhaf-
ten Lasten aus hohen Staatsschul-
den hinweg und lässt die Lage 
der Staatsfinanzen zu günstig er-
scheinen.“[2]

Was damit gemeint ist, dürfte 
klar sein: Deutschland hat derzeit 
Schulden von etwa 1.100 Mrd. 
Euro angehäuft (nur der Bund, 
ohne die Länder und Kommu-
nen). Selbst beim aktuell nied-
rigen Zinsniveau kostet das den 
Staat und damit die Steuerzahler 
2017 gut 20 Milliarden Euro für 
Zinsen – viertgrößter Posten im 
Haushalt, noch vor den Ausgaben 
für Bildung oder für Gesundheit. 
Dieses Geld fehlt selbstverständ-
lich anderswo. Zum Vergleich: 
Für Hartz IV werden in diesem 

Jahr ca. 21 Milliarden Euro aus-
gegeben, also fast genau die glei-
che Summe, die parallel an reiche 
Gläubiger fließt. Von 2012 bis 2016 
summierten sich die Zinszahlun-
gen Deutschlands auf mehr als 
130 Mrd. Euro.

Eine Nachfrage beim Finanz-
ministerium, ob es irgendeinen 
konkreten Plan zum Abbau der 
Staatsschulden gibt, wurde nur 
ausweichend beantwortet. Der Mi-
nister habe bekanntlich Anfang 
des Jahres vorgeschlagen, den ak-
tuellen Überschuss von 6 Mrd. 
Euro für die Schuldentilgung ein-
zusetzen, so ein Sprecher.[3] Dies 
sei „der richtige Weg“. Im Übrigen 
werde das Verhältnis der Schulden 
zum Bruttoinlandsprodukt, die so-
genannte „Schuldenstandsquote“, 
seit Jahren immer niedriger. Die 
Schulden seien also kein großes 
Problem, so die Botschaft.

Schäubles Plan, den Überschuss 
zum Schuldenabbau zu verwen-
den, scheiterte mittlerweile an der 
SPD. Doch selbst wenn er durch-
geführt worden wäre, hätten sich 
die Schulden damit ja lediglich von 
1.100 Mrd. auf 1.094 Mrd. Euro 
verringert, also um 0,5 Prozent. 

Bei angenommenen kons-
tanten Zahlungen in dieser 
Größenordnung und hypo-
thetisch ewiger Konjunktur 
wären Deutschlands Kredite 
mit dieser Methode nach 200 
Jahren abgezahlt.  

Ein solcher Schuldenabbau 
kann kaum eine ernsthafte Stra-
tegie sein. Schäubles Vorschlag 

war denn wohl auch eher ein sym-
bolisches Signal an die „Finanz-
märkte“, sollte also vor allem den 
mächtigen Investoren gefallen, in-
dem man ihnen vermittelte, dass 
überschüssige Gelder im Zweifel 
zuerst an sie fließen.

Weitergehend befragt zu Plänen 
für einen Schuldenabbau teilte das 
Ministerium so knapp wie nebulös 
mit, es stelle sich die Frage, „ob 
ein kompletter Abbau der Gesamt-
verschuldung ökonomisch sinnvoll 
ist“. Aus der Perspektive der Bür-
ger ist er das zweifellos. Jährliche 
Zinsausgaben im zweistelligen 
Milliardenbereich sind alles an-
dere als sinnvoll für das Gemein-
wesen. Dass zudem längst weite-
re, durchaus praktikable Modelle 

für einen Abbau der Staatsschul-
den existieren[4], ist dem Ministe-
rium offenbar nicht bekannt, oder 
wird absichtlich nicht debattiert.

Wer bekommt  
die Zinsen?
Eine spannende Frage lautet in 
diesem Zusammenhang, an wen 
die 20 Milliarden Euro für Zinsen 
konkret fließen. Zum Vergleich: 
Hartz IV-Empfänger sind den Be-
hörden selbstverständlich nament-
lich bekannt und müssen für den 

Empfang der Staatsgelder so gut 
wie alles offenlegen, was irgend-
wie mit ihrem Vermögen und ih-
ren Lebensumständen zusammen-
hängt. Bei den Zinsempfängern ist 
das anders. Hier kennt der Staat 
noch nicht einmal die Namen der-
jenigen, an welche die Steuermil-
liarden fließen.

Die Gläubiger erhalten ihre 
Zahlungen abgeschirmt und in-
transparent, vermittelt über die 
Firma Clearstream. Das Finanz-
ministerium überweist nur eine 
Gesamtsumme an Clearstream. 
Erst von dort aus, und gegebenen-
falls noch vermittelt über weitere 
Wertpapierverwahrer, werden die 
einzelnen Beträge dann an die je-
weiligen Gläubiger transferiert. 

Bekannt ist nur, dass 86 Pro-
zent der deutschen Staatsanleihen 
im Ausland gehalten werden, wie 
man einem Bericht des Finanz-
ministeriums entnehmen kann 
[5]. Ein Sprecher teilte dazu auf 
Nachfrage mit: „Insofern kennen 
nur die Depotbanken die in- und 
ausländischen Besitzer von Bun-
deswertpapieren. Diese Informa-
tionen stehen dem Bund nicht zur 
Verfügung.“

Um Auskunft darum gebeten, 
weshalb es dem Staat nicht mög-
lich sei, diese Informationen von 

Steuermilliarden verschwinden als 
Zinszahlungen für Schulden bei der 
Luxemburger Wertpapier-Verwal-
tungsgesellschaft Clearstream. 
(Foto: Pixels, CC0 | Logo: BMF, 
gemeinfrei | Logo: Clearstream®)

Das Finanzministerium, 
der „Deep State“ und 
das Geldsystem
Follow the money! (Teil 2) Welche Rolle spielt das Finanzministerium im Machtpoker der 
Banken? Ist es Gegenspieler oder eher Teil eines „Deep State“? Und wer verdient eigentlich 
an den Staatsschulden? von Paul Schreyer

Clearstream | Deutsche Börse Group mit Sitz in Luxemburg transferiert 
20 Mill. Euro Zinszahlungen jährlich an die Gläubiger. Informationen zu 
Clearstream unter <http://www.clearstream.com> (Logo: Clearstream®)
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den Banken zu erhalten, wurde da-
rauf verwiesen, dass die Staatsan-
leihen als „Inhaberpapiere form-
los übertragen werden können“. 
Doch die jeweils im Auftrag kau-
fenden und verkaufenden Banken 
kennen ja ihre Kunden. Dass die 
Wertpapiere häufiger den Besit-
zer wechseln, heißt nicht, dass die 
zeitweiligen Besitzer den Banken 
unbekannt wären.

Weshalb das Ministerium 
nicht in der Lage sein will, die 
Identitäten der Anleihenhalter 
von den Banken zu erfragen, 
blieb offen. Transparenz ist 
an dieser Stelle offenkundig 
nicht erwünscht – aber sehr 
wohl möglich. 

Der damalige oberste Bundes-
schuldenverwalter Gerhard Schleif 
etwa ließ in einem Zeitungsinter-
view im Jahr 2006 auf die Frage, 
ob er die Gläubiger des Bundes 
kenne, durchblicken:

„98 bis 99 Prozent der Kredit-
aufnahme laufen über Auktionen. 
Wir wissen also zunächst nur, dass 
die daran beteiligten 39 Banken 
die Papiere kaufen. Um diese Fra-
ge konkreter als bisher beantwor-
ten zu können, haben wir mit dem 
weit überwiegenden Teil der Ban-
ken eine Vereinbarung geschlos-
sen: Seit Anfang vergangenen Jah-
res (2005; Anm. P.S.) informieren 
sie uns, mit wem sie diese Wertpa-
piere handeln, wohin sie die ver-
kaufen. Wir arbeiten noch an der 
Auswertung.“[6]

Seither hat man von dieser Aus-
wertung nichts mehr gehört. Klar 
ist, dass es hier nicht um Klein-
sparer geht. Auf die Nachfrage, 
welcher Anteil am Volumen der 
ausgegebenen Staatsanleihen von 
privaten Bürger gehalten wird, 
heißt es aktuell aus dem Ministe-
rium: „Schätzungen zufolge liegt 
der Anteil der Privathaushalte am 
Volumen der insgesamt umlaufen-
den Bundeswertpapiere zum Jah-
resultimo 2016 bei deutlich unter 
1 Prozent, genaue Angaben lie-
gen nicht vor.“

Dass das Finanzministerium 
kein Interesse an einem umfas-
senden Abbau der Staatsschul-
den zeigt (Pläne dazu liegen, wie 

gesagt, nicht vor) und auch keine 
Anstrengungen unternimmt, die 
Namen der Gläubiger transparent 
zu machen, legt nahe, dass die Be-
hörde hier eher im Sinne ebenjener 
Banken und Investoren agiert als 
im Interesse des Landes. Tatsäch-
lich gibt es auch personell enge 
Verbindungen, die diese These 
untermauern.

Unternehmensberater 
als Abteilungsleiter
So berief Wolfgang Schäuble 2011 
den Anwalt Levin Holle zum Chef 
der einflussreichen Abteilung für 
Finanzmarktpolitik. Holle leitete 
zuvor als Seniorpartner das Ber-
liner Büro der Unternehmensbe-
ratung Boston Consulting Group.

Ebenjene Beratungsfirma hatte 
2004 im Auftrag des Finanzminis-
teriums ein Gutachten erstellt, das 
ganz im Sinne der großen Banken 
empfahl, die Politik solle günsti-
ge Rahmenbedingungen schaf-
fen, um „leistungsgestörte Kre-
dite“ verbriefen zu können – oder 
mit anderen Worten: faule Kredite 
im großen Stil an den Börsen zu 
verkaufen. Kreditverbriefungen, 
also durch unsichere Kreditfor-
derungen „besicherte“ Wertpapie-
re, pumpten die Spekulationsbla-
se weiter auf, bevor es 2008 zum 
Crash kam.

Führende Banken hatten sich 
zuvor, 2004, zu einem Lobby-Ver-
band namens „True Sale Internati-
onal“ zusammengeschlossen, um 
Kreditverbriefungen in Deutsch-
land zu etablieren[7]. Zum Beirat 
dieser Lobby-Gruppe gehörte seit 
der Gründung auch ein Vertreter 
des Finanzministeriums. Die Be-
hörde agierte dabei weniger als 
Kontrolleur, denn als wohlwol-
lender Mitspieler.

Zunächst übernahm den Bei-
ratsposten Abteilungsleiter Jörg 
Asmussen, der in einem Aufsatz 
von 2006 die riskanten Verbrie-
fungen persönlich empfahl und an-
kündigte, sein Ministerium werde 
den Banken in diesem Zusammen-
hang „keine unnötigen Prüf- und 
Dokumentationspflichten“ vor-
schreiben[8]. Asmussen machte 
in der Folge große Karriere, erst 
als Staatssekretär im Finanzmi-
nisterium, dann im Direktorium 
der EZB, seit 2016 schließlich als 
„Managing Director“ der Privat-
bank Lazard.

Die Funktion von Asmussen 
im Finanzministerium übernimmt 
seit einigen Jahren nun mehr oder 
weniger der erwähnte Levin Holle 
von der Boston Consulting Group, 

die mit ihrer geschilderten Bera-
tungstätigkeit eher Teil des Pro-
blems als der Lösung sein dürfte. 
In einem Zeitungsinterview erläu-
terte Holle 2016:„

Die Abteilung, die ich 
leite, ist für spannende Themen 
zuständig: die Rolle der Ban-
ken in der Euro-Krise, die Re-
gulierung der Finanzmärkte, die 
private Altersvorsorge und das 
Schuldenmanagement des Bun-
des. Ich fand es sehr reizvoll, 
in einem Ministerium an die-
sen Themen mitzuwirken. (…) 
Wir stellen fast nur Leute ein, 
die vorher im Privatsektor gear-
beitet haben. Viele waren drei, 
vier, fünf Jahre bei einer großen 
Kanzlei oder einem Unterneh-
men und haben sich dann be-
wusst beim Staat beworben.”[9]  

Levin Holle, 2016

Das Milieu zwischen Banken 
und Politik, dem der Berater ent-
stammt, ist typisch. Holle war 1991 
zunächst Vizechef der CDU-na-
hen Studentenvereinigung RCDS. 
Der damalige RCDS-Chef Marcel 
Kaufmann ist heute Partner bei der 
Bankenlobby-Kanzlei Freshfields 
[10], derzeit die umsatzstärkste 
Kanzlei in Deutschland[11]. Zur 
Erinnerung: Freshfields formu-
lierte unter anderem 2008 im Auf-
trag des Finanzministeriums den 
Entwurf zum Gesetz für die mil-
liardenschwere Bankenrettung. 
Nicht Abgeordnete, sondern die 
Anwälte der Bankenkanzlei hat-
ten das Gesetz praktisch erdacht.

Finanzieller  
„Deep State“?
Solche Personalien erwecken den 
Eindruck, als existiere im Grun-
de kein Interessensgegensatz zwi-
schen Finanzministerium und pri-
vatem Bankensektor, als strebten 
vielmehr alle in schönstem Ein-
vernehmen das gleiche an, näm-
lich „optimal funktionierende Fi-
nanzmärkte“. 

Nur: Wer setzt den Bankern 
Grenzen und Regeln, wenn 
ein Ministerium mangels Sou-
veränität und Sachverstand 
praktisch offiziell von Lobby-
isten mitgeleitet wird?

Man kann diskutieren, ob der 
Begriff „Deep State“ in diesem 
Zusammenhang passend ist. In 
der Regel wird damit ein per-
sonell eng verflochtenes Milieu 
aus Regierungsbeamten, Geheim-
dienstleuten, Militärs und Geld-
adel bezeichnet, die unabhängig 
von Wahlergebnissen und Staats-
präsidenten dafür sorgen, dass die 
Macht der eigenen Kreise gesi-
chert bleibt. [12]

Wenn man zudem in Rechnung 
stellt, dass der Finanzsektor traditi-
onell eng mit den Geheimdiensten 
verknüpft ist (die CIA wurde prak-
tisch von Unternehmensanwälten 
und Wall-Street-Bankern gegrün-
det [13]) und bis heute auf Spitze-
nebene zwischen Finanzkonzer-
nen und Geheimdiensten ein reger 
Personalwechsel herrscht[14] (vor 

The Boston Consulting Group empfahl 2004, die Politik solle günstige 
Rahmenbedingungen schaffen, um faule Kredite im großen Stil an den 
Börsen verkaufen zu können. Informationen zu The Boston Consulting 
Group unter <https://www.bcg.com/> (Logo: BCG®)
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allem in den USA, aber auch in 
Deutschland[15]), dann ist es na-
heliegend, den Finanzsektor als 
treibenden Akteur eines „Deep 
State“ zu sehen.

Der ehemalige Air-Force-Ge-
neral, NSA- und CIA-Chef Mi-
chael Hayden meinte jüngst im 
Interview mit CNN, er wolle den 
sogenannten „Deep State“ lieber 
als „permanente Regierung“ be-
zeichnen. Deren Mitglieder, zu 
denen er selbst auch gehöre, seien 
nüchterne „Profis“: „Sie wählen, 
sie haben Ansichten, aber als Pro-
fis wissen sie, was zu tun ist.“ [16]

So ähnlich würden es vielleicht 
auch Wolfgang Schäuble, Jörg As-
mussen oder Levin Holle sehen. 
Im Finanzministerium lässt sich 
die Tradition einer „permanen-
ten Regierung“, zu der man ei-
nige einflussreiche Abteilungs-
leiter und Staatssekretäre zählen 
könnte, zumindest in groben Zü-
gen nachzeichnen. In den 1980er 
Jahren gehörte dazu Hans Tiet-
meyer (später Präsident der Bun-
desbank), in den 1990ern dann 
Horst Köhler (später IWF-Chef, 
dann Bundespräsident) und Klaus 
Regling (später Generaldirektor 
für Wirtschaft und Finanzen der 
EU-Kommission, mehrfach Chef 
von Hedgefonds, sowie aktuell Di-
rektor des mächtigen „permanen-
ten Euro-Rettungsschirms“ ESM). 
Regling war es übrigens auch, der 
Jörg Asmussen in den 90er Jah-
ren im Finanzministerium einge-
stellt hatte.

Teilweise bilden solche „Profis“ 
schon Ansätze zu Familiendynas-
tien, gelegentlich mit Verbindung 
zu den Medien. Lars-Hendrik Röl-
ler, seit 2011 Merkels engster und 
höchststehender Finanz- und Wirt-
schaftsberater im Kanzleramt, ist 
der Sohn des ehemaligen Chefs 

der Dresdner Bank Wolfgang Röl-
ler. Ein weiterer Sohn, Ulf Röl-
ler, agiert als Washington-Kor-
respondent des ZDF. Wolfgang 
Schäubles Schwiegersohn Tho-
mas Strobl ist aktuell Innenmi-
nister von Baden-Württemberg, 
dessen Staatssekretär Martin Jä-
ger war vormals Schäubles Pres-
sesprecher im Finanzministerium, 
davor Cheflobbyist von Daimler. 
Die Frau des Baden-Württember-
gischen Innenministers, Schäub-
les Tochter Christine Strobl, ist 
zugleich Programm-Geschäfts-
führerin des ARD-Unternehmens 
Degeto Film.

Macht etabliert sich, verknüpft 
sich, schlägt Wurzeln – daran ist 
nichts ungewöhnlich, allerdings 
auch wenig demokratisch. Eines 
der Probleme scheint zu sein, dass 
man im Finanzministerium und 
anderswo in öffentlichen Behörden 
mittlerweile auf externen Sachver-
stand tatsächlich angewiesen ist. 
Demokratische Abläufe werden 
dadurch unterminiert und letzt-
lich zersetzt.

Wenn Finanzsektor und Mi-
nisterium sich geräuschlos ar-
rangieren, Personal fließend 
miteinander austauschen 
und zu einem intransparen-
ten Netz verwachsen, wenn 
ewige Schulden und eine ste-
tige Abhängigkeit des Staates 
von privaten Gläubigern die 
Geschäftsgrundlage für alles 
Weitere sind, dann wird es 
nicht demokratisch sondern 
ganz im Gegenteil feudal. 

Aufrufe zu mehr Demokratie 
und einem lebendigen Europa der 
Bürger könnten und sollten an die-
ser Stelle ansetzen. Dass eine Ini-
tiative, die nun den „Pulse of Eu-
rope“[17] neu beleben will, gerade 
von Frankfurter Unternehmensan-
wälten lanciert wird[18] und nichts 
von all dem thematisiert, passt da 
wieder ins Bild.
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Jens Wernicke: Herr Schreyer, 
gerade erschien Ihr Buch „Wer 
regiert das Geld?“ [2]. Warum 
dieses Buch zu eben dieser Zeit? 
Haben Sie sich auf die Suche 
nach einer Schattenregierung aus 
bösen Finsterlingen hinter dem, 
was sich uns als Demokratie dar-
bietet, gemacht?
Paul schreyer: Anhänger einer 
großen Weltverschwörung bin ich 
nicht. Mich hat einfach interes-
siert, wie das Geldsystem funk-
tioniert, wer in diesem System 
Verantwortung trägt und Macht 
ausübt. Ich finde es dumm, jede 
kritische Beschäftigung mit die-
sem Thema automatisch unter 
„Verschwörungstheorie“-Verdacht 
[3] zu stellen.
Jens Wernicke: Es geht also um 
… die Macht der finanziellen Eli-
ten?
Paul schreyer: Die spannende 
Frage lautet, wo genau im System 
diese Macht eigentlich verankert 
ist und wie das Geldsystem kon-
kret funktioniert.
Jens Wernicke: Sie verwenden 
immer wieder den Begriff „Geld-
system“. Was meinen Sie damit 
genau?
Paul schreyer: Es geht um die 
Prinzipien und Regeln, nach de-
nen Geld heute zuerst geschaf-
fen und danach verteilt wird. Das 
Geld ist ja nicht einfach da. Je-
mand erzeugt es zunächst. Das 
fällt oft unter den Tisch. In der 
Regel wird in der Öffentlichkeit 
nur darüber diskutiert, wie Ban-
ken, Konzerne oder einzelne Rei-
che das bereits zirkulierende Geld 
bei sich anhäufen – und ob das in 
diesem Ausmaß akzeptabel sei. 
Man sollte aber noch eine Ebene 
höher gehen: Wer schöpft über-
haupt neues Geld? Und mit wel-
cher Legitimation geschieht das? 
Jens Wernicke: Und, wie lautet 
die Antwort?
Paul schreyer: Fragt man Men-
schen auf der Straße, dann den-
ken die meisten, dass das Geld 
von der Zentralbank oder der Re-
gierung geschaffen wird. Dazu 
gibt es Umfragen in verschiede-
nen Ländern – in Deutschland [4], 
der Schweiz, Großbritannien [5]. 
Überall glaubt die große Mehrheit 
der Leute, ja, glauben teilweise so-

gar die Parlamentsabgeordneten 
[6], dass eine öffentliche Stelle das 
Geld erzeugen würde. Aber das ist 
falsch. Nur das Bargeld wird heu-
te noch von Zentralbanken oder 
der Regierung erzeugt. Und Bar-
geld macht inzwischen weniger 
als 20 Prozent des umlaufenden 
Geldes aus. Das meiste Geld ist 
heute Giralgeld, also die Beträge 
auf unseren Girokonten, mit denen 
wir bezahlen – zum Beispiel via 
Lastschrift oder EC-Karte. Die-
ses Geld aber schaffen die priva-
ten Banken.
Jens Wernicke: Das müssen Sie 
erklären.
Paul schreyer: Das tue ich im 
Detail in meinem Buch – und ne-
benbei gesagt: Es ist längst über-
fällig, dass dieses Wissen ganz 
normal an den Schulen und Uni-
versitäten gelehrt wird. Erst lang-
sam werden einige Lehrbücher 
aktualisiert [7]. Worum es geht: 
Neues Geld entsteht immer dann, 
wenn eine Bank einen Kredit ver-
gibt. Verleiht sie tausend Euro, 

dann entstehen tausend Euro neu. 
Entgegen der landläufigen Über-
zeugung werden keine Sparein-
lagen anderer Bankkunden ver-
liehen. Das ist ein Mythos, der 
sich hartnäckig hält. In Wahrheit 
wird kein anderes Konto verrin-
gert, wenn ein Kreditnehmer Geld 
von einer Bank bekommt. Diese 
Geldschöpfung der privaten Ban-
ken macht einen großen Teil ihrer 
gesellschaftlichen Macht aus.
Jens Wernicke: Inwiefern?
Paul schreyer: Es ist eigentlich 
simpel. Alle Entscheidungsge-
walt und Souveränität einer Ge-
sellschaft läuft am Ende auf zwei 
schlichte Fragen hinaus: Wer darf 
das Geld erschaffen? Und wer 
entscheidet dann über seine Ver-
wendung? Der Clou daran: Heu-
te erzeugen und verteilen Gold-
man Sachs, Barclays, Deutsche 
Bank und Co. fast alles Geld. Da-
her rührt die Macht dieser Ban-
ken, und zwar nicht nur gegen-
über Privatleuten und Firmen, die 
auf Kredite angewiesen sind, son-

dern auch gegenüber Regierun-
gen. So gut wie alle Staaten sind 
heute permanent bei diesen Ban-
ken verschuldet. Die absolute Sou-
veränität liegt immer beim Geld-
schöpfer. Historisch gesehen war 
die Geldschöpfung stets das Vor-
recht der eigentlichen Herrscher 
und Könige.
Jens Wernicke: Sie verorten in 
diesem Prozess also einen der 
Gründe, warum die Zustände in 
diesem und in anderen Ländern 
immer mehr an Diktatur denn an 
Demokratie erinnern?
Paul schreyer: In meinem Buch 
beschreibe ich die Entwicklung 
in dieser Frage. Ich schildere 
zum Beispiel sehr detailliert den 
Kampf um die Geldmacht und 
das Geldsystem in Amerika von 
1700, also noch vor Gründung der 
USA, bis 1900, sowie in Deutsch-
land von 1800 bis ins 20. Jahrhun-
dert hinein. Sowohl in den USA 
wie auch in Deutschland wur-
den nahezu unablässig politische 
Kämpfe um die Macht über die 
Geldschöpfung ausgefochten. Es 
ging immer darum, was staatlich 
bzw. öffentlich kontrolliert sein 
soll und was privat. Heute ist das 
fast vergessen, weil wir in unse-
rem Geschichtsbild so sehr auf 
die Zeit ab 1945 fixiert sind und 
vieles durch die Brille „Kommu-
nismus oder Kapitalismus“ sehen. 
Die Kämpfe um die Macht über 
das Geld sind aber viel älter – und 
zugleich hochaktuell.
Jens Wernicke: Sie haben meine 
Frage nicht beantwortet.
Paul schreyer: Ganz kurz gesagt: 
Man kann nicht über Demokratie 
reden und dabei über das System 
der Herstellung von Geld in ei-
ner Gesellschaft schweigen – das 

Wer regiert die Welt?
Geld regiert die Welt, wie der Volksmund weiß. Nur: Wer regiert eigentlich das Geld? Und wie? 
Wie kommt es, dass fast alle Parteien inzwischen für dieselbe vermeintlich alternativlose Politik 
des Sozialabbaus und der Verelendung stehen? Wer zieht wie die Strippen im Hintergrund? 
Und wie kann die „marktkonforme Demokratie“ [1] à la Merkel, in der wir leben, wieder zu 
einer Gesellschaft werden, die den Menschen dient? Zu diesen Fragen sprach Jens Wernicke 
mit dem Autor und Publizisten Paul Schreyer, dessen aktuelles Buch dem Thema „Banken, 
Demokratie und Täuschung“ nachspürt.

von Jens Wernicke

Vernichtung von Papiergeld (nl.wikipedia.org / Foto by Pahl Georg / 
CC-BY-SA 3.0)
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gilt heute wie vor hundert Jahren. 
Wirklich souverän sind immer nur 
diejenigen, die den ersten Zugriff 
auf neues Geld haben und dieses 
dann verleihen. Der deutsche Staat 
ist im Wesentlichen bei den soge-
nannten „systemrelevanten“ inter-
nationalen Großbanken verschul-
det – also etwa bei der Deutschen 
Bank, Barclays, BNP Paribas oder 
Goldman Sachs, wie man auf der 
Seite der Deutschen Finanzagentur 
nachlesen [8] kann, einer Behör-
de, die dem Bundesfinanzministe-
rium untersteht. Eine solche Ver-
schuldung der Allgemeinheit bei 
einer kleinen Gruppe von sehr rei-
chen Menschen macht echte demo-
kratische Entscheidungen im Kern 
unmöglich. Alles steht dann un-
ter dem Vorbehalt des Willens und 
der Wünsche dieser Geldverleiher. 
Darüber wird aber nicht gespro-
chen – und die konkreten Verlei-
her, die hinter den Banken stehen, 
sind heute namentlich auch nicht 
öffentlich bekannt. Diese Situation 
besteht übrigens schon länger, als 
vielen bewusst ist. Seit mehr als 
150 Jahren sind der deutsche Staat 
bzw. damals noch Preußen perma-
nent bei einem Konsortium von 
Großbanken verschuldet. Mitte 
des 19. Jahrhunderts wurde dazu 
das sogenannte „Preußen-Kon-
sortium“ [9] gegründet, ein Kreis 
von Großbanken, bei denen sich 
der Staat kontinuierlich verschul-
dete. Heute nennt sich das entspre-
chende Bankenkonsortium „Bie-
tergruppe Bundesemissionen“ [10] 
– das Prinzip aber ist das Gleiche 
geblieben. 
Jens Wernicke: Wie sehen Sie 
denn die Situation heute? Befin-
den wir uns Ihrer Ansicht nach auf 
dem Weg in eine Postdemokratie?
Paul schreyer: Der Begriff Post-
demokratie unterstellt, dass es 
schon einmal eine Demokratie gab. 
Eben das aber steht in Frage, wenn 
man die beschriebenen Verschul-
dungs- und damit Machtverhält-
nisse betrachtet. In diesem Sinne 
haben wir keine Postdemokratie, 
sondern eher eine Prä-Demokratie 
– also eine, die noch keine ist und 
die bislang auch erst in Ansätzen 
eine solche war. Die Tendenz zeigt 
zurzeit auf jeden Fall nicht in eine 
positive Richtung.

Jens Wernicke: Reden wir also 
über Klassenkampf? Und wenn 
ja: Wer kämpft da gegen wen? 
Sind es die Armen und Arbei-
tenden gegen „die Millionäre“? 
Oder sprechen wir davon, dass 
sich, wie etwa der Publizist Wer-
ner Rügemer konstatiert [11], in-
zwischen eine „internationa-
le Kapitalistenklasse“ herausge-
bildet hat, die institutionalisiert 
entrechtet, umverteilt, Kriege for-
ciert etc., kurzum also: einen im-
mer größer werdenden Teil der 
Menschheit ausbeutet, entrech-
tet, unterdrückt?
Paul schreyer: Der Begriff 
Klassenkampf klingt für viele si-
cher veraltet und erinnert ja auch 
an die ideologischen Schlachten 
der Vergangenheit. Allerdings 
verwendet heute sogar mancher 
Chefkapitalist das Wort wieder. 
Der berühmte Investor und Mul-
timilliardär Warren Buffet etwa 
meinte [12 ]2004 in einem persön-
lichen Gruß an seine Aktionäre: 
„If class warfare is being waged in 
America, my class is clearly win-
ning.“ Also übersetzt: „Wenn es 
einen Klassenkampf in Amerika 
gibt, dann ist meine Klasse ein-
deutig dabei, ihn zu gewinnen.“ 
Zu dieser Klasse gehören neben 
den Eigentümern und Managern 
der Großbanken auch die global 
tätigen Investmentfonds, die zwar 
selbst kein Geld schöpfen können 
wie die Banken, die aber ebenso 
über Verteilungsmacht beim In-
vestieren von fremden Vermögen 
verfügen. Um diese Geldschöp-
fungs- und Geldsammelstellen 
gruppieren sich international ar-
beitende Dienstleister, wie Ratin-
gagenturen, Wirtschaftsprüfer und 
Unternehmensberatungen. Ge-
meinsam bilden all diese Finanz-
konzerne de facto eine transnati-
onale Interessengruppe, die man 
ebenso gut als „Klasse“ bezeich-
nen kann. Und dieser in absolu-
ten Zahlen sehr kleinen Gruppe 
von Menschen steht nun im Grun-
de die gesamte übrige Menschheit 
gegenüber: Eine winzige Grup-
pe hat ein System perfektioniert, 
das 99,99 Prozent der Leute mehr 
oder weniger für sich arbeiten 
lässt. Mit freier Marktwirtschaft 
hat das wenig zu tun – die meis-

ten Unternehmer werden ja von 
diesem Finanzklüngel ganz ähn-
lich manipuliert und ausgenom-
men wie der „Normalbürger“.
Jens Wernicke: Und wie haben 
sich die Mechanismen und Me-
thoden dieses Klassenkampfes 
im Zeitverlauf verändert? Was ist 
heute anders als vor 150 Jahren?
Paul schreyer: Damals waren 
die Banken oft familiengeführt. 
Seit Ende des 19. Jahrhunderts 
aber haben sich an deren Stelle 
anonyme Aktiengesellschaften 
durchgesetzt. Das ist noch eine 
höhere Abstraktionsebene im 
System. Das Personal von Akti-
engesellschaften ist beliebig aus-
tauschbar. Ein Begriff wie „Ver-
antwortlichkeit“ droht in einem 
solchen anonymen, übernationa-
len System unmerklich zu ver-
schwinden. Sogar die meisten der 
aktiv beteiligten Banker und Be-
rater haben irgendwann den Ein-
druck, selbst nur noch austausch-
bare Rädchen zu sein, die schein-
bar unveränderlichen „Naturgeset-
zen“ folgen. Die Finanzelite läuft 
quasi auf „Autopilot“. Vor 150 
Jahren waren die führenden Ban-
kiers in dem Konsortium, das dem 
Staat permanent Geld lieh, Per-
sönlichkeiten wie Gerson Bleich-
röder, ein enger Freund und Bera-
ter Bismarcks, sowie Adolph Han-
semann, der Chef der Disconto-
Gesellschaft, damals der größ-
ten Bank Preußens. Beide gehör-
ten zu der Zeit zu den Reichsten 
des Landes. Ihr Einfluss war im 
Zweifel größer als der von Ab-
geordneten oder Ministern. Aber 
ihre Namen waren eben auch öf-
fentlich bekannt. Heute nun wis-
sen wir nicht einmal mehr, wer 
die fast 30 Milliarden Euro Zin-
sen, die der deutsche Staat jährlich 
an seine Gläubiger zahlt, eigent-
lich genau bekommt. Auf meine 
Nachfrage konnte mir das Bun-
desfinanzministerium jedenfalls 
keine Auskunft dazu geben. Das 
System ist auch in dieser Hinsicht 
offenbar absichtlich intranspa-
rent. Und auch in Bezug auf die 
scheinbar feste und „gute“ inter-
nationale Ordnung mit den öf-
fentlichen Zentralbanken an der 
Spitze trügt der Schein. Denn die 
Zentralbanken sind nicht neutral. 

Sie handeln meist als Interessen-
vertreter des privaten Bankensek-
tors. Dazu kommt der bereits be-
schriebene Irrglaube, dass Zen-
tralbanken im Sinne der Öffent-
lichkeit kontrolliert alles Geld 
schöpfen würden. Wir leben in 
diesem Punkt gedanklich in einer 
Scheinwelt und müssen, bevor wir 
irgendetwas analysieren können, 
erst einmal begreifen, was wirk-
lich passiert. Das betrifft gerade 
auch die sogenannten Fachleute. 
Denn die erwähnte Geldschöp-
fung der privaten Banken wurde 
über viele Jahrzehnte in der Wis-
senschaft sogar geleugnet. An-
fang des 20. Jahrhunderts waren 
die Wirtschaftswissenschaften in 
dem Punkt schon mal weiter. Ver-
gessenes und verdrängtes Wissen 
muss heute erst wieder mühsam 
an die Oberfläche gebracht wer-
den. Der in Großbritannien leh-
rende deutsche Ökonom Richard 
Werner hat hier in jüngster Zeit 
maßgebliche Forschungsarbeit ge-
leistet. Er spricht [13] in diesem 
Zusammenhang von einem „ver-
lorenen Jahrhundert“ für die Wirt-
schaftswissenschaften. Die Öko-
nomen haben in den letzten hun-
dert Jahren, und insbesondere seit 
1945, mehr verschleiert als erklärt.
Jens Wernicke: Die These lau-
tet also, dass unsere Regierungen 
von den Eliten erpresst werden, 
respektive auf diese angewiesen 
weil bei ihnen verschuldet sind? 
Läuft es darauf hinaus? Also auf 
das gute, alte Tucholsky-Wort: 
„Wenn Wahlen etwas ändern wür-
den, dann wären sie verboten“?
Paul schreyer: Durch Wahlen 
würde sich allenfalls dann etwas 
grundsätzlich ändern, wenn eine 
Partei sich entschlösse, die  Frage 
der Schöpfung von Giralgeld ge-
setzlich neu regeln zu wollen – 
und wenn eine solche Partei dann 
durch die Wähler in Regierungs-
verantwortung gebracht würde. 
Das wird nicht morgen und wohl 
auch nicht im nächsten Jahr pas-
sieren. Es gibt aber Beispiele für 
Versuche in der Vergangenheit. 
Ich erwähne in meinem Buch die 
heute so gut wie vergessenen ame-
rikanischen sozialdemokratischen 
Parteien „Greenback Party“ und 
„People ś Party“, die Ende des 
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19. Jahrhunderts auch das Geld-
system demokratisieren wollten 
und die bei Präsidentschafts- und 
Parlamentswahlen in den USA 
teilweise mehr als 10 Prozent der 
Wählerstimmen bekamen. Der 
ihnen nahestehende Präsident-
schaftskandidat der Demokraten 
William Jennings Bryan sagte im 
Wahlkampf von 1896 in einer be-
rühmten Rede  [14]:„

Wir glauben, dass das 
Recht, Münzen zu prägen und 
Geld zu erzeugen, bei der Regie-
rung liegt. Es ist Teil der Souve-
ränität und sollte ebenso wenig 
an Privatleute delegiert werden, 
wie die Macht über das Straf-
recht oder die Steuergesetze. 
(…) Unsere Gegner sagen, dass 
die Ausgabe von Papiergeld den 
Banken zusteht, und sich die 
Regierung aus Bankgeschäften 
heraushalten sollte. Ich bin an-
derer Meinung, und sage, so 
wie Jefferson es tat, dass die 
Erzeugung von Geld der Regie-
rung zusteht, und die Banken 
sich aus Regierungsgeschäften 

heraushalten sollten.“

Bryan verlor damals nur knapp mit 
landesweit 47 Prozent der Stimmen 
das Rennen um die Präsidentschaft.
Jens Wernicke: In Kapitel 3 Ih-
res Buches beschreiben Sie, dass 
Banken einen großen Teil ihrer 
Käufe geschenkt bekämen. Wie 
darf man sich das genau vorstel-
len?
Paul schreyer: Das ist ver-
gleichsweise wenig bekannt. Ban-
ken schöpfen Geld nicht nur bei 
der Kreditvergabe, sondern auch 
immer dann, wenn sie etwas kau-
fen. Die Schlussfolgerungen, die 
sich daraus ergeben, sind sehr 
weitreichend und dieser Punkt 
sollte daher dringend öffentlich 
diskutiert werden. Bis jetzt wird 
dazu von den meisten Experten 
geschwiegen. Geldschöpfung bei 
Kreditvergabe, darüber redet man 
schon hier und da – aber Geld-
schöpfung bei Käufen, die Banken 
tätigen, das ist noch eher Tabu in 
der Debatte oder eben schlicht un-

bekannt. Im Buch erkläre ich, wie 
das vom Prinzip her funktioniert 
und welche Rolle dabei bestimm-
te internationale Bilanzregeln so-
wie die großen Wirtschaftsprü-
fungskonzerne wie etwa KPMG, 
welche die Jahresabschlüsse von 
Deutscher Bank und Co. ja abseg-
nen, spielen. Schon in den Bilanz-
regeln werden Bargeld und Gi-
ralgeld teilweise begrifflich ver-
mischt. Das dient letztlich auch 
der Verschleierung von Banken-
profiten, die aus Käufen mit selbst 
geschöpftem Geld entstehen. Die-
ser Komplex ist eigentlich ein Rie-
senthema, das sich aber noch voll-
kommen unter dem Radar der Öf-
fentlichkeit bewegt.
Jens Wernicke: Und wenn wir 
nun, jene Klasse also, die den 
Klassenkrieg gerade verliert, et-
was gegen die aktuellen Entwick-
lungen tun wollen, dann … ja, 
dann hülfe was genau? Dass wir 
zuerst einmal die Wirtschaftswis-
senschaften von all ihren unsere 
Geister vernebelnden Mythen be-
freien? Und dann…?
Paul schreyer: Ein wichtiger 
Punkt ist auf jeden Fall, wie be-
reits erwähnt, die Übertragung 
der Geldschöpfung in öffentli-
che Hand. Es gibt ein paar Din-
ge in der Gesellschaft, wo brei-
ter Konsens darüber besteht, dass 
sie nicht privat sein sollten. Dazu 
gehören zum Beispiel die Justiz 
oder die Polizei. Die Schaffung 
von Geld gehört ebenfalls nicht in 
private Hand. Private Banken sind 
das eine, aber sie sollen kein Geld 
drucken und auch kein Giralgeld 
erzeugen dürfen. In der Schweiz 
wurden übrigens genau für diese 
Forderung im vergangenen Jahr 
erfolgreich 100.000 Unterschrif-
ten gesammelt [15]. Deshalb gibt 
es dort demnächst eine Volksab-
stimmung zu genau dieser Frage.  
Und auch in vielen anderen Län-
dern [16 ]sind ähnliche Initiativen 
entstanden. Etwa in Großbritan-
nien [17], aber auch in Deutsch-
land [18]. Sie alle haben im Mo-
ment vor allem damit zu tun, zu-
nächst einmal aufzuklären über 
die Wirklichkeit des Geldsystems. 
Es ist im Grunde ein riesiges in-
ternationales Bildungsprogramm 
zu leisten.

Jens Wernicke: Noch ein letztes 
Wort?
Paul schreyer: Der Kampf um 
das Geldsystem währt schon Jahr-
hunderte. Gebraucht wird also ein 
langer Atem. Dennoch sollte man 
sich nicht entmutigen lassen. Sou-
veränität muss immer wieder neu 
erkämpft werden. Wenn in Arti-
kel 20 unseres Grundgesetzes [19] 
steht, dass „alle Staatsgewalt vom 
Volke“ ausgehe, so wird damit of-
fenkundig eher ein Ziel als die Re-
alität beschrieben. Es ist aber ein 
Ziel, für das es zu kämpfen lohnt.
Jens Wernicke: Ich bedanke mich 
für das Gespräch.
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Peking, 8. März (Xinhua) – Chi-
na machte den Vorschlag einer 

„beiderseitigen Einstellung“, um 
die drohende Krise auf der korea-
nischen Halbinsel zu entschärfen, 
so der chinesische Außenminister 
Wang Yi am Mittwoch. 

„Als ersten Schritt könnte 
die Demokratische Volksrepub-
lik Korea (DPRK = ‚Nordkorea’) 
ihre atomaren und raketentechni-
schen Aktivitäten einstellen im 
Austausch gegen die Einstellung 
der großräumigen Militärübun-
gen der Vereinigten Staaten von 
Amerika und der Republik Korea 
(ROK = ‚Südkorea’),“ sagte Wang 
in einer Pressekonferenz am Ran-
de der jährlichen Sitzung des Na-
tionalen Volkskongresses. 

Wang sagte, dass das Atompro-
blem auf der koreanischen Halb-
insel hauptsächlich zwischen der 
DPRK und den Vereinigten Staa-
ten von Amerika besteht, dass Chi-
na als nächster Nachbar mit einer 
sehr engen Verbindung (‚wie die 
Lippen mit den Zähnen’) mit der 
Halbinsel jedoch unentbehrlich 
ist für die Lösung des Problems.

Außenminister Wang, ‚die Lip-
pen,’ überbrachte zweifellos eine 
autorisierte Botschaft aus Nord-
korea: „Das Angebot liegt (noch 
immer) auf dem Tisch und China 
unterstützt es.“

Bereits im Januar 2015 hatte 
Nordkorea genau dasselbe Ange-
bot gemacht. Die Obama-Admni-
nistration wies es zurück. Nordko-
rea wiederholte das Angebot im 
April 2016 und die Obama-Ad-
ministration wies es erneut zu-
rück. Diesen März schaltete sich 

die chinesische Regierung vermit-
telnd ein und unterstützte das lange 
bestehende nordkoreanische An-
gebot. Die Regierung der Verei-
nigten Staaten von Amerika, jetzt 
unter der Trump-Administration, 
wies es wieder umgehend zurück. 

Das Angebot, das drei Jahre 
hindurch gemacht und zurück-
gewiesen wurde, ist vernünftig. 
Seine Zurückweisung führte zu 
einem größeren atomaren Arsenal 
und zu mehr Raketen mit größe-
ren Reichweiten, die letztendlich 
imstande sein werden, die Verei-
nigten Staaten von Amerika zu 
erreichen. 

Verständlicherweise ist Nord-
korea jedesmal nervös, wenn die 
Vereinigten Staaten von Ameri-
ka und Südkorea ihre alljährli-
chen großen Manöver abhalten 
und offen den Einmarsch nach 
Nordkorea und die Abschlach-

tung seiner Regierung und seiner 
Menschen üben.

In vernünftiger Weise recht-
fertigt Nordkorea sein Atompro-
gramm als den wirtschaftlich opti-
malen Weg, um auf diese Manöver 
zu reagieren.

Jedesmal, wenn die Vereinig-
ten Staaten von Amerika und 
Südkorea mit ihren sehr ausge-
dehnten Manöver beginnen, muss 
die nordkoreanische aus Wehr-
dienstpflichtigen bestehende Ar-
mee (1,2 Millionen Mann stark) in 
eine hochgradige Verteidigungsbe-
reitschaft versetzt werden. Groß-
manöver sind eine klassische Aus-
gangssituation für militärische 
Angriffe. Die US-südkoreanischen 
Manöver werden (absichtlich) in 
der Zeit abgehalten, in der der 
Reis angepflanzt (April, Mai) oder 
geerntet (August) wird, in der in 
Nordkorea jeder gebraucht wird, 

um in den wenigen anbaufähi-
gen Gebieten zu helfen. Nur 17% 
der Bodenfläche des Nordens ist 
für Landwirtschaft nutzbar und 
das Klima ist nicht günstig. Die 
Wachstumszeit ist kurz. 

Die südlichen Manöver bedro-
hen also direkt die Selbstversor-
gung Nordkoreas mit Nahrungs-
mitteln. In den späteren 1990er 
Jahren waren sie eine der Ursa-
chen, die zu einer schweren Hun-
gersnot führten.

Die atomare Abschreckung 
erlaubt es der Demokratischen 
Volksrepublik Korea, ihre übli-
che militärische Bereitschaft be-
sonders in den überaus wichtigen 
landwirtschaftlichen Anbau- und 
Erntezeiten zu reduzieren. Arbeits-
kräfte, die aufgrund von militäri-
scher Notwendigkeit von den Fel-
dern abgehalten waren, können 
zurück zur Arbeit gehen. Das ist 
die offizielle nordkoreanische Poli-
tik, die als „byungjin“ bekannt ist. 

Ein garantiertes Ende der all-
jährlichen US-Manöver würde es 
Nordkorea erlauben, seine kon-
ventionelle Verteidigung herab-
zufahren, ohne auf Atomwaffen 
angewiesen zu sein. Zwischen 
den US-Manövern und der ato-
maren Abschreckung, die Nord-
korea wiederholt zum Gegenstand 
seiner Angebote gemacht hat, be-
steht eine direkte und logische 
Verbindung.

Das nordkoreanische Staats-
oberhaupt Kim Jong-un hat offizi-
ell eine Politik des Nicht-Erstein-
satzes von Atomwaffen verkündet:

„Als verantwortungsbewusster 
Staat mit Atomwaffen wird un-

Warum Nordkorea Atombomben
braucht und wie man sie 
loswerden kann?
Die Medien sagen, dass die Vereinigten Staaten eine Anzahl von Nordkoreanern umbringen werden oder nicht, für dies 
oder das oder ohne Grund, nennen aber Nordkorea „das unberechenbare und unvorhersehbare Regime“. Bedenken Sie 
einmal, was Ihnen die US-/westlichen Medien nicht über Korea sagen.

von Moon of Alabama

Koreanische und amerikanische Soldaten an der DMZ / flickr / Morning 
Calm Weekly Newspaper Installation Management Command / US Army 
Photo by Edward N. Johnson 2008 / CC-BY-NC-ND 2.0
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sere Republik keine Atomwaffe 
einsetzen, solange ihre Souverä-
nität nicht durch aggressive feind-
liche Kräfte mit Atomwaffen be-
einträchtigt wird,“ sagte Kim vor 
dem Kongress der Partei der Ar-
beit Koreas in Pjöngjang. Kim 
fuhr fort, dass der Norden „ge-
wissenhaft seine Verpflichtung 
der Nichtweitergabe erfüllen und 
sich um die globale atomare Ab-
rüstung bemühen wird.“

Bei dem Kongress wie auch 
bei anderen Gelegenheiten be-
tonte Kim Jong-un den oben be-
schriebenen Zusammenhang zwi-
schen atomarer Bewaffnung und 
wirtschaftlicher Entwicklung. Zu-
sammengefasst: 

Nach Jahrzehnten der Betonung 
militärischer Stärke unter seinem 
Vater bewegt sich Korea in Rich-
tung von Kims „byungjin“ – das 
ist ein ein zweigleisiger Zugang, 
gerichtet auf die Weiterentwick-
lung atomarer Stärke, während an-
dererseits die Lebensbedingungen 
verbessert werden. 

Die byungjin-Strategie, die 
von der Obama-Administration 
verachtet wurde, war erfolgreich:

Was sind die Quellen von 
[Nordkoreas wirtschaftlichem] 
Wachstum? Eine Erklärung könn-
te sein, dass jetzt weniger für den 
konventionellen militärischen Sek-
tor ausgegeben wird, während die 
nukleare Entwicklung auf dieser 
Stufe billiger ist – sie wird laut 
einigen Schätzungen nur 2 bis 3 
Prozent des Bruttosozialprodukts 
ausmachen. Theoretisch ist byung-
jin „wirtschaftsfreundlicher“ als 
die vorhergehende „songun“ oder 
zuerst-kommt-das-Militär-Politik, 
die vermutlich Ressourcen auf das 
Militär hin konzentrierte.

Um zu verstehen, warum Nord-
korea die Aggressivität der Verei-
nigten Staaten von Amerika fürch-
tet, muss man begreifen, welche 
äußerste Verwüstung hauptsäch-
lich durch die Vereinigten Staa-
ten von Amerika im Koreakrieg 
verursacht wurde:

„Verwüstung in biblischen Di-
mensionen war das Resultat. Nach-
dem Präsident Truman ihn von sei-
nem Posten abgelöst hatte, sagte 
McArthur vor dem Kongress aus, 
dass „der Krieg in Korea bereits 

fast dieses ganze Land mit 20 Mil-
lionen Einwohnern zerstört hat. Ich 
habe nie eine derartige Verwüs-
tung gesehen. Ich denke, ich habe 
soviel Blut und Katastrophen ge-
sehen, wie ein Mensch nur sehen 
kann, und als ich das letzte Mal 
dort war, drehte es mir den Ma-
gen um. Als ich diese Zerstörung 
und diese Tausenden Frauen und 
Kinder und das alles sah, muss-
te ich erbrechen.“ Der ehemalige 
oberste Befehlshaber fuhr fort: 
„Wenn man unbegrenzt weiter-
macht, dann perpetuiert man ein 
Gemetzel in der Größenordnung, 
wie man es in der Geschichte der 
Menschheit noch nie gesehen hat.“ 
Der Krieg ebnete mindestens die 
Hälfte von 18 der 22 größeren Städ-
te des Nordens ein. Von Pjöngjang 
- vor 1950 eine Stadt mit einer hal-
ben Million Einwohner – wurde 
berichtet, dass nur zwei Gebäude 
intakt geblieben sind. LeMay, der 
die Leitung des Strategic Air Com-
mands übernahm und der jüngste 
US-Viersternegeneral seit Ulysses 
Grant wurde, schrieb: „Wir brann-
ten so gut wie jede Stadt in Nord- 
und Südkorea nieder ... wir töteten 
über eine Million zivile Koreaner 
und vertrieben weitere Millionen 
aus ihren Wohnungen, mit den un-
vermeidlichen weiteren Tragödien, 
die daraus entstehen.“ O´Donnell, 
der frühe Flächenangriffe befür-
wortet hatte, sagte dem Kongress 
am 25. Juni 1951: „Ja, wir machten 
das dann alles später ... ich würde 
sagen, dass die ganze, fast die ge-
samte koreanische Halbinsel nichts 
ist als ein furchtbarer Sauhaufen. 
Alles ist zerstört. Dort steht nichts 
mehr, was der Rede wert ist.“

Das kaiserliche Japan besetzte 
Korea von 1905 bis 1945 und ver-
suchte, es zu assimilieren. Eine 
nominell kommunistische Wider-
standsbewegung unter Kim Il-sung 
kämpfte gegen die Okkupation. 
Nach der japanischen Kapitulati-
on im Jahr 1945 kontrollierten und 
besetzten die Vereinigten Staaten 
von Amerika die hauptsächlich 
landwirtschaftlich genutzten Tei-
le Koreas südlich der willkürlich 
gezogenen Linie am 38. Breiten-
grad. Die verbündete Sowjetunion 
kontrollierte den industrialisier-
ten Teil nördlich dieser Linie. Sie 

hatten sich geeinigt auf eine kur-
ze Treuhandschaft über ein verei-
nigtes und unabhängiges Land. Im 
aufkommenden Kalten Krieg wi-
derriefen die Vereinigten Staaten 
von Amerika das Abkommen und 
installierten 1948 eine südkorea-
nische Marionettendiktatur unter 
Syngman Rhee. Kim Il-sung be-
fehligte noch immer eine starke 
Widerstandsbewegung im Süden 
und hoffte auf die Wiedervereini-
gung des Landes. Der Koreakrieg 
folgte. Er zerstörte das Land ganz 
und gar. Ganz Korea war schwer 
betroffen, aber besonders der in-
dustrialisierte Norden, der etwa ein 
Drittel seiner Bevölkerung verlor 
und seine gesamte relativ gut ent-
wickelte Infrastruktur – Straßen, 
Fabriken und nahezu alle Städte.

Jede koreanische Familie war 
betroffen. Ahnenverehrung ist tief 
eingebettet in die koreanische Psy-
che und ihre kollektivistische Kul-
tur. Niemand hat den Völkermord 
vergessen und niemand in Korea, 
egal ob im Norden oder Süden, 
will diese Erfahrung noch ein-
mal machen. 

Das Land würde sich wieder 
vereinigen, wenn China und die 
Vereinigten Staaten von Ameri-
ka (und Russland) sich über seine 
Neutralität einigen könnten. Das 
wird nicht so bald geschehen. Aber 
die ständige Gefahr eines „verse-
hentlichen“ Kriegs in Korea würde 
sehr verringert, wenn die Vereinig-
ten Staaten von Amerika das nord-
koreanische Angebot akzeptieren 
würden: ein Ende des aggressiven 
Verhaltens - wie die bedrohlichen 
Manöver gegen den Norden - im 
Gegenzug für eine abgesicherte 
Einstellung der Atom- und Rake-
tenprogramme des Nordens. Nord-
korea muss auf dieser Bedingung 
schon rein aufgrund wirtschaft-
licher Notwendigkeit bestehen.

Die Regierung der Vereinig-
ten Staaten von Amerika und die 
„westlichen” Medien verbergen 
die Sinnhaftigkeit des Angebots 
des Nordens hinter dem Propa-
gandahirngespinst des „unbere-
chenbaren und unvorhersehbaren 
Regimes.“

Aber es ist nicht Korea, weder 
Nord noch Süd, das hier „unbere-
chenbar und unvorhersehbar“ ist.

Wir übernehmen den Artikel aus-
nahmsweise von Moon of Alaba-
ma, obwohl der Autor anonym 
bleiben möchte. Der Autor nennt 
sich Bernhard Billmon und soll ein 
früherer Finanzjournalist sein und 
bloggt seit 2003. Da sein Artikel 
wichtige und gut belegte Informa-
tionen enthält, haben wir auf un-
seren Anspruch auf Namensnen-
nung verzichtet.
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www.moonofalabama.org>
Twitter, Jeffrey Kaye: US-General 
McArthur zur US-Bombardierung 
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<http://tinyurl.com/k8j935v>
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Chronologie der USA - Nord Korea 
Nuklear-/ Raketen- Diplomatie 
<http://tinyurl.com/glhv886>
USA Today zu Bericht der Direk-
torin für Non-Proliferation (ACA): 
Kim Jong Un sagt, dass Nord Kora 
keinen nuklearen Erstschlag 
ausführen wird < http://tinyurl.
com/nxftyj8 >
The National Committee On North 
Corea (NCNK) < http://tinyurl.com/
mp6eny4 >
NCNK, Mehrere Reden von Kim 
Jong Un auf dem siebten Kongress 
der koreanischen Arbeiterpartei 
vom 6. bis 9. Mai 2016
< http://tinyurl.com/l7yhzm9 >
The Diplomat, Entspricht North 
Korea‘s ‚Byungjin-Ausrichtung‘ 
der US-China Strategie? < http://
tinyurl.com/maq6e6b >
38 North zu Aussagen des US-
Korea-Institutes <http://38north.
org/2016/10/gtoloraya102016/>
US-Korea Institut <http://uskore-
ainstitute.org>
US, Staat New Jersey, Fakten zum 
Korea Krieg <http://tinyurl.com/
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Das Pentagon hat private Un-
ternehmen beauftragt, Pro-

pagandamaterial herzustellen, das 
zu den „Lügen und Betrügereien“ 
des IS in den sozialen Netzwerken 
einen Ausgleich schaffen soll, so 
das Präsidium.

Ein Angestellter des Vertei-
digungsministeriums bestätigte 
diese digitale Taktik der Kriegs-
führung als Reaktion auf die gest-
rigen Enthüllungen des Präsidi-
ums, dass eine britische PR-Firma 
$540 Millionen vom US Militär 
erhalten habe, um Informercials 
und Falschmeldungen für den Irak 
zu produzieren. Bell Pottinger - 
ein Unternehmen, das bereits in 
der Vergangenheit Debatten aus-
löste, da es repressive Regimes un-
terstützt – habe auch schon falsche 
Al Quaida Propaganda DVDs her-
gestellt. Diese waren dahingehend 
codiert, jeden, der sie sich ansah, 
zu überwachen – so ein ehemali-
ger Mitarbeiter.

Der offizielle Sprecher des Pen-
tagon gab keine Details über die 
Art des Materials, das die Unter-
nehmen für das Pentagon produ-
zierten, bekannt. Er sagte ledig-
lich, dass das hergestellte  „robuste 
Online-Programm“ nur „wahr-
heitsgemäße Informationen ver-
wendet, die auf das örtliche Pu-
blikum zugeschnitten sind, um 
die Lügen und Täuschungen des 
ISIL (islamischen Staates) zu be-
kämpfen.

Er sagte, dass die Zusammen-
arbeit aus informativen Opera-
tionen zur Bekämpfung der Al 
Quaida und Taliban-Online-Pro-
paganda entstanden seien. Man 
wolle Professionalität und Know-
how beider Seiten, militärisch und 
unternehmerisch, in der Zusam-
menarbeit ausschöpfen.

Der Videoredakteur Martin 
Wells, der an dem Bell-Pottin-
ger-Projekt in Bagdad in den Jah-
ren 2006 bis 2008 arbeitete, sag-
te gegenüber dem Präsidium, er 
habe Nachrichtensegmente herge-
stellt, die aussehen sollten, als ob 
sie von einem arabischen Sender 
produziert worden wären. Er füg-
te hinzu, er habe auch gefälsch-
te Al Quaida-Filme produziert. 
Sie wurden mit einem eingebet-
teten Code auf CD aufgezeich-

net, der die Verbindung zu einem 
Google Analytics-Konto herstell-
te, sobald die Filme mit der Me-
dia-Streaming-Anwendung Real-
Player geöffnet wurden. Dadurch 
erhielt das Pentagon eine Liste der 
IP-Adressen, von denen die CDs 
abgespielt wurden.

Das Pentagon wollte sich nicht 
dazu äußern, ob es mit ähnlichen 
Taktiken auch gegen den islami-
schen Staat vorgehe.

PR-Guru Lord Tim Bell, der 
zum Zeitpunkt des Irak-Vertra-
ges den Vorsitz bei Bell Pottinger 
inne hatte, sagte, er sei „stolz“ auf 
die Arbeit der Firma.

„Wir haben viel dazu beigetra-
gen, die Situation zu klären“, er-
klärte er der Sunday Times, die 
mit dem Präsidium gemeinsam 
an der Story arbeitete. „Und das 
ist nicht alles. Natürlich konnten 
wir das entstandene Chaos nicht 

verhindern, aber es war ein Teil 
der amerikanischen Propaganda-
maschinerie.“

Nach einem Management-Buy-
out im Jahr 2012 änderten sich die 
Besitzverhältnisse. Die derzeitige 
Organisation hat keine Verbindun-
gen mehr mit der Abteilung, für 
die Wells seinerzeit arbeitete und 
die 2011 aufgelöst wurde.

Sowohl die  Dschihadisten-
Gruppen als auch die Medien ha-
ben sich, seit Bell Pottinger am 
Pentagon-Programm im Irak ar-
beitete, drastisch weiterentwickelt. 
Die Zusammenarbeit dauert von 
spätestens 2006 bis 2011.

Falschmeldungen als 
Dienstleistung
Das Pentagon bedient sich privater Unternehmer, um Falschmeldungen zu Anti-ISIS-Themen 
zu produzieren: Ein Angestellter des Verteidigungsministeriums bestätigte Taktiken digitaler 
Kriegsführung und die Zahlung von $540 Millionen an eine britische PR-Firma durch das US 
Militär, um Infomercials und Falschmeldungen für den Irak zu produzieren.

von Crofton Black und Abigail Fielding-Smith 

Ein angebliches „Whistleblowerphoto“ von einer Enthauptungs-Filmauf-
nahme vor einem Greenscreen.

<http://
www.free21.
org/?p=27392>
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Was Ray McGovern in ei-
nem Video vom Mai 2016 

über die Planspielchen von Neo-
cons in den USA, über eine vom 
US-Außenminister verbreitete Un-
wahrheit und über die Interessen  
Israels sagt, trägt zur Aufklärung 
bei und stützt Michael Lüders. 
Eine Leserin der NachDenkSeiten,  
Angelika Eberl, hat dieses Video 
[1] übersetzt. 

Ray McGovern war 27 Jah-
re lang Mitarbeiter der CIA. Er 
war am Ende seiner Karriere ver-
antwortlich für die morgendliche  
Berichterstattung der Geheim-
dienste beim US-amerikanischen 
Präsidenten. Hier das Interview:

Es ist unmöglich, eine offene 
Diskussion über die US-Politik im 
Nahen Osten zu führen, ohne über 
die Beziehung der USA zu Israel 
zu sprechen. Die Leute sind ganz 
verwirrt, wenn sie unsere Politik 
gegenüber Syrien zu erklären ver-
suchen. Sie macht keinen Sinn. 
Syrien – eine Bedrohung für uns? 
Nein. Warum soll Bashar al-As-
sad dann weg? Weil Obama es so 
sagt? Weil Hillary Clinton es sagt? 
Warum sagen sie so etwas? Falls 
Sie nicht verstehen, wo diese Po-
litik ursprünglich herkommt, wer-
de ich versuchen, es zu erklären. 

Im Jahr 1996 wurde eine Stu-
die erstellt für einen Mann, der 
zum ersten Mal Premierminister 
in Israel werden sollte. Sein Name 
war Netanjahu. Diese Studie ist 
hauptsächlich von Amerikanern, 
Neocons (Neokonservativen) er-
stellt worden. 

Einige von ihnen waren sehr 
prominent, z. B. Douglas Feith 
[Bild 1], Nummer Drei im Penta-
gon unter George W. Bush [Bild 3 

mit Rumsfeld] und andere und die 
meisten von ihnen waren US-Ame-
rikaner: Richard Perle [Bild 2, be-
reits 1986 mit Präsident Reagan] 
war die andere Person, an die ich 
denke – er war der Kopf von Rums-
feld in dessen Verteidigungsminis-
terium, der seiner Forschungstrup-
pe helfen sollte. Sie fabrizierten 
dieses Papier und nannten es „A 
clean break – a new strategy for 
securing the realm“, also „einen 
glatten Bruch, eine neue Sicher-
heitsstrategie für das Gebiet“. Wel-
ches Gebiet? Nun das Gebiet war 
Israel – ein größeres Israel. Ein Is-
rael, das während des Krieges von 
1967 Gebiete besetzte. 

Das ist ziemlich eindeutig. Es 
ist darin die Rede davon, dass es 
nötig sei, sicherzustellen, dass Sy-
rien auseinandergerissen wird. 
Irak, nun über Irak sagen sie: Der 
Irak ist eine Beute für sich – man 
solle Saddam Hussein loswerden 
und dann werde man sich mit Iran 
und anderen Orten beschäftigen. 
Es war geschrieben worden von 

Douglas Feith, Richard Perle und 
anderen. Das steht da schwarz auf 
weiß. Das war 1996. 

Einige Jahre später gab es das 
Projekt für ein neues amerikani-
sches Jahrhundert, das „Project 
for a New American Century“ 
– fabriziert von denselben Leu-

ten, die beschlossen hatten, dass  
Israels Interessen zuallererst vor-
angetrieben werden sollten. Wenn 
man Saddam Hussein im Irak los-
werde, sei er kein Problem mehr 
für die Israelis. 

Nun, kurioserweise hätten es 
die Israelis lieber gehabt, dass zu-

Bild 1: Policy Douglas J. Feith, 
ehemaliger Unterstaatssekretär im 
Pentagon. Wikimedia / Foto by Scott 
Davis, U.S. Army / Public Domain

Bild 2: Richard Perle (Chief of Rumsfeld Defence Administration), 2. Von 
rechts; Präsident Reagan in einer Stabs-Besprechung mit Paul Nitze, 
Donald Regan, George Shultz, Ken Adelman, John Poindexter, Richard Perle 
und Max Kampelman im Hofdi House während des Reykjavik-Gipfels in 
Island. 12/10/86. Wikimedia / The Official CTBTO Photostream / CC BY 2.0

Bild 3: Secretary of Defense Donald Rumsfeld shares a laugh with Presi-
dent George W. Bush and Vice President Dick Cheney during his fare-
well parade at the Pentagon. Wikimedia / Foto by Cherie A. Thurlby / 
Public Domain

Ray McGovern, im Mai 2016, über 
Israel und den Nahen Osten
Gegen den Nahostexperten Michael Lüders ist im April 2017 eine massive Kampagne geführt worden. Seine Glaubwürdigkeit 
soll beschädigt werden, weil er am Wahrheitsgehalt der Giftgas-Geschichte rüttelt – so in einem Interview vom 15.04.2017 
mit den Nachdenkseiten. Die Geschichte wird uns falsch erzählt, um in Syrien weiterhin Krieg führen zu können – mit dem 
Ziel der Zerschlagung dieses Landes. von Albrecht Müller
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erst der Iran drangekommen wäre. 
Manche der Neocons stolzierten 
umher und sagten: Irak? Die ha-
ben kein Militär, das der Rede wert 
wäre. Ein richtiger Mann würde 
nach Teheran gehen. Der Irak wäre 
ein Kinderspiel. Okay? Das war 
der Plan. Nun, spulen wir ein we-
nig nach vorne und schauen, was 
gerade in Syrien los ist, nachdem 
wir den Irak total zerstört haben. 
Wissen Sie, ich spreche hier über 
Strategien, aber in Wirklichkeit 
geht es um Menschen, nicht nur 
die 5.000 US-Soldaten, die getö-
tet wurden, sondern mindestens 
Hunderttausende von Irakern, die 
wegen des Krieges ihr Leben ver-
loren haben und alle Arten von 
Verstümmelungen und Verletzun-
gen und Flüchtlingen. Millionen 
von Flüchtlingen innerhalb des 
Irak, außerhalb des Irak, in den 
umliegenden Ländern. Dasselbe 
in Syrien. 

Was geschah nun in Syrien? 
Nun, 2011 gab es den Versuch, 
eine Art arabischen Frühling in 
Syrien zu entfachen. Es gab wirt-
schaftliche Schwierigkeiten, es gab 
Dürreperioden, und es gab Leute, 
die sagten: „Nun, lasst uns aus der 
Situation in Tunesien und Kairo 
Vorteile ziehen und schauen, ob 
wir hier etwas mehr „Demokra-
tie“ installieren können“. Sofort. 
Diese Gelegenheit wurde von Leu-
ten ergriffen, die Bashar al-Assad 
loswerden wollten. Darunter war 
auch Hillary Clinton  – und, im 
Weiteren, auch Präsident Obama. 
Was geschah? Wir begannen, nach 
„moderaten“ Rebellen zu suchen, 

um sie zu unterstützen. Sogar Ob-
ama sagte vor zwei Jahren (Anm.: 
also in 2014), dass es reine Fanta-
sie sei, von „moderaten“ Rebellen 
zu sprechen. Er benutzte das Wort 
„Fantasie“. Es erhoben sich also 
„moderate“ Rebellen, wie Laza-
rus aus dem Grabe. Und wir un-
terstützen sie wieder, wie schon 
zuvor, mit einigen qualitativen 
Unterschieden, die aufgrund des 
russischen Eingreifens zustande 
gekommen waren. 

Nun, der Hintergrund ist, dass 
wir, meiner Ansicht nach, die US-
Politik im Nahen Osten und vor 
allem in Syrien nicht verstehen 

können, ohne zu erkennen, wie 
unsere Strategen geradezu damit 
prahlen, ja, wirklich damit prah-
len, dass es keinen Unterschied 
gibt zwischen der US-Politik und 
der Politik Israels. Das tut uns nicht 
gut, zwischen all den arabischen 
Staaten dort. 

Doch wenn das so ist: Wa-
rum hat sich unser Präsident,  
Barack Obama, am 20. August 
2012 [Bild 4] entschlossen, eine 
rote Linie zu ziehen? Wir alle wis-
sen, dass Syrien chemische Waf-
fen hat, die übrigblieben, als es 
von allen und jedem unterstützt 
wurde, aber es war niemals rat-
sam, sie zu nutzen, denn das wäre 
gleichbedeutend mit sofortigem 
Selbstmord. Die Israelis hätten  
sofort mit Atombomben oder  
Ähnlichem geantwortet. 

Ganz am Ende einer Presse-
konferenz wurde Obama gefragt 
– eine ungewöhnliche Sache:  
„Oh, Mr. Obama, Sie sagten, sie 
würden in Syrien militärisch nicht 
eingreifen – würden Sie tatsäch-
lich niemals militärisch eingrei-
fen?“ Darauf sagte Obama, als ob 
er ein Skript lesen würde: „Also, 
wenn die Syrer ihre chemischen 
Waffen einsetzen oder sie auch 
nur bewegen würden, dann wäre 
eine rote Linie überschritten.“  
Die Rote Linie – seine Worte. (Prä-
sident Obama wird eingeblendet 
und sagt:) „Dann würde ich mei-
nen Ansatz bezüglich Syrien än-
dern. Für uns wäre das gegeben, 
wenn wir sehen, dass chemische 
Waffen bewegt werden oder sogar 
angewendet werden. Das würde 
meine Analyse ändern.“ 

Dann gäbe es also eine militä-
rische Intervention. Nun, wer hat 
Obama diese Frage gestellt? Ich 
weiß es nicht, aber eine sichere 
Vermutung sagt mir, dass es Hil-
lary Clinton war. Also, das war 
am 20. August 2012. 

Am 21. August 2013, also ein 
Jahr später, gab es einen Chemie-
waffen-Angriff außerhalb von Da-
maskus, an einem Ort, der Gutha 
hieß. Mehrere Hundert Personen 
starben. Sofort stand John Kerry 
da – nein, nicht sofort, er kam am 
30. August und sagte: Bashar al-
Assads Regierung hat das getan, 
Bashar al-Assads Regierung hat 

das getan, Bashar al-Assads Re-
gime ist dieses Chemiewaffen-An-
griffs schuldig. Deshalb müssten 
wir jetzt handeln, denn die rote 
Linie sei überschritten worden. 
… Wie oft hat er die Beschuldi-
gung gegenüber Assad ausgespro-
chen? 35 Mal. 35 Mal. Man muss 
kein Shakespeare-Anhänger sein, 
um zu denken, dass er zu oft pro-
testiert hat. 

Das war am 30. August. Das 
waren die merkwürdigsten Um-
stände, die ich jemals gesehen habe 
in 53 Jahren. Was geschah dann? 
Es war sehr klar. Der Präsident 
selbst sagte: Unsere Streitkräfte 
sind bereits im östlichen Mittel-
meer, die Franzosen haben ihre 
Kampfbomber auf der Rollbahn 
… und er hielt eine Rede im Ro-
sengarten am Mittag des nächsten 
Tages. Ich war dort am Weißen 
Haus mit einigen anderen Leu-
ten, die protestierten gegen den 
Krieg gegen Syrien: Hände weg 
von Syrien, keine Bomben, kein 
Krieg gegen Syrien, kein Vergel-
tungsschlag … und ich erfuhr von 
drinnen: Er würde es nicht tun. Er 
hatte seine Meinung geändert. Ich 
war der nächste Redner und ich 
nutzte diese Möglichkeit zu sa-
gen: „Wenn das wahr ist, wenn es 
denn wahr wäre…“, ich konnte es 
nicht glauben, aber er änderte tat-
sächlich seine Meinung. Warum 
änderte er seine Meinung? Aus 
mehreren Gründen. 

Die Kollegen vom Geheim-
dienst – unsere Kollegen von frü-
her – würden nicht mit John Kerry 
gleichziehen. Die Beweise stanken.

Bild 5: General Martin Edward 
Dempsey (2011), Wikipedia / US Army 
Foto by Monica King / Public Domain

Bild 6: James R. Clapper (2010), 
Wikipedia / Nationaler Geheim-
dienstdirektor 2010 / Er hatte 
verschiedene leitende Positionen 
innerhalb der United States Intel-
ligence Community inne und war 
ab 2010 Nationaler Geheimdienstdi-
rektor (DNI) und als solcher Koor-
dinator der Nachrichtendienste der 
Vereinigten Staaten bis zum Ende 
der Amtszeit der Regierung Obama 
am 20. Januar 2017 / Public Domain

Bild 4: Präsident Barack Obama in der Pressekonferenz am 20.08.2012 im 
Weißen Haus / Official White House Foto von Pete Souza / Public Domain
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Wir wussten, dass die Türken 
den Transport von Vorstufen che-
mischer Waffen ermöglicht hat-
ten und zwar genau in das Gebiet 
in Syrien, an dem der chemische 
Angriff erfolgte. Wir erfuhren 
von unseren Kollegen, dass es viel 
eher die Rebellen gewesen waren, 
die das in einer klassischen False 
Flag Attack getan hatten, um Ob-
ama zu einem offenen Krieg ge-
gen Syrien zu verleiten. Er sollte 
in eine Falle gelockt werden. Doch 
die Geheimdienste wollten dabei 
nicht mitmachen. 

Was geschah noch? General 
Dempsey [Bild 5], der Vorsitzende 
der Stabschefs (Chairman of the 
Joint Chiefs of Staff), ging diese 
Nacht, am 30. August 2013 [An-
merk. d. Übers.: Das muss der 30. 
August gewesen sein], zum Präsi-
denten und sagte: “Herr Präsident, 
ich habe von meinen Kollegen in 
London gehört, dass das Sarin-
Gas, das außerhalb von Damaskus 
eingesetzt worden ist, nicht das ist, 
das von der syrischen Regierung 
gelagert wird. Sie sollten Vorsicht 
walten lassen, einen Krieg zu be-
ginnen, aufgrund von Vorkomm-
nissen, die sehr nach einer Mau-
sefalle aussehen.“ Und so änderte 
der Präsident seine Meinung. Das 
war großartig. 

Und das zeigt, was für einen 
Einfluss Israel auf unsere Politik 
hat, denn es endete da noch nicht. 
Also, wir waren außerhalb des 
Weißen Hauses und sorgten uns, 
worüber der Präsident gesprochen 
hatte. Seine Rede kam verspätet, 
denn wir hatten einen solchen Ra-
batz gemacht und er wartete, bis 
es ruhig war. Was er ankündigte, 
war folgendes: „Der Vorsitzende 
der vereinten Stabschefs sagte mir, 
dass unsere Streitkräfte vorberei-
tet sind, wir haben Kriegsschif-
fe im östlichen Mittelmeer und 
die Franzosen sind auch startbe-
reit. Wir können gegen Syrien je-
derzeit losschlagen. Aber er sag-
te mir auch, dass das nicht heute 
sein muss, auch nicht morgen und 
auch nicht diese Woche oder die-
sen Monat. Wir können es jeder-
zeit machen. Und deshalb habe ich 
beschlossen, vor den Kongress zu 
gehen, um die entsprechende Zu-
stimmung für diesen Militärschlag 

zu bekommen.“ Whow. (Man sieht 
eine Aufnahme von Obama wäh-
rend dieser Rede). 

Obama: „Nach sorgfältiger 
Überlegung habe ich entschie-
den, dass die Vereinigten Staaten 
einen Militärschlag gegen Zie-
le des Syrischen Regimes durch-
führen sollten. Aber, als Oberster 
Befehlshaber der Streitkräfte und 
angesichts des Nationalen Sicher-
heitsinteresses, werde ich die Ge-
nehmigung für diesen Einsatz von 
den Volksvertretern des amerika-
nischen Volkes im Kongress ein-
holen.“ (Ende Einblendung von 
Präsident Obama). 

Ray McGovern: Nun, es waren 
nicht nur meine früheren Kolle-
gen aus dem Geheimdienst, die 
dieses Mal ehrlich waren, es war 
nicht nur Dempsey, sondern so-
gar die Briten stimmten, zum ers-
ten Mal in 855 Jahren, im Briti-
schen Parlament gegen den Krieg 
und – Wunder über Wunder – es 
war August und deshalb waren 
die Kongress-Abgeordneten und 
Senatoren an ihren Heimator-
ten. Dort lernten sie sehr schnell, 
dass die Amerikaner diesen Krieg 
nicht wollten. Es gab also vie-
le Faktoren, die alle zusammen 
kamen. Obama entschied sich 
für das Richtige. Doch von wem 
wurde er unterstützt? Von nie-
mandem. Er gibt es zu. Er sagte 
öffentlich, dass er gegen den Rat 
von Biden und Kerry und jedem 
anderen agierte und er tat das 
Richtige und ist sehr stolz darauf. 

Nun, was hat er kürzlich noch 
aufgedeckt? Er deckte auf, dass der 

Chef der nationalen Sicherheitsbe-
hörden, ein Mann namens James 
Clapper [Bild 6], ihn eines Mor-
gens unangemeldet aufsuchte und 
sagte: „Mr. Präsident, diese Sache 
da, dass Baschar Al Assad verant-
wortlich ist für den Chemiewaf-
fen-Angriff bei Gutha – ich möch-
te nur darauf hinweisen, dass das 
keine todsichere Sache ist. Ver-
stehen Sie, Mr. Präsident? Es ist 
keine todsichere Sache.“ Nun, das 
war eine Anspielung auf George  
Tenet [Bild 7], den Mann, der 
George W. Bushs Anweisungen 
hinsichtlich Beschaffung gefälsch-

ter Geheimdienstberichte über 
den Irak befolgte. Er hatte da-
mals gesagt, dass die Beweise 
dafür, dass der Irak Massenver-
nichtungswaffen hatte, eine tod-
sichere Sache seien. Das war um 
die Weihnachtszeit im Jahre 2002. 
Obama war also gewarnt worden. 

Er war gewarnt worden von James 
Clapper und Dempsey. Ich bin 
sicher, dass Dempsey zum Prä-
sidenten Folgendes gesagt hat: 

„Mr. Präsident, John Kerry ist 
ein wunderbarer Mann. Ein wun-
derbarer Mann, aber kein strategi-
scher Denker. Mit allem nötigen 
Respekt, aber Boote den Mekong 
hinaufzuschippern macht einen 
noch lange nicht zu einem stra-
tegischen Denker. Er weiß nicht, 
was am Tag danach in Syrien pas-
siert. Also, bei allem Respekt – Sie 
sehen, was er tun will und er ist 
vom Pfad abgekommen.“

Obama folgte diesem Rat und 
ist nun sehr stolz darauf, dass er 
das getan hat, und nun gibt er zu, 
dass der Chef der nationalen Si-
cherheitsbehörden ihm gesagt hat, 
dass es keine todsichere Sache war. 
Warum hat Clapper ihm das ge-
sagt? Weil er sich einem partiel-
len Aufstand seiner Geheimdienst-
Analysten gegenübersah, die sich 
weigerten – und das ist wichtig – 
die sich weigerten, eine Bewer-
tung der Geheimdienstinforma-
tionen anzufertigen. 

Nun – bei solchen schwerwie-
genden Ereignissen bekommt man 
immer eine Bewertung von den 
Geheimdiensten, dafür gibt es ja 

Geheimdienste. Was war also am 
31. August 2013 außerhalb von 
Damaskus passiert? Wir brauchen 
eine Bewertung. Wer war verant-
wortlich? Unsere Jungs würden 
das nicht tun, wissen Sie, denn 
sie würden nicht mit der Ant-
wort kommen können, die Kerry 

Bild 7: George Tenet, links von U.S. Präsident Bush im Weißen Haus.
Wikimedia / U.S. Goverment Foto / Public Domain

Bild 8: Wikimedia / Foto by Kenneth C. Zirkel / CC BY-SA 3.0
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[Bild 8] entwickelt hatte und die 
er am 30. August 35 Mal formu-
liert hatte. 

Es gab also keinen Geheim-
dienstbericht. Nachdem Kerry also 
all diese Propaganda von sich ge-
geben hatte, fragte sogar der Steno-
graph unserer Medien: Welche Be-
weise haben Sie? Und da kamen sie 
mit einem sogenannten „Govern-
ment Assessment“ daher. Eine 
neue Gattung. In 50 Jahren habe 
ich niemals ein „Government As-
sessment“ gesehen. Aber, zu ihren 
Gunsten muss ich sagen, dass die 
Geheimdienstleute ja nun keinen 
Geheimdienstbericht herausgeben 
konnten. Dieses „Government As-
sessment“ soll wohl heißen, dass 
der Bericht durch politische Ein-
flussnahme im Weißen Haus zu-
stande kam 

Was passierte dann? Nun,  
Kerry trat am 3. September vor den 
Kongress, drei Tage nachdem der 
Präsident entschieden hatte, dass 
man das nicht machen würde, und 
Kerry sagte: „Wir müssen Vergel-
tungsmaßnahmen ergreifen, wir 
haben diese rote Linie gesetzt und 
wir müssen es machen und außer-
dem sind die „moderaten Rebel-
len“ dabei, zu gewinnen, sie be-
ginnen zu gewinnen. Heben Sie 
Ihre Hände.“ Nun, er war vor dem 
Ausschuss für auswärtige Bezie-
hungen des Senats, der wirklich 
übereifrig war, anzugreifen. 

Was passierte dann? Nun, am 
4. September begab sich der Prä-
sident nach St. Petersburg zu ei-
nem dieser Gipfeltreffen und am 
Ankunftstag stand Wladimir Wla-

dimirowitsch Putin, der Präsident 
der Russischen Föderation, vor 
ihm und sagte: „John Kerry hat 
gesagt, dass die Moderaten dabei 
seien, zu gewinnen und dass Bas-
har al-Assad für den Giftgas-An-
schlag außerhalb von Damaskus 
verantwortlich sei. [Nun spricht 
McGovern auf russisch das aus, 
was Putin gesagt hat:], das heißt: 
„Er lügt. Und er weiß, dass er lügt. 
Das ist traurig.“ 

Nun, ich habe ein halbes Jahr-
hundert lang russische Außenpo-
litik und die Aussagen russischer 
politischer Führungskräfte beob-
achtet und ich habe noch nie, noch 
niemals – nicht einmal zu Stalins 
Zeiten – erlebt, dass ein russischer 
Staatschef den US-Außenminister 
einen Lügner nannte. Aber er hat-
te Recht, und Obama, der in St. 
Petersburg ankam, wusste, dass 
er Recht hatte, denn Clapper hat-
te ja mit ihm schon gesprochen, 
und Clapper war der Koordina-
tor der Geheimdienste. Was tat 
er? Putin sagte: „Barack, wir be-
sprachen vor einigen Monaten, im 
Juni, in Nordirland dieses Problem 
bezüglich eines möglichen Gift-
gas-Einsatzes in Syrien. Sie wis-
sen, es ist eine Tatsache, dass da 
Gruppen zusammenarbeiten, um 
einen Kriegsgrund zu schaffen. 
Also, lass mich mit Assad ver-
handeln. Ich denke, wir werden 
es schaffen, ihn davon zu über-
zeugen, diese Chemiewaffen un-
ter Aufsicht zu vernichten. Las-
sen Sie mich das machen.“ Obama 
stimmte zu und kehrte nach Wa-
shington zurück. 

Unterdessen war Kerry überall 
in der Welt herumgekommen, um 
Unterstützung für einen Angriff 
auf Syrien zu bekommen. Was 
dann passierte, war, dass Kerry 
in London war und sagte: „Sehen 
Sie, die rote Linie ist überschrit-
ten worden. Wenn wir nicht gegen 
diese schreckliche Bedrohung ge-
gen uns alle angehen, wird es zu 
spät sein“ und schließlich fragte 
ihn jemand aus der Zuhörerschaft 
in London – ich denke, das war so 
um den 7. September 2013 herum: 
„Mr. Kerry, gibt es nichts, was 
Bashar al-Assad tun könnte, um 
einen Vergeltungsschlag zu verhin-
dern?“ Und Kerry sagte, ziemlich 
herablassend: „Er könnte auf sei-
ne Chemiewaffen verzichten, aber 
das würde er nicht tun.“ … Also, 
er stieg ins Flugzeug und bekam 
einen Anruf von Präsident Oba-
ma: „John, sorry, dass ich mich 
nicht früher gemeldet habe, aber 
wir haben jetzt diesen Deal mit 
den Russen. Wir haben vereinbart, 
dass Syrien morgen ankündigt, 
dass es alle seine Chemiewaffen 
abgibt, damit sie vernichtet wer-
den können. […..] Deshalb möch-
te ich, dass wenn du morgen nach 
Genf kommst, sich die Arbeits-
gruppen darum kümmern, diese 
Vereinbarung abzuschließen. Wir 
können das in einer Woche erle-
digt bekommen.“

Kerry sagte: „Oh“. Und er flog 
nach Genf und setzte das um. 

Die meisten Amerikaner wis-
sen nicht, dass alle Chemiewaffen 
von Assads Armee auf einem US-
Schiff vernichtet worden sind, das 
extra dafür ausgerüstet ist, solche 
Chemiewaffen zu vernichten und 
das Problem war gelöst. […] Nun, 
diese Vorkommnisse zeigen je-
denfalls den Einfluss israelischer 
Politik auf Kerry, Clinton und die 
US-Politik im Allgemeinen.

Als all das geschah, übernahm 
bei der New York Times eine re-
lativ neue Bürochefin ihr Jerusa-
lem Büro und ihr Name war Jodi 
Rudoren. Sie hatte noch nicht viel 
Erfahrung in Angelegenheiten des 
Nahen Ostens, aber sie war gut ein-
gewiesen worden und sie wollte 
gute Arbeit leisten und während 
der Zeit, als all das passierte, sagte 
sie sich – und das spricht für sie: „ 

Ich gehe zu einem hochgestellten 
israelischen Regierungsbeamten 
und frage ihn mal, welches Ergeb-
nis ihnen am liebsten wäre.“ Und 
das machte sie. Sie fragte israeli-
sche Regierungsbeamte, einige 
im Ruhestand, einige noch nicht 
… und was hat sie herausgefun-
den? Nun, der frühere israelische 
Generalkonsul in New York sag-
te ihr: „Nun, Miss Rudoren, es ist 
ein wenig peinlich, das zu sagen, 
aber unser bevorzugtes Ergebnis 
ist: kein Ergebnis.“ 

Sie fragte, wie er das meine. 
„Nun ja, ich sagte schon, das klingt 
nicht sehr human, aber es ist so, 
wie wenn Sie bei einem Ausschei-
dungskampf nicht wollen, dass ein 
Team gewinnt. Sie wollen auch 
nicht, dass einer verliert. Sie wür-
den eigentlich ein Remis, ein Un-
entschieden bevorzugen.“ Und sie 
fragte: „Wie meinen sie das?“ „So-
lange Sunniten und Schiiten sich 
gegenseitig umbringen – nicht nur 
in Syrien, sondern auch in der ge-
samten Gegend, hat Israel von Sy-
rien nichts zu fürchten.“ Das war 
am Labour Day Weekend . Jodi 
Rudoren, das muss man anerken-
nend feststellen, schrieb das alles 
auf, und – Wunder über Wunder 
– das erschien in der New York 
Times. Ich kann da nur speku-
lieren, dass da einige wohl schon 
fürs Wochenende am Strand wa-
ren. Und da ist es: Unser bevor-
zugtes Ergebnis ist kein Ergebnis. 

Was sind die Hintergründe? 
Nun, 2013 war Bashar al-Assad 
gerade dabei, zu gewinnen. Er 
hatte viele dieser „moderaten Re-
bellen“ – böse „moderate“ Rebel-
len und moderate „moderate Re-
bellen, also viele Rebellen, sollte 
ich sagen – aus ihren schon vor 
einigen Jahren eroberten Gebie-
ten zurückgedrängt; und Assad 
begann, Gebiete zurückzugewin-
nen. Wenn Sie also nicht wollen, 
dass eine Seite gewinnt, vor al-
lem nicht Bashar al-Assad, was 
machen Sie dann? Dann locken 
Sie die USA in die Falle, offen 
militärisch einzugreifen. Auch 
wenn dann die USA nicht unbe-
dingt gewinnen – Bashar al-As-
sad gewinnt auch nicht. 

Es hat fast geklappt, und es 
ist wirklich erstaunlich, wie der 

Bild 9: Links im Bild Paul Wolfowitz (2003), ehemaliger stellvertetender 
Verteidigungsmisister U.S., neben Rumsfeld und Bush (Foto: US Navy, 
Public Domain)
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Präsident sehr ankündigt, dass 
dies ein Schlüssel-Erfolg wäh-
rend seiner Präsidentschaft war, 
als jeder Andere sagte: Los, geh 
gegen Bashar al-Assad! Und die 
Frage ist natürlich: Warum? War 
er eine Bedrohung für die Verei-
nigten Staaten? Nein. War er eine 
Bedrohung für Israel? Das wäre 
weit hergeholt. Aber wenn Sie an 
die Hisbollah denken, und wie sie 
bewaffnet wird durch Syrien, wenn 
Sie an Israels Bedenken über die 
sehr naheliegenden Bedrohungen 
von Hisbollah, von Hamas und 
anderen denken, dann wollen Sie 
Durcheinander und Chaos in Sy-
rien, dann wollen Sie Syrien zer-
stückelt sehen, und das bekam 
man dann auch. 

Das Letzte, was ich dazu noch 
sagen möchte, ist recht interessant, 
denn es war eine persönliche Er-
fahrung. Ich glaube, es war um den 
8. September herum. Ich wurde zu 
CNN International gebeten, um 
über Syrien zu sprechen und ich 
kam in diesen mittelgoßen Raum, 
und als ich gerade die Türe geöff-
net hatte, hätte ich diesen kleinen 
Typen beinahe umgerannt, wissen 
Sie, und ich blickte ihn an und es 
war Paul Wolfowitz [Bild 9]. [bei 
ca. Minute: 26:32] Nun, ich habe 
den Gewaltverzicht verinnerlicht 
und ich danke Gott dafür, denn so 
konnte ich mich beherrschen und 
tat nicht das, was ich, als Ire, wohl 
mit Paul Wolfowitz gemacht hätte, 
der, Scherz beiseite, verantwort-
lich ist für alle Arten von Mord 
und Totschlag und Zerstörung im 
Nahen Osten. So sagte ich: „Sor-
ry“ und er sah mich an, als ob ich 
wirklich vorsichtig sein sollte. Ich 
schloss die Türe und wer war da 
noch am Ende des Raums… Joe 
Lieberman [Bild 10]. Zwei Erz-
Neokons im selben Raum. Sie 
blickten auf diesen großen Fern-
sehbildschirm, auf dem einer von 
diesen CNN-„Experten“ versuch-
te, einen Sinn darin zu finden, wa-
rum Obama sich vor dem Militär-
schlag gedrückt habe, wie er diese 
rote Linie gesetzt habe und nun, 
oh, niemand würde uns mehr ach-
ten und nicht mehr an uns glau-
ben. Er war wirklich eifrig, und 
ich dachte, hier bleib ich noch ein 
Weilchen und kuck mir das an. 

Lieberman und Wolfowitz gin-
gen zu einem separaten Studio, 
einem größeren, um dort ihr In-
terview zu geben, und ich beob-
achtete es an diesem Bildschirm. 
Das Erste, was Lieberman sagte, 
war: „Ich verstehe den Präsiden-
ten nicht. Er braucht keine Zustim-
mung des Kongresses, um einen 
Krieg in Syrien zu beginnen“. Und 
Lieberman und Wolfowitz mach-
ten in dieser Art weiter. Die At-
mosphäre war wie bei einer Be-
erdigung. Es hatte den Anschein, 
als ob Liebermans und Wolfo-
witz‘ Mutter von einem Lastwagen 
überrollt worden wäre. Sie hatten 
ihren Krieg nicht bekommen und 
sie waren wütend. 

Da Lieberman gesagt hatte, 
dass der Präsident die Zustimmung 
des Kongresses nicht brauche, zog 
McGovern seine kleine Verfassung 
heraus, die er immer bei sich trägt 
und er las Artikel 1, Abschnitt 8, in 
dem geschrieben steht, dass Kriege 
der Zustimmung durch den Kon-
gress bedürfen und er unterstrich 
es und er riss das Blatt heraus, den 
ganzen ersten Artikel und ging zum 
Aufzug. Nun, das ist nicht nur ein 
Aufzug, sondern etwas, das über 
und über geschmückt ist, wie in 
Saudi Arabien, echter Marmor und 
so weiter, und er wartete, bis Wol-
fowitz und Lieberman aus ihrem 
Studio herauskämen. 

Nun: Man muss die Gepflo-
genheiten von Washington ken-
nen. Nämlich, dass es unmöglich 
und nicht entschuldbar ist, jeman-
den zu vergessen, der wichtig sein 
könnte …

Ich kam also und sagte: Joe, 
Paul, ich bin Ray McGovern und 
sie sagten: Ach ja, und so schüt-
telte ich die Hand von Lieberman 
und Wolfowitz. Ich sagte: Joe, 
eine Sekunde, Paul, ich konnte 
es gerade nicht glauben. Waren 
Sie nicht 24 Jahre lang im Kon-
gress, und Sie wissen nicht, dass 
der Präsident die Zustimmung 
des Kongresses benötigt, um ei-
nen neuen Krieg zu beginnen? 
Das wissen Sie nicht? Hier, ich 
habe Artikel 1, 8 herausgerissen, 
lesen Sie es und denken Sie dar-
über nach, okay? Und vielleicht 
korrigieren sie es dann mal bei 
CNN, okay?“ Und dann eilte Paul 
davon und dann tauchte auf ein-
mal die 1,80 Meter große, wun-
der-, wunderschöne Begleitung 
von Paul und Lieberman auf. Und 
sie sah, was hier gerade geschah, 
und sagte: „Oh, Gentlemen, ich 
bin untröstlich.“ „Ich bin auch un-
tröstlich“, sagte ich. „Was suchen 
diese Clowns in Ihrer Show? Die 
nicht einmal wissen, was in der 
Verfassung steht.“ 

Warum erzähle ich das? Weil 
diese archetypischen Neocons 
den Mund sehr voll nehmen und 
falsche Dinge auf CNN verkün-
den, nämlich dass der Präsident 
keine Autorisation zur Führung 
eines Krieges brauche. Und es war 
offensichtlich, dass die Neocons 
wirklich verärgert waren, weil sie 
ihren Krieg nicht bekommen hat-
ten – aber fast, mit Kerrys Hilfe 
und mit der Hilfe von anderen, 
hätte die Falle für Obama zuge-
schnappt. Und man konnte ja se-
hen, dass der Präsident stolz da-
rauf war, nicht hineingetappt zu 
sein. Er hatte ja schon in Bezug 
auf Libyen gesagt, dass das ein 
Fehler war und man keinen Plan 
für den Tag danach gehabt hät-
te. Wer hätte für Libyen den Tag 
danach planen sollen? Außenmi-
nisterin Hillary Clinton. 

So, diese Dinge sind wirklich 
wichtig, denn sie zeigen, dass die-
se Leute sich mehr darum küm-
mern, was die Israelis wollen, als 
dass sie sich um die Sicherheits-
belange der Vereinigten Staaten 
kümmern.

Sie sind bereit, unsere Politik 
in diese Richtung zu drehen. Was 

ist der Unterschied? Was ist die 
Definition von einem Neokonser-
vativen? Meiner Ansicht nach ist 
das jemand, der große Schwierig-
keiten hat, zwischen den strategi-
schen Interessen der Vereinigten 
Staaten auf der einen Seite und 
denen von Israel auf der anderen 
Seite zu unterscheiden. Nun, je-
der hat das Recht auf seine eige-
ne Meinung. Ich jedenfalls finde 
nicht, dass solche Leute die US-
Außenpolitik gestalten sollten 
und wenn Sie sich die Ankün-
digung von Hillary Clinton an-
hören, die Netanjahu gleich am 
ersten Tag ins Weiße Haus einla-
den möchte, dann kann man an-
nehmen, dass dieses Problem in 
höchstem Maße bleibt, wenn sie 
so etwas wirklich beabsichtigt.

Ein herzliches Dankeschön an 
Angelika Eberl. Ein 30-minüti-
ges Video zu übersetzen, ist har-
te Arbeit.

Quellen:
[1] YouTube, Ray McGovern: The Inside 
Scoop on the Middle East & Israel 
(Innenansicht auf den Mittleren Osten 
und Israel) <https://www.youtube.com/
watch?v=wnITcUQiK1Y>

Bild 10: Joe Liebermann / Offical 
Congress Foto / Gemeinfrei

Im Interview:
Ray McGovern
(* 25. August 1939 
in New York) war 
als Mitarbeiter 
der CIA unter 
sieben US-Präsi-
denten insgesamt 
über 27 Jahre lang 
für die morgendliche Berichterstat-
tung im Weißen Haus zuständig.

www.raymcgovern.com

<http://
www.free21.
org/?p=27423>

Dieser Text wurde zuerst am 29.04.2017 auf 
Nachdenkseiten.de unter der URL <http://
www.nachdenkseiten.de/?p=38084> ver-
öffentlicht. (Lizenz: Nachdenkseiten.de) 
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Widerrufsrecht: Mir ist bekannt, dass ich diese Bestellung innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungs-
datum, widerrufen und die Erstattung des belasteten Betrages verlangen kann. Es gelten dabei die bei meinem Kredit-
institut vereinbarten Bedingungen. Die Mandatsreferenznummer wird von GlobalFairHandeln/Lukas Puchalski vergeben.

Erscheinungstermine in 2017: 15.2.17/15.4.17/15.6.17/15.8.17/15.10.17/15.12.17

Abonnement-
Bestellschein

Bitte liefern Sie mir das Free21-Magazin ab der kommenden  
Ausgabe jeden 2. Monat bis auf Widerruf im Print-Abonnement.  
Die Bezugsgebühren in der BRD (Druckkosten inkl. Zustel- 
lung) betragen pro Ausgabe 10 EUR, (15 EUR/Ausgabe 
 in EU-Länder). Ich erhalte dafür 10 Exemplare. Ich bin da-
mit einverstanden, dass die Print-Abo-Gebühren von mei-
nem Konto je Ausgabe im Voraus abgebucht werden. 

Gläubiger-Identifikations-Nr.:  
DE39 ZZZ 000 015 390 45
Mandatsreferenz-Nr.

Abschicken an: GlobalFairHandeln, Lukas Puchalski, Am Entenpfuhl 4, 50170 Kerpen

Aktuelle und ältere Ausgaben können Sie im Webshop www.free21abo.de bestellen.

PLZ, Ort:

E-Mail:

Kontoführendes Institut:

PLZ, Ort:

Datum, Unterschrift des Kontoinhabers:

Str., Nr.:

Str., Nr.:

Kontoinhaber Name, Vorname:

BIC:

IBAN:

Name

Erteilung einer Einzugsermächtigung und eines SEPA-Lastschriftmandats:
Hiermit ermächtige ich Sie, bis auf Widerruf, die Print-Abonnementgebühren von meinem unten aufgeführten Konto einzuziehen.

Abweichende Lieferanschrift:



Unterstütze Free21: load – print – read – share – donate: www.free21.org

Die Geschenkidee: Ein Free21-Abo

www.Free21Abo.de

LETZTE SEITE

Wir suchen noch ehrenamtliche

Verstärkung für das 
Free21-Team:

Layouter/innen
mit Adobe Indesign ab Vers. CS 4

Free21 publiziert in verschiede-
nen Sprachen. Für alle Sprach-
versionen werden druckfähige 
PDF-Artikel layoutet. Dabei  
brauchen wir Eure Unterstützung. 

Wir freuen uns über engagierte

Wir wollen auch nicht deutsch-
sprachige Menschen bei ihrer 
Meinungsbildung unterstützen 
und einen Teil unserer Artikel in 
anderen Sprachen publizieren. 
Um das zu schaffen, benötigen 
wir Eure Unterstützung. 

Dafür suchen wir ehrenamtliche

sprachlich versiert sowie mit 
guten stilistischen und 
orthografischen Fähigkeiten.

Wenn Ihr uns ehrenamtlich  
unterstützen könnt, schreibt  
bitte an: team@free21.org

Unsere Vision ist ein weltweites  
ehrenamtliches Netzwerk von 
Menschen, die den Mainstream-
Medien Beine machen wollen. 

Wenn jeder Mitstreiter auch nur 
einen Artikel pro Woche gestal-
tet, können wir einiges bewegen!

Übersetzer/innen

Das Free21-Prinzip:


